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De servitütibus präedioruin , auctofe Henfr
vero . Pars priqr 9 quam dissertationiS
esse volait . Rostock » typis Adlerranis . 18±\

Lehre von den Sörvituiett faitn  gewiA,Hoch, k
gewinnen, Wenn sie von tüchtigen RechrsgelLtzrten hrst.
und exegetisch sö bearbeitet wird, wie neuerlich Davigtty  .
Sesitzlehre behandelt hat. Allein schwerlich kann man sagech
daß es bishsr so arg aussah, uyh sich jetzt so gm stellte, ibit
Unser|8erf. behauptet. Er schließt nämlich sein Such mit dift
{m,  überhaupt sehr Merkwürdig^ Worten: Haec bactentf».
MaterieS , quam pectractaviraus * aequiparanda est cuiu
stabtflo Augiae ; quippe qnfrnra stercore pleriif ; Vernifi
equidem ÄlcideS haud sum » qui fiumine miSao' in »tabu «'
lum ablöflrim vastuinque et aqualidüna aeervum » Ln i in
fiseellis stetcus fuit ab spörtandu m ; üon sine mole fuit;
£scöä nps fecimus*ipsi, — Wenn ein junger Mann in
seiner ersten Proöeschrift sich auf solche Art äußert̂ so wird
dev bescheidene  Leier erwarten,, daß rverftMeUs dgS Dop¬
pelte he- Versprochenen geleistet sey. Allein dieser Erwartung
entspricht nun die vorliegende Schrift auf keine Weise. Daß

.dev Berf. wissenschaftlicheRegsamkett und gute Anlagen bewiesen
Haß, erkennen wir freytich an, so wie, daß seine-Schrift
manche gute Zdee öder Andeutung enthält. Allein etwas'
Wesentliches ist von ihm gerMi nicht geleistet. . Zuerst tr-iA
die vorliegende Schrift der Vorwurf, daß sie nur, man mächre
sagen, rhapsodisch in di< Lehre von den Kea'l , Servitrtten hin- ,
eistfährt, und einzelne Heggeul hevaushebt, oHift den ganzen
lunereri Zusammenhang der einzelnen BestlstEWn dleser
Materft.^ grzulegen. tzkeMichrftche Erörterungen̂ fehlen vielt
fach, und sin daL, was>chäy. hjPtoria dögmaris zu nennen
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y Litterairhistorische hat der Verf. gar
,rscheintich weit es ihm noch zur Zeit an

, und so daß Vertrauen auf den eigenen geiuuar
.stovischer Gediegenheit vertreten mußte . Mit

.rauen ist nun aber der Verf . nicht west gekommen,
ist das Wildeste , was man sagen kann , wenn man

oer Schrift urthnir : sie enthalt neben Beweisen deS
charfsinns sehr viel Seichtes und Schiefes . Wir wollen

einige Proben geben. Die Lehre von bef caussa perpetua
der Servituten gehört bekanntlich zu den schwierigen und bestrittst
nen . Dabey wäre es also Pflicht unsers Verf . gewesen) alles- was
"bjc Gesetze darüber enthalten , genau anzugeben , und damit die
'historia dogmatis feit der Glosse zu verbinden . Statt dessen ber
kommen wir nun p . 53 — 60 — 66 kurz folgendes : Ptirnüm
equidem respicietidum esse putö ad id , quod a quibüs-

'dam *ubjectum et öbjeclum servitutis dicifur , id est , ad
fuiidum , cui debetur servitus * et ad furidum , qui d&bet
servitutern . Deinde respicias ad ipsum servitutis fineiti*
et * pöstremo ad rem quae in servitutis stipul ^tionem

Htenit . Alls dieses sic volo sic jubeo folgt nun gleich die
"Bemerkung : ein Gebäude fey tivikistisch unvergänglich , weil
die Polizey dafür sorge , daß es nicht verfalle ( Luch außer
der Stadt , und ivo den Nachbarn der Verfall nicht schadet^ )
Däratt schließt flch nun» wirtlich dieß : Sed ad variani s'er-

' vitutum praediöruai tirbariorum näturam respiciatür necesst
'ent . fiäbendi enim servitus duplicem accipit rationem.
Aliud est , habere rem iii alieno , et aliud , habere rem
8uöm itiaj cjcueüiädmodum, nisi servitus fuerit , habere
nön liceat . Prioris generis sunt : oneris fetejidi , ' tigni
iitimissi , stillicrdii avertendi servitutes ; alterius : feneStra-
ruiri , kltius töJlendi . ln prohibendi autem servitutibiis
alia ratiö est . "SV  enim alter , qui mihi debet , tte lumim-
bus mearurn Medium officiat , aedificium , quod servitutern
debet , depösaerit , plü $ aequo , id est , plus , quam debuit,
efficiet lümen . Ex bis igxtur iam videre licet , qua de-
ttiuin ei ratiöne urbana praedia perpetuam haliere caussam
dicere possis ( ! ) Bald nachhek werden noch einige Worte
über Lr fiH. © . de S. P . Ü . und gegen Thomasius gesagt,

w-Bim’-nn« i



und damit ist di- Sache
fahrt,: was bisher die© tffek
es sich der Verf. bey der Fra
verpfändet werden können. üy
Ansichten/Heren keine unser Ve-f. er.
die Entscheidungen von Mar-ianus

3. Li. 12. D. de pignor. , und'fev
äig.  qu r̂um sententlarum recqncilial/
inveniri * nisi tecum convenias , Marciä,.
modo jura praediorum urhanoruin intellig
habende consjstant? - Mit derselben Wir
pag. 2II . 2Z4. die Entscheidung von Ulpian und/
L,. i5. §. u3tf Ij . 16. D- de usufr. beseitigt. Es K
lich ganz verkehrt seyn, was beyde Classiker nun inden
dekten sagen, aber die Schwierigkeit soll gehoben seyn, w.
man sich recht überzeugt hältr daß Tritzonjan unricktig excey
pirte, und daß ihm hier alle Sünden zur Last fallen - -
Endlich nun noch eine Probe aus der Lehre-von den rebus
rnancipi und nee rnancipi , welche derVerf . pag . 1,88— rgi.
gleichfalls auSremigen zu müssen glaubte. Zuerst bemerkt er
kurz: auch nach Hugo müsse mgst einest andern Ausweg ver¬
suchenUßNd  Dynkershoeck sey mehr gelobt, als er verdiene.
Sodann folgt die neue Ansicht des Verf. Es sollen nämlich
res rnancipi die gewesen seyn , quarum commereio peregri-
nis * quihus commercium datum non erat , interdictum
füit . Nam per nexum et solemnem in jure cessionem
quasi cautum fuisse videtur , ne res eiusmadi generis ad
extraneös transirent . Zum Beweis - dient ein römisches Vek-

chvt bey. Livius gegen das Ausführen der Pferde, und die Be¬
merkung von Ulpian, daß die mancipatio nur unter Bür¬
gern, Latinen, und privilegirken Fremden Statt sinde. Dann

cheißt es gleich weiter: Praediorum commereio interdictum
fuit peregrinis , quo suuiti quasi jus tueretur sibi civitas;
animalium dorso collove domitorum , ne s.qualerent agri,
et ne deesset belli gerendi copia ; servorum ,  quia servug
etiam quasi Hoiuanus esse pöterafc . Quid autem esse
putas , quod Ictus jura praediorum rusticorum tantum-
modo nominaverit , cum eadem urbanprüm quoque prae*
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rätio esse videatur ? Manifest « haec
quoriiam urbanum praedium peregrinut

-Co solo hahuit , idcirco ne fieri cjuidem po-
-.vitus präedii urbaniei conti nger et, at vero in

j>l| a r,es est ; peregrinus enim praedium rusticum
j potuit in barbaro solo vicinum praedio Italici
IH.as Letzte ist nun wohl schon in sich rein ohne Sinn.

L)tNtt Mit einem praedio utfeano in barbaro solo
konktil mtzy so gut in das Römische Heich. hinein sehen,
als mit .einem praedio rustico. Wohet̂, also der Uns
ttrschked? AVer nun noch gar das Uebrjgsl Hing die SachI
mit Ausfuhrverboten zusammen, so ^egpeist man nichts
wie' die Dorschrift Mit auf Immobilien̂ geherr konnte. Und
was hatte sie überhaupt mit der Airsfuhv zu thun? Man
ließ ja dem peregrinus das res in bvnis est , und der
Mangel eines dominii ex jure Huiritium stand der Auss

-fuhr nicht entgegen. Selbst das hat .der Derf. nicht einmal
beachtet, daß für bloße Bürger unter einander die Einrheilung
der Sachen .in res mstncipi und nec mancipif galtdaß
also Erschwerung der AysMr oder des/ reyen Äerkehrs ber
Fremden in leister Hinsicht dabey in Frage kommen konnte.

. ' Zum Beschluß müssen wir auch noch die ungeheure Am
maßung des Derf. ernstlich rügen, besonders da jetzt Jp

-mancher gute Kopf durch erbärmlichen Hochmuth zy Grunde
'geht. Wo dem Derf. ein Dissentiens begegnet, da . behan/
delt er ihn,  als einen mißrathenen Schüler. Selbst die le,
Lenden bedeutendsten Schriftsteller werden sticht entfernt tze,
schont. So heißt es z. B . psg. 101. bey Gelegenheit der
servitus luminum von Feuerbach: vir inter inultosi insignii,
in erroribus quoque insignis . * Ein andren unsrer ange/
sehenstest Schriftsteüer wird pag. 126. sehr frostig abgefertigt,
und dann folgt der Zusatz: Haec bactemis.de- eo*. Respita-
rnus ! Odiosum erat negotium . Was würde der B 'erf. sar
gen, wenn man die Rerenfion seiner Schrift mit eben diesen
Worten schlösse? -



Reinhardd̂ BundeSattv
Die Bundes - Acte über Ob- Wad.
- Von W. Reinhard, GH. Badifh
. bey Mohr und Winter. 13*7. 8. 1.

Der Leser wird in dem Äf . dieser Sc -.,
lernen , welcher ein Freund der Fürstenma,
die billigen Ansprüche der Umerkhanen zu
Mann , dem , ob er wohl von dem Btantzp.
rnng ausgehr , . dennoch auch höhere Ansichten\
als fremd sind; einen Mann , der mit unserer 58%
«nd Gegenwart wohl bekannt, den Unterschiedzwilchr
reiflicherwägend / eine sehr beachtunqswerche Stimm
die Einrichtung landständischerVerfassungen, d. h. über %
Gegenstand abgiebt, welcher mit unserer Zukunft in einer .
genauen Verbindung steht. Zwar ist diese Schrift bey eiftech
bekannten Vorfälle , schön während der Geburt zum Tode ver»
«rthrilt worden — von Jünglingen , die sich der Gefahr aus»
sehen , frühzeitig zu altern. Aber wäre das Uriheil von einer
befugtexen Behörde ausgesprochen worden, so würde es doch

'auf einer Maxime berNhn, nE welcher auch die kirchliche
Znguifltion vertheidigk werden könnte.

Betz den ersten Theilen der Abhandlung ( bey dem Wie?
«nd Wann ? ) will Rec. nichtverweilen » Der Beef . schreibt
hier de» Mterthanen der deurschrn Fürsten eine verfasst !ngS»
mäßige Erwartung  zu , daß di« im iZten Artikel. der
DündeSakte enthaltene Verheißung einer landständischen Der»
faffung in Erfüllung gehn werde. Der ausführlichste-' und
wichtigste Theil der Abh. ist der dritte,  welcher di« Ein»
r ich tu n g einer solchen Verfassung betrifft. Der Vf . eröffnet
die Untersuchung mit einem Ueberblicke der Geschichte der
deutschen Landstände. DaS ( nach Rec. Urtheile., zu rasch und
nicht ohne Einseitigkeit gezogene ) Resultat , ist in folgenden
Worten enthalten : „ folgt man großen Umrissen, so erscheine«
deutsche Landständ« , nachdem die Ration feste- Sitze , genom»
men hattet bis zum i6ten Jahrhundert als Anarchismus,
dann bis zuM westphälischenFrieden als Aristokratismus, , und
endlich a>< «in grundloses wankendes Institut der Vorzeit. "
Di « abtretende sowohl , als hie stehende Generation , » fahrt
der Bf . fort« , lrhra in der Grrneinschast jener großen Ersah,



*Alter 08; Wann u. Wie? re.

merkwürdigen Ereignisse der französischen
und in diesem  Sinne ist in dem Raume

^elr kein Jnvidüum , von dem man nicht
/ fey ein Zögling dieser Revolution . " ' Sie ver-

. ^roße Wahrheiten , um sie von neuen, destokräfti-
ftä-rgen : „Das Volk muß wissen , wem es zn

.chen habe . Der Besitz muß heilig seyn.
e V ö l ke r sind etwa 4. c< An diese geschichtlicheLim

.öikung reihe dev Vf . folgende Hauptsätze : r ) Das ständig
sche Verhältniß bildet sich nicht vertragsmäßig
zwischen Regent und  Uixlk . Die Landstände müssen
erst exrstiren und dann kann man mit ihnen in gewisser- Art
Und Weise verhandeln . „ DaS Volt mitregieren lassen, weil
es Rechte hat, " ( also ihm das Recht einräumen , die Ver¬
fassung durch einen Vertrag  mit dem Fürsten festzüsetzen,)
„wäre eine halbe  Weisheit , die ganze bestände darin,  daß
man es sich selbst und ganz allein regieren ließe. " Jedoch
kann ein konstitutionelles Gesetz , ursprünglich ein Ausfluß der
gesetzgevenden Gewalt , bisse  Eigenschaft , so bald es von dem
Volke angenommen worden ist , nur in sehr beschränktem
Maße behalten . Rec . seht hinzu : Wie man auch immer über
die letzten Gründe des Staarsrechtes denken mag , so kommt
doch in der Wirklichkeit wenig oder nichts auf die Form  der
Gesetze , durch welche die Verfassung des Staates bestimmt
wird , sondern alles auf den Geist und die Kraft an , mit
welcher die Verfassung von Volk und Ständen aufrecht erhal¬
ten wird , Gründet eine landstandische Verfassung auf Verträge,
Handfesten , Brief und Sieget , dennoch werden die- Stände
entweder kein  Gewicht haben , oder nur für sich sprechen,
wenn nicht der Geist und ein guter Geist aus ihnen spricht.
Damit sey jedoch nicht soviel gesagt , daß es nicht der bessere
Weg srp , zuförderst die achtbarsten Männer des Landes über
die Einrichtung einer einzuführenden landständischen Verfassung
zu Rache zu ziehen. 2) Eine ehem a lig e oder beste¬
hende la n dsi a n d i sche Versa ssun tz dient nicht zur
nothwendigen Grundlage.  Denn es ist jetzt von einer
den ganz veränderten Zertumständen angemessenen Einrichtung
die Rede . Doch ist. eine schon bestehende Verfassung deswegen
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hie zue . Revycatioy der veräußerten Lehen eingeräumte Befug/
niß binnen 3  Jahren weder gerichtlich , noch außergerichtlich
verfolgt haberi : so sollen die in der Usurpations - Periode ver»
äußerten Lehen für eröffnet und heimgefallen erachtet werden.
Uüd sjn der Thal könnte man hierbey an das denken, waS
Äpachiävellr , ( gleich groß als Staatsmann und als Schrift»
stellet ) irgendwo sagt : Der Fürst kann streng , ja harr , leidst
grausam seyn , nur den Verdacht des Eigennutzes muß er vrr/
meiden.

An die hohe deutsche Bundes - Versammlung . Beurkundete Derthei-
diguug der Rechte der Bürgerschaft zu Frankfurt am Main gegen
die Ansprüche der Judengememde daselbst auf völlige bürgerliche
und polttische Gleichstellung mit den Bürgern dieser freien Stadt
von Seilen der ständigen Bürger - Repräsentation . Mlt Anl.
unter Zahl i —61. Frkf . r8l7 . 4. 88 S . und die Anl . 155.

Kurze Erledigung des sogenannten Nachtrags zu der an die hohe
re'utsche Bundes - Versammlung gerichteten Beschwerdeschrist der
Ftänkfurter Judenschaft , deren Ansprüche auf das Bürgerrecht
in der freyen Stadt Frankfurt betreffend. .Frkf . a. M . gedk.
b. I . Fr . Wenner 18»?. 4. 50 S . und VI . S . , welche daS an
die Bundes - Versammlung gerichtete Ueberreichungs - Schreiben

' des Senates einnimmt.

Zwey amtliche Schriften , gerichtet an die deutsche Bun,
des/Versammlung , bestimmt die bekannten Ansprüche der Frank/
furtchr Judenschaft abzuwehren ; die erstere zugleich ( auch wegen
der zahlreichen Beytagen ) ein interessanter Beytrag zur Ge»
schichte der Judenschaft in Frankfurt . Die Gründe , mit
welcher die Frankfurter Bürgerschaft gegen die Ansprüche ihrer
Jüdischen Schutzgenossen streitet, , sind im Allgemeinen schon
.aus den Zeitungen zu bekannt , als daß eine ausführliche In/
haltsanzeige der obigen Schr .sten hier an ihrem Orte seyn
würde . . —

Wenn wir übrigens in dieser , so wie in andern über
chas Frankfurter Verfassüngstverk erschienenen Schriften - etwas
vermißten - so war es eine gründlichere Erörterung des Gegen»
standes aus dem Standpunkte des allgemeinen Staats »echtS
und der allgemeinen Staatskunst . Frankfurt ist von den hohen
Verbündeten und durch den deutschen Bund als eine selbststän/
dige Stadtgemeinde anerkannt worden . ~  Was würden wohl
die Griechischen Staatsmänner , ( doch wohl die kompetentesten
Richter , wenn von republikanischen Verfassungen die Rede
Ist-) was würden diese geürtheilt haben, wenn man die wW
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liegenden Ansprüche der Frankfurter Judenschast vor ihren Richter,
stuhl gebracht ĥätte ? Die Juden , ein unter eigenen Gesehen lebeus
des Volk , Melangen in einem Gemeinwesen gleiches Stimm,
und StaatSbürqerrecht mit den übrigen Bürgern , ohne deshalb
ihre eigenen Gesetze aufzugeben , also ohne je mit diesem Ges
meinwesen wahrhaft ein Ganzes bilden zu können ? Wie läßt
sich das wohl mit der Natur eines Gemeinwesens vereinigen?
Zwar möchten sich die Juden seit , einigen Jahren gern in eine
bloße Reiigionsgesellschast umgestalten , damit sie Unter , dem
Schilde der Religrous Freiheit ihre weltlichen Zwecke erreich,
ten . Aber sie müßten ihr . Gesetz und ihre ganze Geschichte
vertilgen ^ sie müßten selbst die heiligen Schriftest der Christes
vernichten , wenn dieses Kunststück Deyfall finden sollte . Jy
einer Monarchie ist die Stellung der Judenschast eine ganz
andere , als in einem Freystaate , sey er klein oder groß ^ Hä
kommt weniger auf die Meinungen der Einzelnen an , weil die

Macht größer ist , hie alle  in Gehorsam erhält . Für einen
Freystaar hat selbst der 16 , Artikel des deutschen Bundes seine
Bedenklichkeiten . Das . hat die Erfahrung gelehrt . — An
diese und ähnliche Wahrheiten kann man nicht oft genüg erins
nern , damit man auch der Verschiedenheit der Staat - ver,
fassungen ihr Recht angedeihn taffe.

Der adtichen Gesellschaft Alt - Limplttg angisprocheUeK Recht auf eine
bestimmte Zahl von Stelley in dem Senate der freien Stadt
Frankfurt a » Ä . 1817. 4* 55 S . und 34 S . Anlagen,

Die adliche Gesellschaft Alt ' Limpurg zu Frankfurt niWMt,
gestützt auf die Verfassung der Reichsstadt  Frankfurt ., eine
Anzahl Stellen in dem Senate der freperr Stadt Frankfurt
in Anspruch . Sie hat sich- durch die neuste Verfassung der
Stadt Frankfurt in diesem Rechte gestört , an die deutsche
Bundes - Versammlung ' gewendet , Unter den Druckschriften,
welche auf diese Veranlassung erschienen sind , ist die obige die
neueste . Sie ist gegen  die Ansprüche der Gesellschaft . gerich,
tet , und sucht geschichtlich darzuthun , daß der Gesellschaft das
behauptete Recht niemals jugestanden habe , daß , wenn auch
die Gesellschaft ehemals in dem Besitze  gewisser Rathsstellen
gewesen sey, dennoch die .Gemeinde berechtiget war , sowohl
überhaupt , als insbesondere dermaien , diesen Besitzstand unbes
achtet zu lassen . Unter allen den Streitfragen , welche wes
gen der neuen Verfassung der steyen Stadt Frankfurt an die
Bundes , Versammlung gebracht worden sind , möchte die vor,
tieqende am schwersten zu entscheidest seyn . . Auf det eisten
Seite ist doch schon der ' ehemalige Besitzstand bewandten Mm,
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ständen nach , «in nicht unwichtige « Moment , und auf der an¬
dern Seite dürft « eine ( wenn auch beschränkt - ) Wiederher¬
stellung de« Besitzstände « mit dem ganzen Wesen und Dane
der neuen Verfassungen kaum vereinbar jeyn . Und welche
Entschädigung ist bey einem so l ch e n Anspruch « möglich ? -7-
Jedoch der Erfolg der Schrift mag seyn weicher er will , für
die Geschichte  der Stadt Frankfurt .wird sie , wegen der ge»
fchichtlichen Untersuchungen , auf weiche der ( auch in der
neuesten Literatur der Geschichte der deutschen Städte wohl
bewanderte ) Vf . seine Schlüsse gebaut hat ) allemal einen blei¬
ben Werth behalten . . Auch die Anlagen sind ein schätzbare«
Geschenk , die erneuerten Ordnungen der adlicheii Gesellschaft
Alten , Limpurq de . ao . i585 . und i656, , au « einer hand¬
schriftlichen Chronik von Frankfurt des daselbst ( zu Ende de«
xvn . Zahrh. ) gewesenen Archivar« Dr. Waidschmidt.
Die Angriff « einiger Mitglieder der katholischen Gemeinde zu Frank¬

furt auf die dastge Stadtverfassung , vor dem hoben Bundestage.
(Franks . ) 1817. 8. 260  G . ( Mit S . *? < fangen die Brylagen,
insbesondere die Beschwerde - Schrift des katholischen Kirchen»
Vorstandes dtp dem deutschen Bundestage an , und XU . S.
Vorrede . )

Ueber die Rechtsgleichheit der verschiedenen christlichen ConfcsffonS-Ver-
wandten und die Entscheidung streitiger VerfaffungSsachen in den

. teatschrn Bundes ^ Staaten ; mit besonderer Anwendung auf die
. Verhältnisse der sreven Stadt Frankfurt . ( Zu dem Art 16 . der

teutschen Bundes Sitte und denk Art . 46 . der Schluß - Urkunde
des Wiener -EöNgreffes. ) ' Ftss a . M dm Fr Barrentrapp r8l7.
8. 428 G - Mit dem zweyken Titel ( welcher dem Inhalte der

• Schrift in der Tbatallein entspricht ) .

Beleuchtung der unter dem Titel : „ An eine hohe deutsche BundeS -Der»
sammlung . Denkschrift VeS Vorstandes Ser katholischen Gemeinde

- der fteyen Stadt Frankfurt , die verfassungsmäßig anzuordkirnden
und sicher zu stellenden Verbattnisse der katholischen Gemeinde da¬
selbst detreffend , mit Anlagen Rum . r . bis 17: Frankfurt , .18,7 ."
erschienenen Druckschrift . Mit dem Denkspruche : Die Europäi¬
sche Politik ist von dem religiöse » Parteygeist völlig unabhängig
geworden . <817.

Bekanntlich ist brr Vorstand der katholischen Gemeinde
zu Frankfurt bey dem deutschen Bundestage mit einer Be-
schwerdeschrift gegen die neue Verfassung der Stadt Franke
furt eingekommen . Die Hauptbeschwerde geht dahin , daß diese
Verfassung der katholischen Gemeinde nicht diejenige Gleichheit
der Rechte gewähre , welche doch der Gemeinde durch die Urkunde
he« deutschen Bunde« und de« Wiener Kongresses zngeflchert wor¬
den sey, indem eine solche Gleichheit nur dem Nahmen
noch .bestehe ; wenn picht aste öffentliche Stellen in Frankfurt
Mt Mitglftdern der sämmtiiche » christlichen Konfessionen , n n d
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zwar nach dem Zahlverhüttnisse der einzelnen
Konfesseonen Ln der Stadl Frankfurt zu besehen
seyen . Gegen diese Beschwerdeschrift nun sind die beydtn
Schriften gerichtet , deren Titel oben angegeben Wörden ist.
Beyde bedienen sich ohngefahr derselben Gründe , jedoch Hirt
die letztere den Gegenstand ausführlicher und vielseitiger &tt
handelt . Beyde scheinen dem Rec . mit genügsamer Mäßigung
abgefaßt zu seyn , besonders wenn man erwägt , daß die Be/
schwerdeschrist , gegen welche sie gerichtet sind , in der That
einige harte Beschuldigungen gegen das Frankfurter Verfast
sungswerk enthält . — Die Hauptgründe - welche den Bel
schwerden des katholischen Kirchenvörstandes entgegengesetzt
Worden , sind folgende : i ) © te exceptio deficientis legitima-
tionis ad causam , der k. Kirchenvorstand sey weder als solcher
berechtiget , die in Frage stehenden Beschwerden zü erheben,
noch habe er hierzu eine hinreichende Vollmacht von der G$e*
meinde erhalten . ( Drese Einrede möchte . wohl dem strengen
Rechte nach ihre vollkommene Richtigkeit haben ; . sie dürfte jer
doch von dem deutschen Bundestage kaum berücksichtiget werdey.
Die Beschwerdeschrrst würde wenigstens eine hinreichende Verr
anlassung zu einer angemessenen Weisung für den Bundestag
enthalten , wenn sie ihrem Inhalte nach begründet seyn sollte)
§4 Die neue Verfassung der Stadt Frankfurt entspreche den
Vorschriften des deutschen Bundes vollkommen . Dehn nach
diesen Vorschriften könnten -, die katholischen Bürger der . Stabt
nur auf Gleichheit des Rechts,  nicht aber auf Gleichheit der
Macht , oder auf die Eigenschaft einer , politischen Korporation
Anspruch machen . ( Diese Einrede dürfte nach der Fassung
des hier emschtagenden Ärtikels schwer zu widerlegen seyn.
Zwar antwortet der Gegentheil : Was ist ein Recht , ohne die
Macht , es in Vollziehung zu setzen ? Was Gleichheit  deS
Rechts , ohne Gleichheit der Macht ? Aber auch alles ' dieses
zugestanden , so ist hier de jurie scripto und dessen Auslegung
die Rede , und würden die hier einschragenden Vorschriften , aiS
eine Beschränkung der der Frankfurter Gemeinde gebührenden
Selbstständigkeit , auch wenn die Worte einen Zweifel zuließen§
offenbar gegen  die Beschwerdeführer ziz deuten seyn . Uyd
wohin müßten hie Ansprüche des katholischen Kirchenvorstand,Ä
führen ? Lassen' sie sich wohl mit dem Wesen einer für eiye
freye Stavtaemeinde bestimmten Verfassung vereinigen ? ) 3 ) Die
neue Verfassung der Stadt Frankfurt nehme guf die billigen
Ansprüche der katholischen Gemeinde eine genügsame Rücksicht;
sie begünstige diese Getneinhe sogar mehr , als sie nach dem

'Buchstaben der mehrerwähnten Vorschriften habe verlangen
können. ( Der katholische Kirchenvorstandhatte offenbar Me
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Verfassung im Sinne , wie ohngefähv diejenige war , welche
-er westphälische Friede V - 2 . der Reichsstadt Augsburg gab.
Wie nahm sich diese Verfassung einst in der Wirklichkeit aus?
Wa6 wäre fttzt nach der Auflösung des deutschen Reichs , von
ihr zu Hoffen oder zu fürchten ? )

(yeber Herr Gegenstand dieses Buches sind vom Unterzeichneten noch
folgende Bemerkungen eingegangen, d. % )

Statt einer ausführlichen Reeension dieser gehaltvollen
Entwicklung , welche zwar als Privatschrift entworfen - von
Bürgermeister und Rath der freyen Stadt Frankfurt .aber un¬
ter dem r8 . Dee . 1817 . als eine ^ ayf reifer unbefangener
„Prüfung beruhende Darstellung der Sachverhaltniffe " dev
hohen BundesverfaMtMng vorgelegt worden ist , und welcher
Ree . im 'Wesentlichen nichts zuzusetzen hatte , scheint ihm das
trübe Mißverständniß , aus welchem der ganze Streit hervor¬
geht, ' mit wenigen Worten ausgedrückt werden zu können . .
Der bessere Geist der Zeit - und nach ihm auch der Wiener
Congreß , haben den Grundsatz anerkannt:

Verschiedenheit der christlichen Kirchen rConfessionen ist
rein Grund , einen sorist befähigten Staatsbürger von
irgend einem Amt oder Recht im Staate auszm
schlkeße  n , welches nicht mit dem Besonder » einer
Kirchen - Confessio » in besorrderm Verhälrniß steht.

Statt , dieses unverkennbar richtigen und Zeitgemäßen Grnnd-
satzes denken sich einige Mitglieder der katholischen Gemeinde
zu Frankfurt , als ob vielmehr das Postulat gegeben wäre:

Verschiedenheit der christlichen Kirchen ; Confessionen ist
ein Grund , warum eine gewisse Anzahl von Sta -atsbür-
gern gerade wegen ihrer Verschiedenheit in der Kirchen-
Confession zu gewissen Stetten im Staate immerfort be¬
stimmt werden müssen . v

Es kommt also alles auf die Einsicht an , ob aus dem einen
. Satz:

„Um der Kirchen - Confession Willen ist keiner , welcher
sonst gewählt würde , für irgend eine Stelle im Staat
nicht zu wählen . " '

Der ganz umgewandte Satz folge:

UM der Kirchen - Confession willen ist eine gewisse Anzahl,
welche sonst nicht gewählt würde , für gewisse Stellen im
Staate yothwendig zu wähten.
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Ms reine , kurze Fassung des StreitpunctS scheint ihn glich D
lösen . Keine  der christlichen Confessionen . hindere  die z«
allgemeinen Staatsstellen und Rechten erforderliche Rechtschaffen
heit . Dies ists , Mas man ( nach 3oo Jahren endlich) geltend
machen soll und will . Aber es ,giebt auch  keitt er  diestzr
Confessionen jene Rechtschaffenheit und die übrige Befähigung.
ÄlleS alsü könimr auf die Grülldidee zurück : Der Confessioach
unterschied soll keinem sonst befähigten .hinderlich seyn .. .
* Dagegen war es Nie der Sinn , und ko'nntt nicht bei
Sinn '.einsichtiger Gesetzgeber seyn ^ den ÊonfessipnSune - rschied
umgekehrt zu einem Motiv Lek, Äahl bey Stellen zu machen,
die , neben den übrigen Fahrgkeiren , nur Religion tzn- , OMe
tiche Gesinnung , nicht aber dieses oder ftneFDogmä .zn/ ihrer .,
guten Befdr 'gung fordern . .- Nur beo Stellen , welche eine be,'
sondere Sachkenntnis ; oder , ein näheres .Attachement för r eine
Lewiffe Kirche voraussetzen , .sollten anch .M»̂ ''Mekffhigtt > .Witt '
H-liedev dieser Kirche gewählt werdenHUllkMeyspiel ^zv eir̂ iy
protestantisch , evangeluchen Kirchenvath kejll katholischer PrM
denk, zu einem katholischen Kirchen / SrLftupgSvermögen kein
protestantischer Stiftuuyeverwalter . r

Nicht einmal Napoleon , da er aus lieber macht und WD
kühr handelte , forderte uüter dem Begriff von Rechts gleich,
heit etwas  anderes , als haß hrgse oder fene chMlsche.

' Kirchen - Eonfefsiön voll assgemeinen Stellen und Rechten nicht
. ansschließe ; er setzte voraus , daß sie auch llichHazü besonders

befähige . Der alte Versuch, , par Ltarische  Städte zu erei«
ren , wo gewisse Personell , zunächst , weil sie entweder 'kacho-
lisch oder ptorestanttsch sind , - zu allgemeinen Staats stellen^ get
wählt werden mußten , erschien selbst der Wjllkühp des Gewalt
Ligen als eine allzu veraltete Znconseguenz . tz5>re würde IfixMi
viren , daß immerfort Katholiken ' und Protestanten einander
gegenüber stehn müßten . Und das wäre selbst nach der Er,
Wartung , daß alles unrer einer sichtbaren Kirche ülld m

' dassekb5 oviU zMÜckkommen solle, nicht con segne nt. Es würde
-̂ aber auch daß in vielen andern reutschen Gegenden

auch von Protestantitch »Evangelischen eine gewisse Anzahl , ge,
rade deswegen , weit sie diese dftfstoN haben , in gewssse gll-
gemeine Stellen und Rechte eingesetzt werden müssen , welches
gegen den Grundsatz : dxm Fähig sien l fligii &Mi» ö ! noch mehr
Ullstößig seyn Müßte. . r ? '
^ . 5. . H . F '. G . PaulssS.
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Jahrbücher - er LitteraLur.

r . An die hohe deutsche Bundesversammlung . Beurkundete Derthei-
digung der Rechte der Bürgerschaft zu Frankfurt am Mayn,
gegen die Ansprüche der Iudcngemeinde daselbst auf die völlige
bürgerliche und politische Gleichstellung mit - den Bürgern diese«
freyen Stadt , von Seiten der ständigen Bürger - Repräsentation.
Mit Anlagen unter Zahl i — 61. Frankfurt 1817. 6. Andrea.
88  u . S . in 4.

2 . Erneuerter Abdruck eines Gutachtens der Juristen - Facultät auf
der großh . Hessischen Universität zu Gießen , die Vertheidigung
der Anmaßung der Frankfurter Iudengemeinde auf daS Bürger¬
recht der freyen Stadt Frankfurt betr . Mit berichtigenden Noten
zum Texte . i8 «7> «7 S . in kt. 4-

doch jedes Unrecht , welches noch aus der gebieterk»
fchetr 'Rechtsunterdrückungsjeit auch in die nnsrige herüberdringen
will , eben so entscheidend durch wiederholte Darstellung aller
Nechtgründ « abzuhalten feyn , als dieses in den früher ( Nr.
83 . 84 . 35 . dieser Jahrbücher ) angezeigten Schriften und auch
hier mit ununterbrochener Beharrlichkeit geschieht . .Nicht ei»
stumm , leidendes , durch Bescheidenheit oder Gutmüthigkeit sich
entschuldigendes Stillschweigen kann Unrecht abtreiben ; eben
so wenig aber soll Ungestüm oder anarchische Unordnung die-
versuchen wollen . Nur das Recht , aber auch die unablässige,
immer klarer und lauter werdende Vertheidigung des RechtS,
und - die gründliche Enthüllung des Unrichtigen und Unrechtst«
chen soll den Sieg erhalten und die Nachkommenschaft vor der
Verjährung des Unrechts und vor dem drohenden Bestand der
Rechtsverachtung bewahren.

Manches humane Gemüth wird zunächst von der Besorg«
niß bewegt , daß die Frankfurter Judengemeinde — wenn gleich
nicht an wohlerworbenen -Rechten , doch — an Hoffnungen
bürgerlicher Borthrile verletzt werden möchte , daß zwar nicht

45
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ihr wahres Besser wer den , wenn sie es nur ernstlich wo !-
{m t  aber doch ihr äußeres Besserbefinden  gehindert

werde . Man ist sogar zu der verkehrten Leitung der wichtigen
Sache geneigt , daß das Besser befinden dem Vessers
werden  voraus gehen und jenes geradezu der gesummten
Judenschaft zum voraus hingegeben werden sollte , ehe dieses
von den meisten auch nur angefangen ist. Werden aber je
diese Meisten zum Besserwerden auch nur den ersten Antrieb

fühlen , wenn es ihnen nicht für das erwünschte Besserbefinden
ünäbweislich zur Bedingung gemacht ist ? Und sollten nicht
jene mit dem entarteten und nur dadurch unglücklichen Theile der
Zudenschaft sympathisirenden Menschenfreunde eben so sehr auf
hie andere Seite blicken ? Sollen die Frankfurter Bürger¬
sollen - die , welche diese Stadt gründeten und erhielten , an
ihrem Wohlbefinden  vieles verlieren , weil sie lange Zeit
so gutmüthig waren , einer Anzahl von 5oo fremden Familien
eine — für dieselbe sehr nützlich gewordene — Zulassung in die
Gchuhgenossenschaft der freyen Reichsstadt zu gewähren ? Die
Schützlinge ersehen den günstigen Augenblick , unterthänige
Mitbürger neben den bisherigen Schutzherren zu werden , wäh,
xötttz diese selbst der Herrenschaft oder Selbstregierung beraubt
find , Mh nun , seitdem diese das v̂erlorne Herrenverhättniß
wieder erhalten haben , wollen jene nicht nur Mitgenossen einer
Municipalbürgevschaft — ( welche ausgehört hat ) — sie wollest
vielmehr Mitherrn , Mitglieder der Selbstregierung der freyen
Stadt ( welche damals nicht existirte ) geworden seyn . Sie

haben nicht daran genug , sich durch die milde Schuhgenoffen,
schaft tyyhjbefunden zu haben . Sie wollen ihr Besserbefinden
darauf gründen - daß ihre Wohlthater ihr eigenthümliches Wohl»
befinden mit ihnen theilen und fich zum Theit von ihnen iy
der Folge regieren und gouverniren lassen sollen . Jenes der
Judenschaft überhaupt eigene Bestreben , nicht durch das , waS
sie selbst produciren und bearbeiten , sich zu erhalten , sondern
von dem , was ihre christl . Mitemwohner hervorbrachten und

noch hervorbrrugen , herab zu zehren , zeigt fich auch in diesem
einzelnen Fall.

Die Betrachtung der ganzen Sache erhält also eine neue
Seite , indem die ständige Bürgerrepräsentation  aus,
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brücklich hervortritt und darthut , nicht nur daß die Zuhenschaft
ihrer Stadt nichts Wohlerworbenes  fordere , sondern
auch , daß sie es nicht anders als mit dem großen Nachtheil
der Stadt zu gewinnen gesucht habe, und noch immer , gegen daS
Recht der Selbstständigkeit der freyen Stadt , gegen das Recht
auf ihre Selbstregierung , unter einer ungültigen Rechtsgestalt
von der Bundesversammlung , wie zuvor - durch den Cyngreß
und durch einzelne Minister , für sich zu erhalten strebe , unr
bekümmert , wie sehr die Selbstgesehgebung des erneuerten
FrrystaatcS , der sie wohlthatlg zuließ und beschützte, durch
Einmischungen in Präjudiz gesetzt und gefährdet werden könnte.

Die beurkundete Vertheidigung  zeigt deswegen
nicht bios , was in allen früheren Schriften immer deutlicher
gemacht wurde , daß die Ansprüche der Franks . Zudengemeinde
auf das freystädtische Bürgerrecht nach allen Rücksichten un«
gültig und nicht etwas wohlerworbenes seyen , und daß sie auf
alle Fälle nicht zur Constitution ( zur Festsetzung und Siche»
stellung der Grundsätze , nach denen Obrigkeit und Skaaksbür«
ger einen Staat miteinander ordnen und erhalten wollen ) ,
sondern zu der auf die Constitution folgenden Gesetzgebung
gehöre , daS heißt , daß sie durch die Festsetzung der Verhält*
nisie und Bedingungen , unter denen die , welch « den Staat
mitgenießen wollen , zuzulassen sind , zu entscheiden sey. ES
wird noch weiter durch neue Beylagen und Sachgründe ge«
zeigt , daß nicht einmal die durch ein « Capitalzahlung geschehene
Ablösung der Zudenabgaben für di« städtische Gemeinderasse
(Recheney — eigentlich : Rechnern - ? — genannt ) Rechts »««,
bindlichkeit habe . Als neu aber kommt noch der dritte , sehr
beachtungswerthe , Punct hinzu : daß die Zudenschaft nicht, ein*
mal befugt war , wegen ihrer Rechtsansprüche — welche Zue
stizsache,  aber nicht ein ConstitutionSpUnrt seyn können —
bey der hohen Bundesversammlung klagbar aufzutreten , währ
rend doch ihnen Justiz durchaus nicht verweigert ist , vielmehr
voll « Hoffnung auf alle mögliche Billigkeit der Gesetzgebung
und Regierung der freyen Stadt  gemacht wurde , deren
Unterthauen sie jederzeit , Staatsbürger  aber niemals war
ren , weil für neuenlstandene Primatische Bürger rin Freystaat
Frankfurt nicht existirte.
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Ein großer Vortheil für Aufklärung der ganzen Frage ist,
daß viele Urkunden und Quellen , auf welche man sich zu ber
ziehen hatte , hier ausführlich angefügt werden konnten . Der
immerwährende Schutz und dessen Bedingungen beruhen
Beyl . io . auf der neuen Stätigkeitsordnung von 1616 . »iS
einem Gesetz ( nicht als einem wechselseitigen Vertrag ) der
Aufnahme . Die Eingriffe , welche die Schützlinge immer weit
ter zu treiben versuchten , aber auch die Gegengesetze ersieht
man am meisten aus der kayserl . Resolution vom 1. Juny
1728 . , welche auch als GesetzgebungS < nicht als StaatSver»
fassungSi Urkunde , alljährlich und auch noch in dem ersten
RegierungSjahre des Fürsten Primas , von dem Rathsschreiber
in der Synogoge ihnen vorgelesen wurde . Beyl . S . 87 . Die
Declaration K . Leopolds von 1686 . sagt S . 19 : » Daß
sämmtliche in Frankfurt wohnhafte Juden - der gemeinen
Stadt Frankfurt unablöslich und unansprüchig Eigenrhum , und
daß sie ihre Leibsangehörige Hintersassen seyn und bleiben sollen,
also , daß dieselbe solche Juden nach ihrem Gefallen , Gulber
finden und Belieben , wie von ihnen bisher » beschehen , anneh»
men und erlassen,  ihnen Ordnungen , Stättigkeiten
und Befehle geben und nehmen mögen,  wie . es
ihnen , gemeiner Stadt und Bürgerschaft , jederzeit gut , nütz»
und ehrlich zu seyn bedünken wird ."

Die » gemeine Stadt Frankfurt " , die „ gemeine Stadt
und Bürgerschaft " war es also , welche die vom Kayser an
fie titulo oneroso überlassenen Judenschaftsfamilien eben so
wohl erlassen,  als annehmen konnte . Dafür , daß die
Bürgerschaft sie nicht erließ , ( den  Schutz nicht aufkündigte)
wollen sie nun der Bürgerschaft in allem gleich und mit ihr
Theilnehmer an der Stadt » und Staatsregierung werden . Und
dies sollte nicht unter die Maxime zu stellen seyn : Du sollst
nicht mit wichtigem Nachtheil des andern dir Vortheile erwer¬
ben wollen.

Für die , welche mehr gutmüthig , als richtig und schärfer
denkend , hier dennoch eine Verletzung unveräußerlicher Men»
sche » rechte  befürchten , ist folgende Stelle zur ächten Berich¬
tigung eingerückl:

»Der edle , kräftige , deutsche Mann, - Freyherr von.
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Gagern in seinen Resultaten dev Sittengeschichte ( Frankfurt
r8r6 . S . Li . ) sagt : Dev bürgerliche Bund  ist ein ge,
schlossener Kreis , in den es bald schwerer , bald leichter wird,
ausgenommen zu werden . Wir mögen Entstehung der Staa,
ten aus einem wahren gesellschaftlichen Vertrag , oder aus der
Züsammenwirkung zufälliger Ursachen annehmen ; beydes führt
auf das nämliche Resultat:

„Auf das Befugniß der ersten Paeiseenten,
Bedingungen vorzuschreibett;

Auf die Verhältnisse einer geschlossenen
Gesellschaft;

Und auf die Trennung und den Unterschied
der Rechte des Bürgers ( !) vom Rechte des Men,
schen ( ! ! ) . “

„So  wenig jedem frey steht , in eine Handlungs,Com,
pagnie einzutreten , wenn er nicht ausdrücklich ausgenommen
wird ; so wenig in die Compagnie des bürgerlichen Vereins.
Das Natutrecht der Gesellschaft gilt für Beyde . In dem
Strich Landes , das sie oecupirt und behauptet , entsteht die
Nation . Der künftige Wanderer , der Schutz suchende
Fremdling,  der auswärtige Knecht und Handwerker , die
Miethsoldaten , die Gefangenen und ihrer aller Söhne , haben
ohne ausdrückliche Vergünstigung keinen Anspruch auf dies
Bürgerrecht . Wenn man Aufenthalt , Gastfreyheit und Schutz
verwilligr , liegt darin eine Verbindlichkeit , noch mehr zu ge,
ben ? Und wenn man Wasser,  Luft und Wohnung und Tem,
pel , und den Eintritt in die Kunstsäle gestattet , muß man
auch Hotz und Weide und Rathhaus und Sitz , und Stimm,
recht einräumen ? Jeder städtische Bürger , jeder Bauer im

.Dörfchen weiß das zu beantworten . Also wenn wir nicht
phan .tasiren,  sondern denken  wollen , müssen wir uns mit
der Idee fanüliaristren und versöhnen : Menschen können
seyn - und gezeugt werden , die zum bürgerlichen Bunde nicht
gehören . Eine bestimmte Zahl mag sogar sehr wohl eine Basis
der National , Uebereinkunst seyn , die sie sich zu überschreiten
selbst vepöot . Das Aeußerste , was wir als Weltweise für
jene andern noch wünschen und postulirerr können , ist die Frey,
heit wieder auszuwandern , und den Bund dort zu schließen,
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wo dazu der Raum noch ist. Würden sie es mit , Gewalt
in der Heimath oder in dem bewilligten Ort des Aufenthalts
erzwingen wollen , so trifft sie der Vorwurf des Aufruhrs
und des Undanks . — Wenn wir einmal das nachgegrben
haben , wie wir wohl müssen , fo wankt schon das theoretische
System der allgemeinen Gleichheit in jedem Sinn , und wir
werden bald geneigter , unter der Bürgerschaft und Einwohner »,
schaft Stufen zuzulassen ."

Denzenberg (über Verfassung . S . 3oi ) giebt durch
eine historisch belegte Betrachtung S . 23 das Resultat : „ Uw
günstig ist der Entstehung einer Verfassung , daß ein anderes
fremdes Volk mvrgenländischer Abkunft  sich unter
uns eingeschlichen hat , ohne daß man recht weiß , warum und
woher ? Es ist gegen die Weisheit der Völker , ein fremdes
Volk unter sich wohnen zu lassen und besonders « in solches,
das sich nie mit den Einwohnern ( durch Heyrathen , durch
gemeinschaftlichen Erwerb , durch wechselseitigen iKunstfleiß)
vermischen will ." Er schließt mit den warnenden Worten :
„Vielleicht geht di« Herrlichkeit Trutschlands  einst in
den Juden unter , und es wird ein zweyteS Pohlen ."

Eine Stelle von F . Buch holz (Journ . für Drutschl.
HI . Zahrg . S . 345 . ) macht vornehmlich klar , warum eine
zue Selbstregierung berechtigte Bürgerschaft  in
der Zulassung fremdartiger Schutzgenossen in gleiche Bürger»
recht« nicht nachgiebig seyn dürfe . „ Die ganze Natur freyer
und unabhängiger Städte bringt es mit sich, daß das bürgev»
lich« Recht zugleich das politische sey. In ihnen läßt sich keine
Scheidewand ziehen , durch welche der eine Theil ihrer Bürger
den Charakter der Unterthanen annehme , während der andere
den Charakter des Herrn und Gebieters ( Regenten ) gewinnt;
weil diese Staaten sich nicht von der Natur des Gemeinwe»
fens entfernen dürfen , so können sie auch nicht der Idee der
Gleichheit entsagen . Eben deswegen nun müssen sie in Er»
thetlung des Bürgerrechts vorsichtiger . seyn , als andere Staaten.
Zn der Regel können sie es nur denen ertheilen , in deren
Sittlichkeit sie das größte Vertrauen setzen ; und ausgeschlossen
von demselben müssen alle diejenigen bleiben , deren Charakter
nicht gestattet , daß man Vertrauen zu ihnen fass«. . Zu allen
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Zeiten sind sich die fteyen Städte hierin gleich gewesen; zu
allen Zeiten hüben sie sich hierin gleich seyN müssen, Mil in
ihnen das bürgerliche Recht nicht von dem politischen getrennt
Werden konnte. Ihr Vortheil brachte es allenthalben mir sich,
ihrer Bevölkerung nicht allzuenge Gränzen zu setzen, und gerne
theilten sie den Erwerb; doch was nicht für sie paßte, waS
nie ein Gegenstand des vollen Vertrauens werden konnte, das
blieb von dem Bürgerrhum geschieden, und mußte sich Mit dem
Vortheile der Jnliegenschaft( oder Metökie) begnügen., weil
man die Funktionen eines Richters, eines Verwalters dffentr
licher Gelder, eines Abgeordneten und eines Gesetzgebers, nur
dem übertragen konnteLn  welchem das Vaterland lebendig
geworden war/'

Eben dahin führen die Betrachtungen, welchev. D re sch
S . 27 über die Ansprüche der Juden auf das Bürgerrecht,
insbesondere Ln der freyen Stadt Frankfurt a. M . ( Tübingen
1806. 8. 40 S . ) lieferte: „ Vor allem darf nicht übersehen
werden, daß. Frankfurt eine Handelsstadt ist. Dies verdient
eine ganz besondere Berücksichtigung, nicht nur um der Bürger
Frankfurts willen, sondern auch wegen ganz Teutsch-
land.  Daß die Juden nichts sind, und seyn wollen als Kaust
leute und Krämer, darüber ist bey allen, welche Juden kennen,
gewiß nur eine  Stimme , Frankfurt aber ist eine Handels¬
stadt, vom Handel leben die meisten Bürger. In einer solchen
Stadt nun auf einmal 5oo kaufmännische Familien weiter,
5oo Familien, die, wo es darauf ankömmt, den Christen einen
Vortheil abzugewinnen, nur Eine Familie aus machen,
Leute, die in commerzietler Rührigkeit( besonders weil sie sich
keines Mittels schämen) die Christen weit übertreffen: waö
können die Folgen seyn? Keine andern, als die jetzt schon zum
Theil eingetreten sind, der Ruin der kl ei n en christlU
chen Kaufteute.  Denn nicht sowohl Großhandel treiben
dort die Juden , wobey'die Concurrenz dem Wohlstände eines
jeden Handels -und der ganzen handelnden Weit nur vortheilr
Haft ist, sondern Krämerey.  Auch her Christen größter
Theit find nur kleine Kaufleute. In diesem Gewerbe lebt
riran von der Hand in den Mund. Wenn allzu viele Krämer
mAminandet sind- so ersticken sie sich, wie die allzu gehäuften
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Bäume in einem Walde . Aber die schwächsten gehen au - ;
und das sind die Christen - weil die Juden sich wechselseitig
unterstützen , wie nie Christen rhun . Dies ist eine sehr lobenSr
würdige Seite ihres Charakters , wenn man sie blos unter sich
betrachtet ( und wenn sie für das Gute wirkt ) im Verhältnisse
mir den Christen ( aber , und insofern sie den Schacher beför,
dert . Bankerotte verhüllt , das Agiotiren allgemeiner macht,
Aufkäufern - und Wucher in ein System bringen hilft u . dgl.
m . ) mag ( und muß ) sie sehr gefährlich werden ." Sie un¬
terstützen sich nämlich nicht , um von und durcheinander
sich ihre Bedürfnisse zu erwerben , sondern um diese den am
dern Staatsbewohnern , welche sie erarbeiten , blo6 als Unter/
Händler abzugewinnen . Sie haben eine sich absondernde und
doch unmöglich durch sich selbst bestehende Nationalität atrger
nommen , welche ihnen , wenn heute der Messias erschiene,
unmöglich machen müßte , ihm selbst nach Jerusalem zu folgen,
weil sie , ohne von den Gojim zu leben , dort nicht subsistiren,
sich nicht durch sich selbst erhalten könnten . -

Auch nach entstandener Rheinbündischer Souverainetät
hatte noch eine Primatische Statigkeitsordnung vom 3 o.
Nov . 180 -7. die Beschränkungen des Handels der jüdischen
Schutzgenossen , als Bedingungen des Staats gegen Zugelassene
(Beyt . 21 . ) erneuert , um mehreres dem bürgerlichen
Handelsstand  vorzubehalten S . 46 . Mag dieses immer

Eigennutz  seyn . Es ist ein natürlicher und berechtigter Eü
gennutz , das wohl hergebrachte Eigenthum eigen zu behalten.
Was der andere Theil sucht , ist gleichfalls Eigennutz . Aber
ein zudringlicher . Niemand ist verbunden , den Eigennutz des
andern so zuzulassen , daß er sich mit dem Schaden des Ber
rechtigten selbst erweitere . Nützen nun gleich auch die zum
Theil sehr reich gewordenen jüdischen Einwohner dem Franks.
Handelsplatz , so ist doch auch dieser , umgekehrt , ihnen , selbst
wenn fle immer nur Schutzgenoffen bleiben , so nützlich , so
unentbehrlich , daß sie ihn deswegen , weil ihnen nicht mehreres
zugestanden wird , nicht verlassen werden . ' Ihr reicher Erwerb
stammt aus Zeiten , wo ihnen nicht mehreres zugegeben war.

Beyl . 22 . 28 . machen deutlich , für welche blos auf jüdü
schon Verhältnissen , nicht auf Bürgerrechten und Pflichten
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ruhende, Leistungen die Concessionsgeldssumme von 22.000 fl.
und dann die dafür verglichene Ablösung h.5 Ptoe . durch ein
Capital von 440,000 fl. zu gelten hatte. Nur jene Abgaben
sind reluiert, nicht das Bürgerrecht gekauft. Die Ablösung der
Schutzabgaben war nur Vorbedingung, um in die Gleichheit
mit den Bürgern der Municipalstadt Franks, als in eine Gabe der
Primatisch, Französischen Constitution einzutreten. Noch wer
Niger war das Bürgerrecht einer freyen, souverainen Stadt
dadurch gekauft und erworben, welche, als solche, damals nicht
existirte. S . 4?» 4.3., weist nach, daß sogar manche Abgaben,
als nicht reluirt, fortdauern müssen.

Auch 1808, 10. Febr. wurde zum ( Municipal,) Bürgen
recht noch die christliche Confession erfordert. Veyl. 24. S . 5ö.
Erst am 7. Zul. 1808. wurde der Code Napoleon als gesetzt
lich anqekündigt, weil er das sey, was man mit dem gebildet
ten Römer rario scripta nennen könnte. Mit demr. Zennev
i8n . wurde er eingeführt. Nach ihm sollte Gleichheit
aller Unterthanen vor dem Gesetze Grundmaxime
seyn, S . 5j  doch nicht ohne Entschädigungderer, weiche durch
jene Gleichstellung anderer verlieren müßten. S . 58. Zn der
nämlichen Organisation aber, welche dieses Princip aufstellt, wird
als ein eben so nothwendiges Princip anerkannt, daß Stände
des Großherzogthums  seyn und über die Gesetzentwürfe
berathschtagen sollten. Die Primatischen Gesetze über die Frankf.
Judenschaft sind dennoch ohne diese Berathschlagung, also ge*
gen die eigene Staats / Organisation entstanden, folglich nach
dem eigenen Regierungsrecht des transitorischen Regenten Utv
recht. Vorzüglich merkwürdig ist in der Beyi. 28., wie Geh.
Rath von Jtzstein S . 67 —78 und der Staatsminister
von Eberstein  jene Gleichheit vor dem Gesetze  aust
legte S . 61. 8t — 87 , und wie dagegen der Staatsrath
Seeg er  für die teutsche, gesunde Auslegung steymürhig und
praktisch sich erklärte S . 63. 78 —80. Die Gleichheit
vor dem Gesetze  bringt nicht mit sich, daß die an sich
ungleiche  Personen in gleiche Verhältnisse hineingezwängt
werden sollen. Nur sollen sie, so ungleich ihre persönlichen
Eigenschaften, ihr Eigenthum, ihre Rechtsansprüche seyn möt
gen, gesetzlich gerade so, wie es ihrer wirklichen Befchgffenheik
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entspricht und ihr gleich kommt , behandelt werden . Nicht um
anderer Rücksichten willen darf Gesetz , Regierung und Richter
diejenigen vorziehe » oder zurücksetzen » d. h . ungleich Machen , ^
welche in der That gleiche Ansprüche hätten . Gerecht seyn be»
steht aber auch nicht in der G leichmacherei ) des Unglei«
chen , sondern darin , daß man sich gegen jedes so verhalte,
wie es dem , was es wirklich ist , gemäß erkannt wird . Aber
jeden nach dem , was er ist und seyn kann , beurtheilen und
behandeln , ist allerdings viel schwerer , als sich die leichtfertige
französisch « gebieterische Gesetzgebungs <Philosophie die Sache
gerne machen wollte , um , wie das Sprüchwort sagt , „alles
über Einen Kamm zu scheeren ."  Von selbst ergibt sich
die Regel : In so weit sich die Zudenschaft überhaupt der
übrigen Staatsbürgerschaft gleich machen kann und in der That
allmählig zu dieser Gleichheit bildet , in so weit soll auch das
Gesetz sie überhaupt in staatsbürgerlichen Beziehungen wie die
Übrigen Staatsbürger behandeln . That und Wirklichkeit -aber
MUß der Belohnung vorausgehen ! l In sofern nun der Ein«
zelne sich zu einer solchen Gleichheit ausbildet , in sofern ist
auch nur der Einzelne zu jener Gleichstellung , zuzulassen . So
viele aber die Grundsätze und die Sitten , welche sie ander»
staatsbürgerlich Ungleich machen , behalten und behalten zu
müssen überzeugt sind , eben so viele können dann auch die
Gleichstellung des Ungleichen mit den Uebrigen unmöglich an«
sprechen . Zeder Einzelne und künftig , wen » , es möglich ist,
auch das Ganze beweise vorerst seine Gleichheit . Aus dieser
folgt ein Lchter , innerer , nicht bloS auf eine französirend
gebotene Constitution begründeter -, Anspruch auf gesetzliche
Gleichstellung . !

Beyl . 47 . S . » >6 — »3 o erweist , wohin die Ablösungsr
summe der Judenabgaben verwendet und zum Theil verschwendet j
worden fei) . Sie sollte als Capital » Entschädigung der Ge « 1
Meissdecasse  werde » , -welcher die Abgaben gebührten . Dies
war anerkannt . Nach Verordnung vom 7 . Febr . i8n . sollt«
die Vollstreckung  des Grundsatzes von Gleichstellung der
Rechte -nur so eintreteü , daß weder dem Staate , noch den
Gemeinheiten « Nd einzelnen Einwohner » in wohlhergr«
brächte«  Rechten und Geldeinnahmen  Schaden geschehe
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Daß sie dem städtischen Aerar gehörten , war voraus bekannt.
Beyl . S . 42 . Dennnoch hat dieses davon nichts erhalten
und kann nicht schuldig seyn , das , was die Judenschast durch
«inen Vergleich mit dem Fürsten Primas zu verlieren sich in
Gefahr setzte und nun auch wirklich verloren hat , als Verlust
her Stadt zu tragen . Der Judenschast hatte es abgelegen , in
dem Vergleich dafür zu sorgen , daß , was fie capitaksweise zur
Ablösung ihrer , der Stadt gebührenden , Abgaben bezahlst,
auch wirklich als bleibende Vergütung an die Stadtcasse komr
men sollte. Sie ließ fich aber vielmehr zu einer Mobilmachung
der nichtbezahlten Summen bewegen , zu einem Mittel , wel«
ches von selbst die Verwendung zu andern Zwecken erleichtern
mußte . Beyl . S . 12,.

Der dritte Hauptpn » ct,  welcher am meisten nea
ist , betrifft die Frage , ob die Sache der Judengemeinde zu
Frankfurt zur rechtlichen Entscheidung an die Bundesvrrsamm«
lung gebracht werden dürfe . Der Fall , daß fie wegen
verweigerter Gerechtigkeitspflege  dahin zu bringen
wäre , ist nicht da , weil die Judenschast selbst ihre Sache nie
un Justizbehörden ihres Staats gebracht hat , also auch eine
Justizverweigerung  nicht denkbar ist. Es fragt fich also
blos , ob die Festsetzung des Verhältnisses der dortigen Juden«
gemeind « zum Staate der wiederhergestellten freyen Stadt ei»
Theil der Staatsconstitution oder ein Theil der auf die Staats«
Verfassung zu gründenden Gesetzgebung und Staatsverwaltung
sey . Nur wenn über die Errichtung oder Erhaltung der Con«
stitutivn Discusstonen entstehen , ist der Bundesversammlung
davon die Entscheidung übertragen . Beyl - S - »87 . Für die
freye Stadt Frankfurt sollte seit dem 3 o . März 1814 . nach
dem Sinn der befreyenden Mächte und nach dem naturrecht«
lichen Satzdaß nach Tilgung eines Unrechts der vordem
gewesene Rechtszustand von selbst wieder einzutreten habe ! die
alte reichsstädtische Constitution soviel "möglich
Wieder eingeführt werden , Beyl . S - i 3 i . ,3r . Die Verhält«
niffe der Judenschast waren nie ein Theil dieser Constitution,
sondern der speciellen Gesetzgebung gewesen . Es giebt also
auch i« dieser Hinsicht keinen Rechtstiiel , unter welchem diese
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specielle Sache der Judenschaft an den Bundestag , als com«
petente Behörde , gebracht werden dürfte.

Nur erst die Primatische Constitution hat die Sache der
Judenschaft zu einem Constitutionsartikel gemacht , indem sie ?
dem Grundsatz : Gleichheit vor dem Gesetze , eine ( an sich
falsche ) Ausdehnung gab . Da aber die ganze Primatische
Constitution abolirt wurde , so kann auch daher kein Grund
genommen werden , um zu behaupten , das Berhältniß der
Judensckafk zu Franks , müsse in der Constitution  der
jetzigen Freystaats Frankfurt entschieden werden , und also jede
Diskussion darüber der Decision der Bundesversammlung über/
lassen werden.

Die Frager hat die Judenschaft dev Stadt Franks , ein
wohlerworbenes Recht  auf dortige Stadt » und Staats»
bürgerschast ? ist gar nicht anders auszusprechen , als so , daß
sie offenbar eine Frage über ein Recht , welches der Eine
Theil für vorhanden , für sein Eigenthum , der andere für ein
nichtrechtlich erworbenes angiebt ; sie ist also nur rechtlich zu ent»
scheiden ; sie ist — Justizsache . Wäre dieses Recht als nicht»
rechtlich erworben von der kompetenten Franks . Gerichtsstell«
erklärt , so wäre dann weiter die Frage : ob die aus dem
Senat und der Stadtbürgerschaft bestehende Gesetzgebung - »
macht der Jndenschast ein weiteres Recht zu bewilligen nöthig
und nützlich finde . Wenn aber auch dieses geschieht , so kommt
dadurch nicht ein neuer Artikel in die Staatsverfassung,
sondern blvs in die für die Regierung oder Staats » erwalt
Itung  zur Regel dienende specielle Gesetzgebung . Daß aber
die innere , specielle Gesetzgebung von Franks , oder von irgend
einem Bundesstaat unter der Decision der BV . stehe , wird
niemand behaupten wollen . Nicht in Hannover , nicht in
Würtemberg ( s. kön . Verfassungsentwurf § . 54 . ) ist die Be»
stimmung über Juden als Artikel der Constitution behandelt,
vielmehr der Gesetzgebung Vorbehalten.

Ueberhaupt , denkt Rec . , muß man bey der ganzen Streit»
frage immer wieder auf die Untersuchung zurückkommen : in
wiefern ein gebieterisch und mit Unrecht unterdrückter Staats»
verein die von einer interimistischen Zwangsregierung gemachte
Verfügungen nach seiner Wiederherstellung doch zu respeetiren
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schuldig sey? Der durch fremde Conventionen blos gewaltsam
unterdrückte Freystaat Frankfurt kam durch Aufhebung des
Rheinbundes wieder jure restituto et renovato, nicht jure
novo , zu seiner vorher bestandenen Constitution zurück. Die
von der Zwangsherrschaft eingeführke Constitution für null zu
erklären, ist der restituirt« Staat an sich berechtigt gewesen,

'weil er sich selbst zu constituiren berechtigt ist.
Dazu kommt noch eine andere, soviel Rec. bemerkt, nicht

genug betrachtete Rücksicht. Seine alte Verfassung, welche
nicht rechtlich aufgehoben war, wiederherzustellen, war Franke
furt um.so mehr berechtigt, weil es auch selbst, wie ganz
Teutschland, an der Wiedereroberung der tentschen Unabhän«
gigkeit, an Befreyung von der gewaltsamen Usurpation, nach
Kräften  mitgeholfen hakte, also seine staatsrechtliche Wieder«
Herstellung nicht als bloßes Geschenk der mächtigeren Befreyer,
sondern als ein̂ Ausfluß ihrer Gerechtigkeit, aber auch zugleich
als Wirkung der selbstthäligen Verbündung  wider den
Zwingherrn( s. den Kriegs«AufrufS . 109) zu betrachten ist.
Die Constitution eines aufgezwungeneu Herrn ist, wenn auch
andere Regenten durch Verträge demselben nicht zu widerstehe»
sich anheischig gemacht haben, der unterdrückte Staat zu bee
halten nicht verbunden. Cr kehrt zu sich selbst, zu seiner
früheren Staarsverfassung,zurück, sobald er kann und will.
Ihn -daran zu hindern Ware Einmischung neuer Gewalt in
Rechte eines Andern suo jure Unabhängigen. Den' Fleystaat
Frankfurt, nachdem die Usurpation verdrängt war, nicht als
unabhängig anzuerkennen, wäre rechtswidrig gewesen.

Einen andern Gang müßte die. Untersuchung nehmen,
wenn die Dürgerschaftsertheilungan die jüdischen Schutzge«
nossen zu Franks, ein bloßer Act der eingedrungenen Negierung
als Staatsverwaltung  gewesen wäre. Negiert muß man
werden, auch etwa, wo der ächte Regent fehlt oder unterdrückt
ist, durch eine interimistische Zwangsregierung, z. B. eine
militärische. Was eine solche als Negierung that, muß daher
auch späterhin respectirt werden, wenn sie nur in der That
als Negierung, d. h. nicht auf eine an sich ungerechte, eigen¬
nützige, allen und ihren eigenen Regierungsgrundsätzenwider«
sprechende Weise, «inen solchen Regierungsact bewirkt hat.
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Mer auch , wenn die Untersuchung diesen Gong zn nehmen
hätte , müßte erhellen , daß die Aufnahme der Zudenschaft in
das damalige  Bürgerrecht alle diese Einwendungen gegeü
sich hat . ,

Auf jeden Fall bleibt auch dieses klar , daß die Verträge
von Tilsit rc. dem unterdrückten Staat von Frankfurt sein forte
dauerndes Recht wider die Unterdrückung nicht benehmen könne
ten . Eigentlich konnten die fremden Mächte alle nichts Zusagen,
als daß sie < nothgedrungen ) die Usurpation und ihre Folgen,,
solange Frankreich mit ihnen in dem tractatenmaßigen Ver«
hältniß bliebe , nicht hindern , nicht bekämpfen wollten . Selbst
wenn sie die Stiftung des Großherzogkhums Frankfurt garan»
teerten , so konnten sie, da sie gewiß nicht selbst die Schuld der
Usurpirung Zu theilen im Sinn hatten und haben durften , da«
durch doch nicht die Rechtsansprüche des freyen Staates Franke
furl tödten und zernichten wollen . Die Garantie kann nur
das betreffen , wozu sie ein Recht hatten . Sie leisteten ( immer
nvthgetzrungen ) dem Usurpator die Gewähr , daß er , solange
er mit ihnen im Frieden bliebe , nichts von ihren Kräften ge»
gen jene seine Unternehmung zu befürchten haben sollte. Alles
dieses aber konnte dem an sich freyen , und durch .Aufhebung
des Reichsverbandes noch unabhängiger gewordenen Frenstüat
von Frankfurt von seinen Staatsrechten gegen die Unterdrückung
nichts benommen haben.

Nro 2 . Der erneuerte Abdruck eines Facultatst

gutachtens von Gießen  zeigt sehr scharf , aber auHf
scharfsinnig die unrichtigen Voraussetzungen , aus denen die
Facultat zu urtheilen sich verleite » ließ . ' Gewünscht hätte Rec . ,
daß die vielen , wahren Gegenbemerkungen ruhiger , milder,
ausgedrückt wären . Der Hauptpunkt ist , alle jene Schein»
gründe aufzulösen , nach denen das , was gebieterische Zeit»
umstände möglich , aber nicht rechtlich, gemacht haben , dennoch
rechtlich fortdauernd werden sollte. Die unermüdetste Anflö»
sung ist der Mühe werth , weil in der That in dem Gutach»
ten viele Kunst dafür verschwendet ist , ob nicht in dem Unrecht
ein Recht zu entdecken , öder aus dem Unrecht ein Recht abzu«
leiten wäre . Vergeblich . Wie könnte Ast.räa jemals uns
Teurschen zurückkehren, wenn nicht die Höllengöttinnen Vis



Schriften die Ansprüche der Juden in Franks ttt&  7iZ

und Injuria vor ihr fliehen müßten ? Besondere Aufmerksame
feit verdienen die Beleuchtungen , daß die in dieser Angelegene
heit erlassenen diplomatischen  Schreiben im Nechtspunkte
nichts eyscheiden dürfen . Sie selb - sehen wohlerworbene
Rechte voraus . Ob aber ein Rechtsanspruch ein wohlerworbee
ner sey , darüber kann der Diplomatiker , als solcher , nicht
urtheilen wollen . Das Recht erfordert einen Richter , der
Richter setzt richterliche allseitige Sachuntersuchung als nothe
wendig . Der Diplomate mag erwägen , ob eine Anordnung
seinen Unterhandlungen über das , was künftig Staatenrecht
seyn soll , vortheilhaft sey. Die Frage : ob rin Recht schon
wohlerworben  sey , führt in das Fach der Rechtssprüche,
zu der Wage , wo nichts als Rechtsgründe gewogen werden.

Am Schluß dieser Recension erhalten wir

3. Rechtliches Gutachten der hochlöbl. Zuristenfacultät auf derGroßh.
Hessischen Universität ;u Gießen , die bürgerlichen Verhältnisse
der Israelitischen Gemeinde in der fteyen Stadt Frankfurt betr.
3Q S - in 4.

Ein besonderer Abdruck des Gutachtens , wie es schon
auch in Nr . 2. enthalten ist.

Mit Bedeutsamkeit nennt das Gutachten die Zudenschaft
Bekenner drö Mosaischen Glaubens.  Möchten sie
doch dieses seyn , oder — rein von Pharisäischen MiSdeutun,
gen — wieder ein Mosaisch i religiöses Volk werden wollen.
Mose verbot alle Geldzinse ; dieser einzige Satz macht das
ganze Treiben der jetzigen Zudenschaft unmosaisch.  Mose 'S
Staat war auf Ackerbau Viehzucht und eigene Produktivität
gegründet . Er verhinderte , daß keiner ganz verarmen konnte.
Das Ausarten in den unglücklichen Zustand eines Betteljuden,
eines zum Unterhalt durch Schachr herabgesunkenen , ist ganz
gegen Mose , Die Mosaische Gesetzgebung war im strengsten
Gegensatz gegen allen Schacher , d. i. gegen das Bestreben,
nur von dem , was man andern als Zwischenhändler abgee
winnt , und wobey man nicht auch selbst producirt , sich zu
unterhalten . Mose wollte,  daß die Nation in den festen Nae
turgränzen zwischen dem Libanon , Jordan und der arabischen
Wüste gesichert , sich aller Mischung mit Fremden enthalten.
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über daß sie auch nur durch ihr « eigene Productivität sich er,
nähren sollte . Möchte doch nur , wer Mose hochachtet , wahr,

Haft zu Mose , wer Jesu « Christus verehrt , wahrhaft und
vollständig zu JesuS sich zurück wenden!

H- E' G. Paulus. '

N . S . Ein schreyendes Beyspiel , wie weit die gewöhn,
liche Denkart der Judenschaft von dem so eben geäußerten
wohlthätigen Wunsche sich entferne , erflehf Unterzeichneter so
eben ans einer — authentischen — Nachricht , welche daS
Frankfurter Staatsristretto Nr . 176 . mitgrlheilt hat.

„ Rheinbayern . Worms d. 18 . Juny . Ein hiesiger Mi,
scher Gelehrte , Namens Joseph Bamberger . hatte im Jahre
1808 dem großen Sanhedrin in Paris eine Schrift übergeben,
welche überschrieben ist : Ein Wort zu seiner Zeit , bey Gele,
genheit des großen Sanhedrin re. , worin er den schädlichen
Einfluß des Talmud auf die Sittlichkeit der Juden durch die
evidentesten und krassesten Belege zeigt , und die erleuchteten
Männer in Paris bittet : EclSset uns von diesem Uevel!
Dieser gründlichen gelehrten Abhandlung sind noch drry andere
beygefügt , über die Behandlung jüdischer Frauenzitümrr , über
Behandlung jüdischer Verbrecher , und über gerichtliche Eid,
schwüre und ' deren Formeln . Alle diese wohlgemeinte , sehr
vernünftige Abhandlungen hat der Kirchenrach ‘jla ul u s a»
Heidelberg in seinen Beytragen von jüdischen und
christlichen Gelehrten  zur Verbesserung der Bekenner
des jüdischen Glaubens , kürzlich neu abdrucken lassen , und
darin von dem Verfasser gesagt:

„Er ist ein für seine Nation wohlwollender , nach Geistes«
bildung strebender , in Erforschung der Schriften und Ver,
fassung seines Volkes geübter jüdischer Lehrer , welcher noch
jetzt , unter dem Schuhe der Regierung , zu Worms sich durch
Unterricht unterhält . Er würde für den Staat und sei»
Volk nützlicher gemacht werden können , und verdient die
Aufmerksamkeit der Besseren unter Juden und Christen . Wo
für Gesetzgebung und Verordnungen , Kennmlß jüdischer
Gesetze , Sitten und Meinungen nöthig ist , würde er zur
Nachweisung gründlicher Notizen , von Regierungen wohl
gebraucht werden können ."

(Der Beschluß folgr. )
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Jahrbücher der Litteratur.

Schriften die Ansprüche der Judengemeinde in Frankfurt betr.
<Beschluß der in n0. 45- avgcbpochenen Recensivii. )

»^ ) ieser Mann nun, der seit vielen Zähren in unsrer Stadt
schlicht und einfach, friedlich und stille herumtvandelte, und
durch Unterricht der Zugend sich nützlich machte, ist von seinen
ElaubenSbrüdern, Nachdem sie obige Empfehlung gelesen hatten,
völlig verstoßen. Kaum hatten sie erfahren, daß seine Schrift
in deutscher Sprache abgedruckr sep, da wurde Ban» und Acht
unbarmherzig über ihn ausgesprochen. Alle Eltern nahmen
ihre Kinder, als wenn er sie vergiftete, aus seinem Untere
richte weg, und die niedere Verfolgungssucht ging so weit, daß
sie die Frau, bey welcher er wohnte, zwangen, ihm die Wohr
nung aufzukündigen.

»Kein Mensch nahm ihn mehr auf; brodlos irrte er herum,
und würde haben darben müssen, hätten ihn nicht christliche
Menschenfreunde unterstützt. Selbst einige angesehene, auf
Bildung Anspruch machende Zuden, auf die er im Stillen
noch einiges Vertrauen gesetzt, und denen er in diesem Wer«
trauen seine Schrift überschickt, und sich, als eine kleine Un«
terstützung, den Ladenpreis von i fl. So kr. dafür zurückerbeten
hatte, haben sie ihm, ohne einen Heller beyzulegen, verächtlich
wieder zurückgeschickt." — —

Die Aufsätze, welche dieser Verfolgung zum Anlaß wure
den, enthalten durchaus nichts der Judenschaft anstößiges oder

- gegen sie beleidigendes. Sie zeigen im Inhalt und Ton den
redlichen Willen des Vrrf. , wie in mehreren Rücksichten seine
Glaubensgenossenvon ängstlichen, grundlosen Vorschriften—>
nicht des Mose oder der Propheten, sondern— abergläubischer
rabbinischr pharisäischer Ausleger niedergedrücktseyen, davon
aber loSgesprochrn sind dadurch glücklicher gemacht werden

46
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könnten . Er zeigt , warum bey solcher Fortdauer einer höchst
willksthelichen pharisäischen Casnisttck die Judenschast zu ihrer
Trennung von andern Völkern gezwungen und zu hundert
kleinlichten Erwerbsmitteln genöthigt sey , nach jenen drücken« '»
den Ceremonien und Beschränkungen ( nach der vom Apostel
Paulus Coloss. 2 , 28 . längst gerügten eSrehoSpticrxeia ) eine
kümmerliche Lebensweise fortznsetzen . Er will , ohne irgend
eine Reform oder Anmaßlichkeir , nur eigene Entschlüsse
zum Besserwerden  veranlassen und dafür - - soll er
durch sie brodlos , soll er Märtyrer werden?

Unterzeichneter zweifelt keinen Augenblick , daß die Staats«
policey der Darmstädtifchen Negierung den Verfolgten schützen
und auf andere Weise für gute Zwecke thätig machen werde.
Er hofft sogar von vielen Besseren unter der Judenschast , daß
sie den schreyenden Vorwurf , aus zugelassenen Schutzgenossen
christlicher Staaten Verfolger zu werden , und die zum Besser,
werden leitenden Stimmen in ihrer Mitte ersticken zu wollen,
von ihrer Gemeinschaft abzuwende » eilen , und dem verfolgten
Manne schleunig Hülfe und Genugthuung gewähren werden.
Selbst die bloße Klugheit fordert dieses , in einem Augenblick , wo
vor ganz Teutschland die Frage verhandelt werden soll : waS
zur bürgerlichen  Verbesserung der Judenschast allgemein
zu thun seyn möchte ? Soll für ihre bürgerliche  Verbesse,
rung gewürkt werden , während sie die Rathgeber zur mora,
tischen  Verbesserung unter sich verjagen und austreiben?

Zu bemerken möchte noch dieses seyn , daß so , wie der
Unterzeichnete seine

Beytrage von jüdischen und christlichen Gelehrten zur
Verbesserung der Bekenner des jüdischen Glaubens —
Franks . 1817 . b. Hermann . XX u. i 5 i S . in 8 . —

ganz unentgeltlich herausgegeben hat , von dem Herrn Joseph
Bamberg er  zum Wiederabdruck seiner darin enthaltenen,
schon 1808 . für das Sanhedrin zu Paris gedruckt gewesenen
Abhandlung über die Nothwendigkeit , die Juden von der
Auctoritat deS ( schädlichen im ) Thalmud zu entbinden , nicht
einmal die Veranlassung gegeben war . Nur meine Ueberzeu»
gung , daß sie auch jetzt zum Besser werden  der Judenschaft
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zu wirken verdiene und ihre äußeren  Verbesserungen vorbei
reiten helfen könne , und mein Wunsch , daß der gut den/
kende , fleißige , selbstunterrichtete Verfasser  von
wohlwollenden Regierungen hiezu mitgebraucht werden möchte,
gab ihm die Aufmunterung , ihre Aufnahme zuzügeben und
einige Fortsetzungen beyzufügen.

H. E. G. Paulus.

Vom Stamme Aaron und dessen angeblichen Vorrechten . Ein Bey-
trag zum Iudenwcsen . Von C W . Fr . Grattenauer,  Dr,
der Rechte . ( Vf . der Schrift : Wider die Juden . 1802. ) Je¬
rusalem b. David und Sohn . ( Breslau . 1817. ) 74  S > in 8.

Unter den Gründen , welche die Staatüobrigkeiten , ehe sie
der noch nicht vollständiger verbesserten Judenschaft die Verr

bürgerung  allzu . sehr erleichterte , zur heilsamsten Aufmerkt
samkejt auffordern müssen , steht vornehmlich die geheime
gesetzgeberische und polizeyliche Uebermacht  oben
an , welche die — meistentheils noch ganz Pharisäer
sche — Rabbinen  über ihre Gemeinde auszuübrn wissen.
Christen kennen diesen in den meisten jüdischen Familien tont
sendfach einwirkenden LehrerdefpotiSmus nicht , wenn sie ihm
nicht genauer nachforschen . Aberglaubens Eigendünkel « ndjder,
schon von Mose gerügte , „ starre Nacken " oder Eigensinn
müssen in den Gemüthern der Meisten rabbinischen Lehrer und
Leiter eines Volks , dessen Masse von humaner und wissen¬
schaftlicher Bildung noch so weit entfernt bleibt , das unglaubr
liche bewirken , da sie selbst , dem größten Theile nach , von
allen Studien der Philologie , Aesthetik , Geschichte , Logik re.
entfernt blos in die subtilsten und wiükührlichsten Auslegungen
des Alken Testaments sich versenken , von anderer GeisteSbilr
düng keine Ahnung haben , und je mehr der zerrüttete Zustand
der Nation und der fortdauernde Mangel an dev von ihnen
zu allen Zeiten gesuchten und geträumten Herrschaft über dis
Völker ihre Gemüther reitzt , gegen alle Folgen eine ? humaner
ren Bildung desto erbitterter seyn müssen.
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Man muß daS Hebel unverhüllter kennen lernen , um es

nicht allzu schnell für geheilt zu hatten , vielmehr die durch¬
greifenden Heilmittel desto unablässiger aufzusuchen . Dazu giebt
gegenwärtige Schnft einen auffallenden Beytrag aus Acten
und Thatsachen.

„Gerade in dem Augenblick , sagt S . VII , wo die Krone
deS neuen Bürgerthums auf die ungetansten Häupter Israels
gesetzt werden sollte , fdas  Preußische Edict beer, die bürgerl.
Verhältnisse der Juden ist vom n•  März löist .] veranlaßren
einige in Breslau einen „ fanatische Rabbanitischen Skandal,
der , ein Jahrhundert früher , in einer katholischen Stadt und
Provinz unstreitig an Hand und Haupt gestraft worden wäre.
Daß dies nicht geschehen ist, beweist die wahre Toleranz
der Regierung,  welche dem Obskurantismus zwar die Be,
fugniß der Intoleranz für sich und zum eigenen Gebrauch
zugesteht , ihn jedoch dergestalt zügele , das; die bürgerliche Ge,
sellschast gegen seine stille und tobende Wuth  geschützt
bleibt . "

Das Factum ist folgendes : Der RegierungScommissarius,
G . ein Kohen,  d . L. ein Abkömmling aus dem Prie,
sterstamme Aarons , ehelichte eine , geschiedene Frau . Das
Breslau ' sche Rabbinergericht verweigerte die Trauung , erklärte
die Ehe für ein Verbrechen,gegen die jüdischen Gesetze , den
G . aber deshalb für eidesunfähig.  ES untersagte den
jüdischen Kirchenbeamten , bey der Abnahme seiner Eide , ihre
gesetzlichen Pflichten der Assistenz (welche  S . 5g , 60 angegeben
sind ) zu erfüllen , und beharrre mit Renitenz auf diesem un¬
gebührlichen Verfahren , was Ln zwey Berichten ( Nr . I . und
II ., ) mit verkehrten , der Staats, , Religiorrsi und Kirchen,
Verfassung widersprechenden Behauptungen von dem Rabbiner,
geeicht vertheidiget wurde . Auf die von dem Verf . verfaßte
Gegenvorstellung ( Nr . III . ) machte ein Justizministerialrescript
vom 9 . Inn . 1812 . ( N . IV .) der rabbanitischen Widersetzlich,
feit ein Ende , die unter dem Deckmantel der Kirchenzucht und
des Kirchenregiments die Willkühr des Fanatismus verbergen
wollte.

Das sogenannte Rabbinergericht  zu Breslau be,
hauptete d. 16 . Dec . 1811 . berichtlich , Laß es eine in ihrem
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Gesetze ihnen vorgeschriebene Handlung gewesen fey , da von
dem Commissarius G . ein jüdischer Zeugeneid zu leisten war,
dabey nicht , wie zu einem gültigen Judeneid erforderlich ist , zu
assistiren und also ihm die gültige Eidesleistung unmöglich zu
machen . S . 3 geben sie an : Das jüdische Gesetz ( !)  ver¬
ordnet auf mehr als einer Stelle , daß ein Jude / der etwas
begehr , was in der heiligen Schrift arrsdrÜMch verboten ist,
und frevelhaft darin beharre , zrr keinem Zeugniß und Able¬
gung eines Eides zugelaffen werden solle. Talmud : Baba
Kamma  Abschnitt 7 . Fol . 72 . Sanhedrin  Abschnitt 3.
Fol . 25 . und 27 . Schebu0th  Abschn . 7 . Fol . 46 . Mai,
monide .s : Gerichts , Ordnung  Titul 2 . Abschn . 20»

§ . L. CH0schon Mischpat , Schulchjen Ahruch  Kap.
84 . §. i . § . 2 . 24 . idem Kap . 92 . § . 3.

Man bemerke hier die entscheidende Kraft eines Gesetzes,
welche hier das Rabbinergericht eines bedeutenden Orts , wo
folglich nicht ununrerrichtete Männer , wie sonst in den klei¬
neren Zudengemeinden fast überall , vorauszusetzen sind , dem
Thalmud  beytegen will . Nicht Mose , nicht die Propheten,
nein , diese Menschengebote werden noch immer , wie schon
Jesus dieses nach Markus VII , 6 — 16 . mit gerührter Seele
bejammerte , den Geboten Gottes und der Vernunft geradezu
entgegengestämmt.

Ihr Grund S . 4 war nur scheinbar » Die Gewißheit
durch Zeugen und Eid höre auf , sobald von einem Menschen

" erwiesen sey , daß er schon einmal eine gesetzwidrige  Hand,
lung ( vorsätzlich ) sich zu Schulden habe kommen lassen , weil
er dadurch an den Tag gegeben habe - daß er nicht zu den
Ge wissen srei ne»  gehöre . — Offenbar wäre dies überhaupt
bloße Subtilitat . Bey weitem nicht jede wirkliche , einzelne
Verletzung selbst des Moralgesehes macht auch die Wahrhaf,
tigkeit  eines Menschen verdächtig . Bloßer Pharisäismus
aber war es , daß sie — zum Beweis ihrer Unfähigkeit / ihr
eigenes Gesetz richtig auszulegen — für Gesetzwidrigkeit
ansahen , was durchaus nicht verständiger Weise so zu deuten
war . . Sie sagen : G . hat eine von ihrem Manne verstoßene
Frau geheyrathet , die er als sogenannter Kohen  oder Ab,
kömmling aus dem Priesterstamme Aarons , nach dem Gesetze
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Moses , Buch 3 . Kap . 28 . Vs 7 . , nicht Heyrathen durfte . Er
hat also eine Dogma (?) des Mosaischen Gesetzes verletzet,
und demnach hierdurch seiner Zuverlässigkeit zum Zeugniß oder
Eide , so lange er nicht diese,' verbotene Ehe wieder aufhebt (? ) ,
sich verlustig gemacht . Wie könnten wir ihm nun bey Adle,
gung eines Eides assistiren ? Wie können wir , wenn wir nicht
selbst gegen unser Gesetz meineidig  werd - n sollen , ihm bey
einem Actus assistirender  nach unserm Gesetze ( ? ) unzulässig
ist ? und was nützt überhaupt die Admorrltiorr , deren man sich
bey der Eides r Ablegung eines Juden bedient , wenn der
Schwörende nicht tactfest  in seiner Religion ^ist ? Das
Gesetz , sehen wir , ist ihm nicht heilig ; was wissen wir , was
ihm denn je heilig ist ? «

Sie gehen noch weiter . Sie behaupten S . 7 , ihnen liege
die lästige Mühewaltung ob , daß „ die Kinder,
welche Ln einer ( solchen ) verbotenen Ehe gebohren würden,
immer als solche ausgezeichnet blieben .«  Sie neh-
men sich also heraus , Kinder aus einer bürgerlich erlaubten
Ehe noch nach einer geheimen rabbinistischen Policey zu ihrem
Nachtheil bleibend auszuzeichnen ! ? ( Auf einen Anrheit an
der etwa künftigen Wiederherstellung des Aaronitischen Priester/
chums machte der Kohen G . gewiß ohnehin für die Kinder
seiner Ehe keinen Anspruch ! )

Die völlige Eingewöhnung Ln eine sich selbst verwirrende
Kunst zu subtilisiren verrathen diese Volkstehrer und Richter
S . ii . „ Heißt es nicht, « sagen sie , Ln der Preuß . Proceß-
vrdnung , „ daß diejenigen , welche in dieser oder einer andern
Sache eines falschen Zeugnisses oder andern Meineides
überführt worden , zu keinem Zeugniß zugelassen werden kön¬
nen .« Der Ausdruck „andern Meineides«  ist ein allge¬
meiner Satz , und schließt selbst den Religio ns - Meineid
nicht aus . Bey den Juden heißt derjenige Jude , der frevel¬
haft das Gesetz Übertritt,  eine meineidige Person,
weil er den Eid gebrochen , mit dem Moses die Israeliten
beschworen , seinem Gesetze treu zu bleiben . B . 5 . Kap . Lg.
Ws . i5 — x5 . Hier wäre nun abermals ein triftiger Grund,
um den G . selbst bey einer christlichen Behörde von der Zu¬
lässigkeit zu 'Ablegung des Zeugeneides auszuschließen .«
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Wenn dies vorsätzliche Uebertretett irgend eines Mosaie
schen Gesetzes . M e in ei d wäre , welcher Jude würde noch
einen Eid schwören dürfen ? Jede vorsätzliche Gesetzwidrig-
keit wäre religiöser  Meineid ? So wenig Lernten diese
Leiter des Volks . Gesetz-  und Religion unterscheiden ! Mehr

gegen diese Verdrehung bemerkt S . 5 j  ff.
Wie wenig aber das Nabbirrengericht den Sinn des spe-

ciellen Gesetzes selbst , welches fle so absprechend machte , ge¬
faßt hatte,  hat der Verfasser durch vieles andere,
vornehmlich aber durch die richtige Auflösung des Haupt¬
punkts dargethan . Daß er , wenn je die Geschlechts^
register noch richtig sepen , vom Hohenpriester Aaron abstamme,
giebt er zu ; auch Hat er eine Geschiedene geheyrathet . Um aber
die Sache nach Gewissen und Recht zu beurtheilen , wird hei

merkt : ( S . 17 ) „ Nicht nur er selbst , sondern auch die Frau
habe eine Kziehung und Ausbildung des Verstandes erhalten,
wodurch sie über fanatisches Vorurcheil erhoben werden ; es habe
ihr nie einfallen können , daß durch eine Verheyrathung mit
ihm , als einem K'ohen , irgend eine unerlaubte Handlung be¬
gangen werde . Es habe bepden gleichgültig geschienen , wo
die Trauung erfolge , und deshalb sey sie in einem Grenze
stadtchen des Großherzegthums Warschau mit allen gewöhnli¬
chen Solemnitäten vollzogen worden - Unwahr sey jedoch die
Behauptung der Rabbaniten , daß zu Breslau die Kopulation
verweigert  mordest . Wir haben , sagt der Verf . , bep
ihrren  deshalb keine Ertaubniß nachgesucht , sind zur Einho¬
lung ihres  Consenses durch kein Gesetz verbunden , und haben
uns , da auch die Lösung eines Trauscheins bey der Civilbe-
hörde nach §. 17 . des Edikts vom 11 . März nicht mehr er¬
forderlich ist , durch unsere im Auslands celebrirte Trauung
weder einer Hinterlist , noch einer Erschleichung schuldig ge¬
macht , noch die Rechte irgend eines Dritten gekrankt ."

Der rechtl . Hauptpunkt aber LstS . 19 . „ Nur wirklichen , dem
Altäre und Tempel dienenden Kohens ist im 3 . B . Mose iS , 7»
die Ehe mit ejner geschiedenen Frau untersagt , und es leuchtet
von selbst ein , daß dies Verbot nur in Rücksicht dev prie-

sterlichen Amts - Würde  gegeben ist . Daraus folgt aber gar
nicht , dqß jenes Verbot unbedingt dem Geschlechts Aaron



728 Schriften die Ansprüche- er Juden in Franks, ketr.

gegeben sey , vielmehr ist daraus nichts weiter herzuleiten , als
Laß , wenn es «in Aaronide  übertrat , indem er ein « ger^
schieden« Frau heyrathete , er sein angebohrnes Recht
auf priestxrliche Würde verlor ." Diese Folge ist im
Talmud selbst angegeben , wie S . So nachgewiescn wird . Und
das Rabbinengericht wußte seine Gesetzauslegung nicht ? oder
wollte sie nicht wissen ? ?

Wir können hier dem Vers . , welcher die Ehe « und Tren«
nungsverhältnisse der alten jüdischen Welt S « 21 — 24 nach
dem Unterschied jener absolut « theokratischen und der jetzigen
kosmokratischen ( eigentlich : Logokratischen oder Nockokratir
schen ) Verfassung und dann die Ansichten des Eides S . 33 .
40 . 55 , , die Ideen von Gott S . 88 , von Religion S . 44 ,
vom Religionseide S . 56  scharfsinnig durchführt , nicht weiter
folgen , wohl aber die genauere , sehr belehrende Ausführung
zum Nachlesen empfehlen . Möchte das Rabbinengericht bis
zu Beleuchtungen dieser Art sich erheben können.

Anerkannt wäre zwar das Richtigere von dem Besseren
der Nation . » Die Gesetze und Neligionsgebräuche der Heu«
kigen  Juden gründen sich thrils auf das schriftliche , theilS
auf das mündliche Gesetz. Das schriftliche ist in den fünf
Büchern Moses enthalten . Alle Verordnungen , welche in
demselben Vorkommen , werden noch in jetzigen Zeiten für ver«
dindlich gehalten , diejenigen ausgenommen , welche entweder
auf das gelobte  Land , oder auf den Tempel und den
Gottesdienst in demselben  eine unmittelbare Beziehung
haben , da alle diese seit der Zerstörung des Tempels und der
Aufhebung des hohen Gerichts in Jerusalem unverbindlich
geworden  sind ." In diesen Worten erklären sich die »Ri«
tualgesetze der Juden,  entworfen von M . Mendel«
sohn,  unter Aufsicht des Oberlandesrabbiners Hirsch Löbel
(Berlin »799 . Einleit . I . XII . ) . " Offenbar gehört jenes nur
für de» damaligen Prirsterstand gültige Eheverbot zu den blos
im gelobten Lande für den Tempel und Gottesdienst gültige»
Kirchenpolizeygesetzen , und hat als solches gegenwärtig nicht
die mindeste verbindliche Kraft.

Gerade diese Beobachtung aber , daß die Mehrheit der auf
bas jüd . Volk im Stillen so mächtig einwirkenben Rabbanisten
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den Einsichten selbst der Besseren ihrer Natron , "selbst der in
Preußen anerkannten Besseren , so hartsiynig widerstreben , ist
die nächste Ursache , warum Beyspiele dieser Art den christl.
Regierungen wiederholt vorgestellt werden müssen . Die Mehr,
heit der VolkSrabbinen ist es , welche die Gewissen der Meisten

'leitet und misleitet . So lange also nicht öey diesen eine
gründliche Verbesserung betrieben und wirklich erreicht ist , wie
läßt sich eine ächte Verbesserung des Volks auch nur möglich
denken ? Hier ist ein Hauptmoment , wo ganz neu begonnen mu
den muß . So lange ein geistlicher Stand — möchte er christ¬
lich , jüdisch oder schiitisch seyn — von qllen allgemeinen
Bildungsmitteln des Geistes sich entfremdet , so lange nur ein
so leicht zu mrsdeutendes . altes Gesetzbuch ohne alle wahre
Interpretation , nach Auslegungen höchst unkundiger, ^ in dev
Exegese und Philosophie ungeübter Dogmatisten einziges Stur
dium der Religionslehrer und Volksrichter ist , so lange muß
ein solcher Stand ' geistlos , abergläubig , voll von Vorurthei,
len bleiben . Er muß für Juden und Christen höchst schädlich
wirken , je mehr er insgeheim die Gewissen zu binden vermag.
Und werden dann die Blinden besser seyn können , als dev,
gleichen „ blinde Führer ? "

Den einzelnen Fall zwar , daß vabbam 'tische falsche Gesetz,
auslegung einen Bürgev nicht um seine Eideöfähigkeir ' bringen
dürfe ( S . 62 ) , har hier ein Reseript des Preuß . Zustizministe,
riums S . 72 . 78 . beseitigt . Aber die Quelle , woraus fs viele
tausend nicht zur Klage gelangende Misleitungen dev Gewissen
entströmen müssen , kann durch das Einzelne nicht verstopft wer,
den . — Wer Ohren hat , der höre ! ruft Jesus Äkark . 7,16 . ber¬
liner ähnlichen Veranlassung.

H . E . G . Paulus.
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Beyträge zur Civil - und Criminalgesetzgebung und JuriSprüdenz.
Von Dr . A. F . Hurlebusch . Erstes Heft , Hetmstädr , in dev^
C. G . Fleckeiftnschen Buchhandlung . 1817. 9 o S . ,

Obwohl nach dem Titel die vorliegenden Beyträge auch
die Civiljurisprudenz und Gesetzgebung betreffen sollten , so
enthält doch dies erste Heft nur criminalrechtliche Gegenstände'
mit Ausnahme der Abhandlung Nr . V . Der Vers , entschuld
digt sich deswegen in einer Nöte mit dem Wunsche , mehrere
Stellen aus beyden Entwürfen eines Strafgesetzbuchs für das
Königreich Sachsen einer Prüfung - zu unterwerfen ; er ver,
spricht , daß das zweyte Hefte , mehrere Gegenstände des bür,
gerlichen Prozesses umfassen soll. Dies erste Heft enthält
folgende Abhandlungen . I . Jndicien genügen nicht , um die
ordentliche peinliche Strafe zu erkennen ; doch kann eine außer,
ordentliche darauf erkannt werden . (S . 1 — 8 ) II . Von der
Strafe der Räuber . ( S . 9 — 20 ) . TIC. Von der Pflicht der
Polizey Ln Ansehung bestrafter und entlassener Verbrecher.
( S . 21— 3 i ) IV . Ueber die Selbstbefreyung der Gesänge,
nen . ( S . 82 — 40 ) V . Bey gerichtlicher Tilgung oder Cession
von Hypothekkapitalien müssen die Gerichte für die Zurückgabe
der darüber ausgestellten Obligationen von Amtswegen sorgen.
(S . 41 — 45 ) VI . Ist es rathsam durch ein Gesetz zu ver,
ordnen , daß , wer in der Absicht hingerichtet zu werden , ein
Capitalverbrechen begeht , mit der Todesstrafe nicht belegt wer,
den soll ? ( S . 46 — 53 ) VIL Ueber den Einfluß des zeitigen
Geständnisses und der Lügen des Verbrechers auf die Strafe.
(S . 54, — 59 ) VIII . Ueber die rechtliche Wirkung des zur
Ungebühr verlängerten Arrests , oder sonst dem Angeschuldigren
unverdient zugefügter Leiden . (S . 60— 63 ) IX . Ist derjenige,
welcher , um das Verbrechen zu vollenden , von seiner Seite
alles , jedoch ohne Erfolg , thut , mit der auf das wirklich Volk
lendete Verbrechen gesetzten Strafe zu belegen . ( S . 64 — 74)
X . Kurze Bemerkungen über einige Stellen in den beyden
Entwürfen eines Strafgesetzbuchs für das Königreich Sachsen.

Diese Jnhaltsanzeige genügt , um zu beweisen , daß der
Verf . nur interessante Materien zur Bearbeitung sich gewählt
hat , auch fehlt es , wenn man genauer diese Beyträge durch,
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gebt , nicht an einzelnen glücklichen Gedanken , und Demer/
kungrn , welche von Criminalrichrern oder Gesetzgebern benutzt
werden können ; im Ganzen aber meint Ree . , daß die Wissen/
schaft keinen ' großen Gewinn durch diese Beyträge erhalten
habe . Der Verf . hat sich nicht die Mühe gegeben , die neueste
Literatur , weiche sich auf die bearbeiteten Gegenstände bezieht,
zu erforschen , er würde sonst gefunden haben , daß viele Ein/
Wendungen , welche er vorbringt , lange schon von Anderen
widerlegt , und die von ihm gemachten legislativen Vorschläge
auch schon von anderen Criminaisten gemacht und gewürdigt

sind. Nur die zweyre Abhandlung macht eine ehrenvolle Aus,
nähme , und verdient jedem Criminalisten empfohlen zu werden.
Rec . will jetzt die einzelnen Abhandlungen prüfend durchgehen.
Nr . I . — Der Verf . zeigt hier , daß nach Art . 22 . C . C . C.
Zndicren nicht zur ordentlichen peinlichen Strafe hinreichten,
erörtert dann , daß nach Art . 23 , 5o , 62 . 67 . 70 . 69 47.
i 5 i . unter dem Ausdruckes Beweisung  nur der. Beweis
durch Zeugen verstanden sey , und will am Schlüsse darthun,
daß nach Art . 22 . gegen den Angeschuldigren , wenn dringende
Anzeigen wider ihn vorhanden sind , eine " außerordentliche
Straft erkannt werden dürft , da nach Art . 22 . die Zndicien

zur peinlichen Frage  hinrerchken , die Tortur aber nach der
Sprache der Gesetze auch eine Art von Strafe  sey , und
der Richter nach aufgehobener Tortur an die Stelle derselben
(als Straft genommen ) wohl eine andere , nämlich eine außer/
ordentliche eintceten lassen dürfte . Daß die Tortur Strafe
sey , beweist der Verf . 1) durch die . Rubrik zum Art . 22 . ,
„daß aus Anzeigung einer  Mrssethat allein peinliche
Frage , und nicht andere peinliche Strafe  soll erkannt
werden , und 2 ) durch den Art . 22 . selbst , nach welchem nur
niemand endlich  zur peinlichen Straft verurtheilt werden
soll . — Diese Ansicht , bey welcher der Verf . dsr neuen von
Stübel  aufgestellten , zwar nach des Ree . Ueberzeugung un,
richtigen , aber doch höchst scharfsinnigen Meinung nicht einmal
Erwähnung thut , ist durchaus unbefriedigend . Deutlich be,
weist Art . 22 . den Willen des Gesetzgebers , daß zu keiner
peinlichen Strafe  jemand verurtheilt werde ; die außer/
ordentliche Straft ist aber doch auch eine Straft . Das Wort:
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andere , in der Rubrik , bedeutet nur soviel : daß gar few |te
peinliche Strafe erkannt werden dürfe , und wird erläutert
durch das Wort : allein ( peinliche Frage ) der Ausdruck:
endlich ( zu peinl - Strafe ) bezieht sich auf die Urthrils/
fäklung , und wird gerechtfertigt , wenn man erwägt , daß
kein Definitivultheil auf Strafe , sondern nur ein interr
locutorischer Bescheid  auf peinliche Frage gefällt werden
dürfe ; übrigens spricht gerade auch das Wort : endlich,  ge/
gen den Verfasser , denn die außerordentliche Strafe müsste
auch durch ein endliches  Urtheil zuerkannt werden , und kann
nicht eintreten , weil überhaupt jedes endliche Strafur/
thei)  untersagt ist . Noch weniger mag es dein Verf . je ge/
lingen zu beweisen , daß man im Mittelalter di« Tortur als
eine species poenae betrachtet habe . — II . Völlig befried»
gend ist dagegen diese zwcyte Abhandlung . Bekanntlich soll
nach An . ts6 . G . C . C . ein jeder öoshaftig - überwune
dene Räuber nach unseren gemeinAi kaiserlichen Rechten mit
dem Schwerdte gestraft werden ; da nun die C , C . C . hier/
durch auf das römische Recht hinweiset , das rüm . Recht aber
(I . 28 . §. io . l ) . 3s posnis ) nur einig « Arten von
Raub , und nicht jeden Räuber  mit dem Tode bestraft,
so haben die Criminalisten mehrere Versuche gemacht , die Hin/
Weisung in der 6 . G . G.  auf das röm . Recht zu erklären . Den
interessantesten Versuch dieser Art hat Z . Ch . Meister in sei¬
nen Urtheilen Kr . XX . gemacht , indem er zu beweise « sucht,
baß die G.  C . C . unter de» Worten : boshaftig nur die durch
Bösartigkeit ausgezeichneten Räuber verstehe , und nur solche,
wie daS römische Recht sie geschildert hat , ( also den Straßen/
räuber , den mit Waffen , und den Räuber vom Gewerbe)
aber dann auch jeden solchen (ohne Unterschied zwischen
Raub und Fehde ) mit dem Schwerdte bestraft wissen will.
Gegen diese Interpretation bemerkt nun der Verf . ( S . n ) ,
daß daS Wort : boshaftig,  den von Meister angenommee
nen Sinn nicht haben könne , indem sonst die Art . 63 . 110,
125 . darnach sich gar nicht erklären ließen ; auch an ander»
Stellen der G. G . G. z. B . in Art . 1 . 3r . io3 . 111 . 128.
i3i . i33 . 164. boshaft gar nicht das summum genus doli
bezeichne. Boshaftig  bedeute daher nur soviel, als einen
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dolosen Räuber . Auch di? von Meister angeführten Art . «24.
und 127 , C . C . C . können nach de« Werf . Meinung nicht ber
weisen , daß der Gesetzgeber zweyerley Arten von dolosen Ver«
brechern habe unterscheiden wollen . Daß der Art . 126 . nicht
das römische Recht habe unbedingt hereinziehcn wollen , wird
bewiesen durch die Bestimmung : jeder Räuber , durch die Nur
brik : Strafe der Räuber,  durch den Art . 119 . , worin
jeder Nothzüchliger dem .Räuber gleichgestellt und mit dem
Tod « bestraft wird , und durch die Dambergische P . G . Nach

; dem Verf . bezieht sich die im Art . 126 . verkommende Bern«
{ fung auf das römische Recht nur auf die Vollstreckung der
! Strafe,  oder die Art der Strafe , nämlich die Schwerdt«
| strafe . — Diese wohlgerglhen « exegetische Abhandlung läßt

wünsche » , daß der Verf . öfter mit ähnlichen daü Publikum
beschenke . Zn Nr . III . zeigt der Verf . , daß auch die öe«
straften Verbrecher nach überstandener Strafe noch gefährlich
blieben , daß daher die Polizey besonders khätig .ftyu müsse.
Der Verf . führt einige Preußische Vorschriften an , giebt aber
selbst keine Vorschläge . Ree . wünscht , daß die Criminalisterr
nicht noch mehr , als «S schon geschehen , der Polizey die
Thür « öffnen möchten . Da , wo der kräftige , streng rechtliche
Zustizbeamte nicht der Laune des Regenten , oder des Mini«
sters schmeichelt , und einen Jnkulpaten , welchen man schuldig
finde » will , strenge nach dem Gesetze beurtheilt , findet der
Despot einen bereitwilligen Diener an dem Polizeyöeamten;
was durch die streng richtende Justiz nicht bewirkt werden kann«
läßt sich auf dem Gebiete der Polizey leicht bewirken . Zn
einem deutschen Staate wurde ein Bürger wegen eines Staats«
Verbrechens angeklagt ; das Criminalgericht verurtheiite ihn
(ungeachtet der oft geäußerten ministeriellen Wüniche , daß bas
Gericht auf lebenswierige Zuchthausstrafe sprechen möge ) zu
einem 3 monatlichen Gefängnisse . Als der Verurtheilte nach
brey Monaten aus dem Gefängnisse entlassen wurde , erschien
von der Oberpolizeybehörde eine Entschließung , nach welcher
dieser , Bürger 'wegen der besonderen Gefährlichkeit

' bis auf weiteren Befehl aus oberpolizeylichen
Gründen,  wie es hieß > im Gefängnisse behalten werden
sollte . Solche Fälle müssen aufmerksam machen , und vm
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pflichten die Juristen ähnliche polizeyliche Eingriffe -zu verhin¬
dern . Rec ^ fleht nicht ein , warum nach geendeter Strafe der
Verbrecher noch gequält werden soll. Eme zweckmäßige , aber
die individuelle Freyheit nicht verletzende polizeyliche Aufsicht
wird nicht ausgeschlossen . Daß übrigens der Staat dem ent-
laffenen Verbrecher Beschäftigung in eigenen Werkhäusern am
bieten , und für den Unterhalt heimatloser Menschen sorgen
müsse , braucht nicht erst in einer eigenen Abhandlung erwi §<»
sen zu werden . — In Nr . IV . bringt der LZerf . die Frage 8
zur Sprache : ob es mit der legislativen Weisheit vereinbarlich 1
sey , die Selbstbefreyung eines Gefangenen mit Strafe zu be- K
legen . Der Verf . meint , daß möglichste Gewißheit , daß kein 1
Verbrecher unbestraft bleibe , den Staat und seine Mitglieder 1
sicher stelle , daß durch die Flucht aber die Vollziehung der
Strafe vereitelt werde , daß mir jeder Flucht eines Verbrechers,
der sich nicht leicht ehrlich nähren -könne , Gefahr für das Pu¬
blikum verbunden fey , der Reiz zur Flucht auch so sehr locke-
daß diesem Reize vorgebeugt werden müsse , und daß es unge¬
recht sey , wenn nur der arme betrogene Gefangenwärter allein
büßen , und der Betrüger straflos seyn soll. Aus diesen Grün¬
den rechtfertigt der 'Verf . die Bestrafung der Selbstbefreyung.
Rec . kann nie diese Bestrafung billigen , wenn nicht der Ge¬
fangene bey seiner Befreyung Handlungen sich erlaubte , welche
jelbststandige Verbrechen sind . Die Selbstbefreyung kann eben
so wenig strafbar seyn , als die Flucht des Verbrechers nach
der That , oder das Läugnen während der Untersuchung . Der
Staat ist mit dem angeschuldigten Verbrecher , welchen er über¬
weisen will , in einem Kriegszustände begriffen , er muß darauf
rechnen , daß der Gefangene alles anwende , der Strafe zu ent¬
gehen , da eine rechtliche Verbindlichkeit , sich strafen zuf kaffen-
kaum erwiesen werden kann ; wenn dann der Gefangene , den

mit mächtigen Waffen der Richter bedroht , sich der ihm ver¬
liehenen Gegenwehrmittel , des Läugnens , und der Flucht be¬
dient , so verdient er deswegen keine Strafe . Mag der Staat
durch eine zweckmäßig eingerichtete Inquisition dem Läugnen,
und durch gute Gefängnißanstalten der Flucht Vorbeugen : dies
ist dann seine Sache . Es empörte den gesunden Menschen¬
verstand , wenn ein Gefangener , der die Thüre des Gefängnisses
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offen sah , und entfloh , deswegen bestraft würde , weil er etwa-
gechan hat , waS seine Richter , wenn sie Ln ähnlicher Lage
wären , eben so rhun würden . In Nr . y . fodert der
Derf . , daß wenn ein Capital zurückbezahlt und gerichtlich ge/
tilgt , oder einem Dritten cedirt wird , da von Amrswegen dev
Richter dafür sorge , daß die altv Obligation in den Händen
des bisherigen Gläubigers nicht gelassen , sondern entweder
zurückgegeben , oder an den neuen Gläubiger ausgeliefert werde,
und daß , wenn nur ein Theil der Foderung getilgt oder cedirt
wird , solche partielle Zahlung oder Cession von Sötten des
Gerichts unter die Originalobligation bemerkt werde . — Diese
Vorschläge haben keine Schwierigkeit . Zn Nr . VI . findet der
Derf . es nicht zweckmäßig , wenn in den Gesetzbüchern aus/
drücklich erklärt wird , daß derjenige , welcher in der . Absicht
hjngerichtet zu werden , ein Capitawerbrechen begehr , mir der
Todesstrafe nicht belegt werden sollte ; ' er glaubt ^ i ) daß eine
solche specielle Ausnahme doch nie zur Kenntniß des Volkes,
gelange , und daher nicht wirksam seyn könne , s > daß der
Zweck , den Verbrecher von Begehung des Verbrechens abzu/
halten , gar nicht erreicht werde , 3 ) daß vielmehr das Gesetz
nachtheilige Folgen habe , indem der entschlossene Verbrecher
nichts unversucht lassen wird , um das Gesetz zu eludiren , und
durch die Begehung vieler Verbrechen den Gesetzgeber gleichsam
zur Anwendung der Todesstrafe reizen wird ; daß 4 ) auch leicht
MWövauLh . vor, Uftigsrr Verbrechern getrieben werden könne.
Wettn man ein solches Gesetz , wie auch der Entwur f des ^ .rr.
*2 . des Väierischen Strafgesetzbuchs anfstellte , für nörhig halt,
so scheint man eine falsche Vorstellung von dem ganzen Falle
zu haben , man verwechselt den Beweggrund  des Ver/
brechers mit dem bösen Vorsätze  überhaupt . Ist Lebens/
Überdruß und der Wunsch zu sterben auf dem Schassote soweit
gekommen , daß der Handelnde seinen Verstandesgebrauch ver/
loren hat , so bedarf es keiner besondern Strafbestimmung , da
wegen mangelnder Zurechnung ohnehin keine Strafe eintreten
kann ; in andern Fallen aber wird nach der juristischen Zu/
rechnung der Richter auf die ordentliche Strafe erkennen müssen,
aber bey dem Regenten auf Begnadigung antragen . VII . —.
Zeitiges Geständnis ? ist nach mehreren Strafgesetzbüchern Mil/
Gerungs/ , das Lögen des Verbrechens dagegey ist Scharfungs/
grund . Tittmann hat in den Bemerkungen zu seinem Entwürfe
diese Bestimmung getadelt , der Verf . rechtfertigt sie gegen die
Dttmannischen Einwendungen , läßt das zeitige Bekenntnis ? als
Milderungsgrund gelten , und nennt jedes Geständnis ?^ welches
der Verbrecher vor erfolgter Ueberführung ablegt , ein zeitiges.
Nur Politik kann nach des Nec . Meinung zu diesem Milde/
rungsgmnde , welcher aus der juristischen Zmputatjon nicht zu
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debuzkren ist » führen . Man hofft durch das Versprechen etwas
zu erreichen , und zwar das Geständnis zu erhalten ; die Er«
fahrung beweist aber , daß ungeachtet dieses Milderungsgrundes
doch nicht eingestanven wird . Der zum Läugnen entschlossen»
Verbrecher bedarf der Milderung nicht » da er gar keine Strafe
zu erhalten hofft , wenn er sein Läugnen klug fortsetzt. . Auch
läßt sich dieser Miidernngsgrund , wenn man ihn Key asten
Verbrechen gelten lassen will , nicht gut anwende » ; bey Frey«
heitsstrafen mag eS noch angehen ; bey Capitalverbrrchen aber
wüßte man dem zeitig Gestehenden geradezu versprechen ^ daß
«r mit der Todesstrafe verschont werde , und dies laßt sich ttt
gisiativ nicht rechtfertigen . Nur bey der Anwendung der Strar 8
f?n , bey welchen die Gesetzgebung ein Maximum und «in 8
Minimum bestimmt har , mag es dem Richter erlaubt sey» ,
-bei) der Strafausmessung auf das Gestandniß , als Zeichen der
Reue oder der geringeren Verdorbenheit , Rücksichr zu nehmen.
VIII . — Mit Recht bemerkt der Verf . hier , daß das nnvett
schuldet erlittene langwierige Gefängniß kein wahrer Milde«
rungsgrund sey» , sondern nur so weit in Anschlag gebracht
werden soll , als die unverschuldet erlittene Gefängnißzeit von
der zu erkennenden Strafe abgerechnet werden muß , und zeigt-
daß bey lebenslänglichen Gefängnißstrafen dieser Grund nicht
anwendbar sey , indem der Derurtheilte auch bey zeitig been » >
digter Untersuchung nicht in Freyheit gekommen wäre , -und daß ü
fiel) Todesstrafen die Anwendung beömegw wert
dem zum Tode Berurtheilken die bewirkte längere Erhaltung,
seines Lebens ohne Zweifel nichts unangenehm gewesen sey»
wird . -— Was der Vers . Nr . IX . über den Versuch bemerkt,
wenn der Handelnde von seiner Seite alles jedoch ohne Erfolg
that , bezieht sich darauf - daß sich die ordentliche und ooi 'jüg,
sich die Todesstrafe auf diesen Versuch nicht anwettde « lasse.
Die vorgebrachten Gründe sind nicht neu . — In Nr . X.
kommen einige gute , von der Gesetzeskennrniß und dem Ta¬
lent « des Verf . zeugend « Bemerkungen über die von Tittmann
und Erhard gemachten Vorschläge vor . Rec . wünscht - daß
der Verf . in den folgenden Hefte » vorzüglich solche/ Beyträge
liefern möge , wie er unter Nr . II . geliefert hüt . Es ist eine
wahre Erbkrankheit unserer Criminaljsten , daß fl« 'aste Gesetz»
gober werden wollen . Unser positives gemeines Criminairecht
ist einer wissenschaftlichen exegetischen Bearbeitung fähig , welche
den Richtern mehr nützt , als die große Zahl legislativer Vor«
schlage , die man in Kompendien und Handbüchern über gemej»
nes Criminalrecht als Aussprüche des positiven Rechts ausgiebt.
Wenn der Haß gegen das Quellenstudium im Criminalrechte
so fortdauert , so wird uüser positives Recht bald philosophisch
wkgräsostnirt fei; » . , . . . , N.

T
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i . Abdruck der Gegen - Erklärung des Senats der frcyen Stadt
Frankfurt am May » an die hohe deutsche Bundesversammlung.
Die Widerlegung der von der Franks . Judenschast an den hvhen
Bundestag gebrachten Ansprüche betr . Mir Anlage r . r . z.
Frankfurt a. M - bey Wenner . i8 >7- vom 8. May . 6 S . in 4.

2) Darstellung der Recht « - und Gemeinteverhältnisie der hiesigen
Judenschast . Mit Beylagen unter Zahl 1. ( einem Rescripr deS
Fürsten Prinias . Paris vom zs . Nov . 1807. an die fürstl . General-
Commission zu Franks. ) und 2. ( Bitte der Frankfurter Juden-
gemeinde - Vorsteher um die im Organisat . Patent vom 16. Aug.1810. zuzesicherre Gleichheit der Jtcchrr ) 37 <S . in 4. »817.

Z. Gutachten der k. Preuß. Juristenfacultät zu Berlin , über die
recht!. Lage der Judenschast zu Franks , und über die Cvmpctenz
des Bundestags in dieser Sache . ( Begehrt von dem Rarh der
sr. Stadt Frankfurt ) 26 S . in 4. >817.

4. Ueber die Ansprüche der Judenschast zu Frankfurt a. M . aus daS
volle Bürgerrecht dieser Stadt . Anlage 3 zu dem Abdruck der
Gegen Erklärung deS Senats der sr. Stadl Franks . 1817. 78S . 8.
Gutachten der Kurhcff Juristenfacultät zu Marburg über die An¬
sprüche der Israelit . Gemeinde zu Franks , a . M . aus das Bürger¬
recht in dieser frepe» Stadl . 148 S . in 8.

ro 1. gründet sich wegen des Geschichtlichen  unk»
Rechtlichen  in den Recht « 1 und Gemeindcverhältnissen der
dortigen Judenschast auf Nro 2 . und 3 . , wegen all ge«
meiner Gesichtspnncte  aber auf Nr . 4 . Darüber hin,
gegen , insofern unstreitig bey Regulirung der bürgerlichen
Verhältnisse jüdischer Staaten auch noch rstione » salutis rei-
publ . christianae ( conservattWae ) nach den Localitäten in
vorzüglichen Betracht kommen müssen , spricht der Rath S . 5
officicll seine obrigkeitliche Ueberzeuqung aus:

„Sollen di - christlichen Bürger der freyen Stadt Frank¬
furt , auf deren Gesammkheil die Landeshoheit beruht , und
deren Vorfahren die Stadt gegründet haben , bey der großen

35
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Zahl der dahier bereits befindlichen jüdischen Familien , nicht
endlich um ihre Nahrung und Gewerbe gebracht , und solche de«
nen kheils in der entfernten Vorzeit erkauften , »Heils bis in die
neuesten Zeiten nur unter Bedingungen aufgcnommenen Fremd«
linqen jüdischer Nation zu gewandt werden ; soll sich die hiesige
frcye Stadt , der Sitz der hohen keutschen Bundesversamm«
lung , nicht nach Zähren in eine Judenstadt verwandeln ; soll
das von allem UinerihanS «Verband wiederum gelöste und eben
darum von dem Großherzogl . Fcankfuctischen ganz verschiedene
Bürgerrecht vieler freuen christlichen Stadt nicht herabgeivür«
digl werden ; so — müssen die jüdischen Einwohner » othwendigst
einigen  Beschränkungen im Verhältniß zu den christlichen
Bürgern untergeben bleiben.

„Für diese locale Nothwendigkelt sprechen die unzähligen
Klagen , welche die Frankfurter Bürgerschaft seit mehr als
einem Jahrhundert über die Beeinträchtigungen und Zernich«
tung ihres Nahrungsstands abseitcn der übergroßen Zahl hiefl«
ger Juden bei) dem vormaligen Kaiserlichen Reichshofrath
geführt hat,  und vorzüglich der Umstand , daß von diesem
höchsten Reichstribunal » ach vorhergegangener Untersuchung
eine gerechte Abhülfe durch gesetzliche Beschränkung der hiesigen
jüdischen Einwohner für gerecht , billig und nothwendig jeder«
zeit erachtet worden ist. "

Dennoch wird zugleich die der Franks , freyen Verfassung
gemässe Erklärung und Zusage bcpgesügt:

»Mit dein Entwurf des in der hiesigen ConstitutionS,
ErgäiiznnqsiAkte Art . 7 . verordneteu , dem Zeitgeiste und der
Billigkeit entsprechenden Regulativs der bürgerlichen
Rechte der hiesigen jüdischen Einwohner  ist man
inzwischen so weit gekommen , daß solches vecfassungsge«
maß an den gesetzgebenden Körper bereits wirk«
l i ch gebracht  worden.

»Was nur immer neben der Aufrechthaltung des Gewerbs
und Wohlstandes der christlichen Bürgerschaft bestehen kann,
wird der hiesigen Judenschaft — unter ausdrücklichem Vorbe«
halt dessen , was diese hohe Dundesversamnssung künftig im
Abgemeinen für ganz Teutschland bestimmen wird — obgleich
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unberechtigter und ( ihrer bisherigen Widersetzlichkeit halber)
unverdienter Weise darin bewilligt werden ." — —*

N >o 2. unterscheidet drey  Perioden . In der ersten
gab es in der Reichsstadt Frankfurt urlpiüngiich dreyerley
Arten von Frankfurter Juden : K a y se r l i che , W a y n % i »& t
und solche , die der Rath selbst ausgenommen hatte.

Der Kavser  überließ die seinigen mit L- ib und Gut
schon 1349 und 1872 , erst pfandweise , gegen eine Ihm vor»
geschossene , zum Nutzen und zur Nothdurst des Reichs ver»
wendete Summe von i 52 oo  Pfund Heller , hernach käuflich
und zwar auf Wicderkauf , gegen eine , noch ferner an Ihn
ausgezahlte Summe von 6000 Gulden an die Stadt : » Die
Juden und ihr Gut sollten den Bürgern und der Stadt zu
Frankfurt und ihren Nachkommen zu Diensten stehen mit allem
Nutzen , allen Gefällen , und was sie ihrer genießen oder von
ihnen aufheben möchten ." S . die Urkunden in Henr . Christ.
Senkenberg Select . jur . et histor . iom . 1 . pag . 634 - und
tom . 6 . pag . 577 . und 601.

Das Erzstift Mäynz  halte in der Zwischenzeit »358
seine Rechte , Gülten und Gefälle an den Juden zu Frankfurt,
dem Rathe , den Bürgern , und der Stadt daselbst um ein
Kaufgeld  von 7600 fl. unter kaiserlicher Genehmigung der»
gestalt , daß die Bürger und Stadt diese Rechte und Gülte
fürbasi ewiglich  haben sollten , ebenfalls überlassen . Sen¬
kenberg tom . 6 . 584  und 59g . Auch hatte der Kapser
zu gleicher Zeit und schon in dem Jahre »36 c> dem Rathe und
den Bürgern zu Frankfurt volle Macht gegeben , Juden , Weib
und Mann , z» sich in die Stadt zu Frankfurt z» ziehen . . .
und m >t denen übereinzukommen um jährlichen Zms . s. von
Olenschlager  Erläuterung der güldenen Bulle im Urkunden»
buche , Num . 3 i . S . 86 sgl. „ Und so gehörte » dann von
nun an sämmtiiche Juden zu Frankfurt dem dasigen Rathe
und der Bürgerschaft an ."

Kayser Leopold entsagte  in einer sehr bündigen
Declaration vom s6ten Julv »695 . ( s. die gedruckten Lrivi-
legia et pacta der heil . rüm . Reichsstadt Frankfurt am Main
1728 . S . 496 — 5 o » ) auch dem ehedem vorbchaltenen Wie»
drrkaustrechte mit der Versicherung : „ Daß dir sämmtiichen-
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Juden in Frankfurt , sie seyen von römischen Kaysern erkauft,
oder jure Status ausgenommen und sonsten in andere Wege

an die Stadt gekommen , der gemeinen Stadt Frankfurt unab«
löslich und unansprüchlich Eigeuthum , und als ihre leibsanger

hörige Hintersassen seyn und bleiben sollten , also , daß dieselbe
solche Juden nach ihrem Gefallen , Gutbefinden und Belieben,
wle von ihnen bisher geschehen , annehmen und erlassen , ihnen

Ordnungen . Stätigkeiten , und Befehle geben und nehmen

mögen , wie es ihnen , gemeiner Stadt und Bürgerschaft jeder«

zeit gut , nütz - und ehrlich zu seyn bedünken würde " — ferr
»er . „ daß di- Juden und ihre Angehörigen , manne und
weiblichen Geschlechts , aller ordinair « und exkraordinair : Col«
leeken und Gefälle , Schatzungen , Nutzungen und alles andere,

nichts ( als allein die Kronsteuer und den Opferpfennig ) aus»

genommen , welches von denselben erhoben und eingezaqen
werden kann , zu Kriegs - und FriedenSzeiten an Sie , Bürger¬

meister , Rath und Bürgerschaft , jetzt und künftig , nach ihrer
und gemeiner Stadt Nothdurft und Gefallen , hoch oder nie«

der zu setzen , zu erheben und zu genießen , angemessen und

gänzlich überlassen seyn und bleiben sollen ."
Auch diese Kaiserliche Entsagung auf das — nach Art . 26.

des Westph . Friedensschlusses , und den vorherigen Kaiserlichen

Wahlkapitulationen Art . 5 . ohnehin unstatthafte Wieder¬
ein  l ö su  n g s - R ech t,  hat doch der Stadt und Bürgerschaft

zu Frankfurt abermals eine Summe von 20000  Gul¬
den gekostet,  und die Frankfurter Judenschaft hatte diesem
neu dargebrachten Opfer die Erlassung der , damals von Kai¬

serlicher Majestät an sie geforderten , Türkcnsteuer von 100,000

Gulden zu danken.
Unter der Reichsstadt Frankfurt gab cs außer den Per-

missionisten , welchen nur vorübergehend der Aufenthalt in der

Stadt , ohne allen Nahrungsbetrieb , gestattet war , und faußer
den Nachbarn auf den zur Stadt gehörigen Dorffchaftcn , nur
Bürger , und Dey fassen recht  für die Christen , Stätig»
keits - oder Schutz recht für die Juden.

Groß und bedeutend waren die ausschließlichen Vorrechte,
welche mit dem Bürgerrechte verbunden waren . Auf dem

Senate und der gesammten Bürgerschaft , als dem
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ursprünglich eingebvhrnen , angesessenen und bey weitem zahl«
reichsten Theile der Stadtbewohner , ruhete die Landes«

Hoheit , Reichsunmittelbarkeit und Reichsstand«

schast.  so wie die Theilnahme an allem Stadtcigenchum und

den aem inen Nutzungen . Nur Bürger  konnten liegende
Güter  in der Stadl und deren Gebiete erwerben , in den

Rath und zu Stadtämrern gelangen , unbeschränkten Handel

tici .' m und in die Handwerks ' Innungen ausgenommen werden.

Ganz anders und wesentlich unterschieden  war

von jeher das Verhältnis ; der Juden.  Der Kreis ihrer

Berechtigungen und Verpflichtungen gegen Bürgermeister und

Rath war in Judenordnungen oder einer sogenannten Juden«

stätigkeit  genau abgestcckt.
Wie jene Vorrechte der Bürgerschaft späterhin durch

das bekannte Sladtgrundgesctz , den B ü r g e rv e r t ra g von
» 6 i 3 , so wurden auch , bcynahe glelchzetktg , die von jeher

beschränkten Rechtsverhältnisse der Juden gegen Rath und

Bürgerschaft , durch die 1616 neu redigirte Juden«

stätigkeit,  unter der Authorität des ReichsobcrhaupteS , mit

neuen Banden umschlungen.
Diese ( mit der Kaisers . Ratificationsurkunde vom 3 . Jan.

,61 -7 , abgedruckt in Lünigs  deutschem Reichsarchiv , Part,

spec . Contin . IV . Th . 1. S . 708 fg . ) war veranlaßt durch
laute Beschwerden der Bürgerschaft über widerrechtliche Wer«

Mehrung , Wucher und Anmaßungen der Juden , deren Be«

günstigung dem damaligen Senate Schuld gegeben wurde Sie
war , wie die Urkunde im Eingang bezeugt : „ auf eines Raths

und Bürgerschaft der Stadt Frankfurt gethane frepwillige

Heimstellung ." unter den Auspicien einer Kais . Commission zu

Stande gekommen . Sie heißt deswegen in der Urkunde selbst,

ein gemachter Vertrag und gütlicher Spruch.

Die Unverletzlichkeit derselben ist in der Folgezeit mehr

als einmal von der Judenschaft gerichtlich augelobt . In ge«

richtlichen , vor dem Reichshofrathe »77Ü gepflogenen Verhand«

lungen , ist die unumwundene Erklärung der jüdischen Gemeinde
in Frankfurt , allen und jeden Acticuln der Jude » »

ordnung nachlrben z » wollen,  zugleich aber auch die

oberstrichrerliche rechtskräftige Entscheidung — » daß cs bey dem
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wörtlichen Inhalte alter und jetziger Judenordnung und Stä,
tigkeie unverändert verbleiben solle " , » icdcrgel «qk, und dem
Mathe der Reichsstadt Frankfurt „ die Kaiserliche Displicenz,
das er über die Judenstätigkeit nicht besser gehalten , sondern
in vielen Stücken den Juden , zum Nachtheile der Bürger
favorisier , zu erkennen gegeben worden , mit dem ernstlichen
Bef dle , dahin zu trachten , damit den Juden gegen ihre
Stätigkeit zu handeln , fernerhin gar nicht mehr erlaubt oder
durch die Finger gesehen werde ." s. ReichSfama 4- Theil . T.
sg — 40 . und Orths Anmerk . über die Frankfurter Stadt»
reformation , ite Forts . S . 6 - 2 folg.

In Gemäßheit dieser Judenstäiigkeir , welche seit ihrer
Errichtung alle Jahre von dem Rathsschrciber in der Syna»
goge vorgelesen wurde , und , ihrer Natur nach , ein wech«
selseilig verbindlicher , wahrer Vertrag zwischen
Math und Bürgerschaft aus der einen — und der
Juden sch a ft auf der andern — Seite  war . wurde
dieser die Eigenschaft und der Name Frankfurter Bürger
fammr allen davon abhängigen Rechte » ausdrücklich verboten,
und das Vorrecht , liegende Güter außerhalb de« Judenquar«
zier « z» besitzen und zu erwerben , der christlichen Bürgerschaft
ausschließlich Vorbehalten . Mit Ausnahme verschiedener Hand»
lungszweiae . auf welche , so wie auf das Hausiren und Anlau»
fen der Leute , aus polizcylichen Rücksichten ein Verbot gelegt
war , war ihnen übrigens ein selbst in Vergleichung gegen die
christlichen Beysaffen , ausgedehnterer , und — wie der hohe
Grad von Vermögen und Wohlstand , welche » viele Juden»
familieu unter der Reichsstadt Frankfurt erworben haben und
jebk besitzen , bezeugt — reichlich einträglicher Handel nachge»
fassen . Auch das ursprüngliche Verbot , öffentliche Läden und
Kramstände außer der Jndengasse zu haben , war in der Folg«
durch Vergünstigung einiger benachbarten Straßen gemildert
worden.

Es durften übrigens nie über 5 oo jüdische Familien ein»
geschrieben seyn ; jährlich konnten nur 6 neue Personen aufge»
nommen werden , und nur ia Paar sich vrrheirathen . Als
Schuhgcnossen hatten die Jude » eine namhafte Anzahl von
Abgaben und Gebühren an das städtische Aerarium und sonst
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zu entrichten- Sie mußten schwiren, Bürgermeistern,
Schiffen und Rath getreu und gehorsam zu seyn.

Zwar leisteten sie jedem neu gekrönten Kaiser , als ober'
stem Schuhherrn , cirun besondecn HuldigungSeid, Und ein
jährliches Schuhgeld von 36oo Gulden : allein beydes unbr«
schadet der Subjectionsverhältniße gegen die Reichsstadt Frank«
furt , als ihre Landeehsrrschaft. „ Es geschxhct solche Juden-
Huldigung — nach Moser im deutschen StaakSrechk 43. Th.
S . 47 ' oh protsctionem cassarvam gpscialem , deren die
Juden , als ehemalige Kaiserliche Kammerknrchie gaudiren,
doch der , von der Judenschaft einem Stadtmagi¬
strat als Lande6herrn (?) zustehenden Gerechtsame
und Subordination , ohne Abbruch ."

Als die Reichsstadt Frankfurt bey Grlegenhcit dieses 1742
an ihre Zudenschafk gesonnenen Huldigungseidcs, um ein be¬
sonderes Kais. AersicherungSdecrek de non praejudicando pri-
vilegiis ac jurihus civitatis bat , erging hierauf unterm 12.
Jun . die Kais. Resolution: » Daß Ihre Kais. Majestät bey
der dem Magistrat und gemeiner Bürgerschaft der Stadt
Frankfurt ertheiltcn Confirmativn ihrer privilegiorum und
anderer überhaupt  w 0 h l h e r g e br  a ch te  n jurium es
durchgehendS ohnehin bewenden, und dawider nicht« wider¬
rechtliches geschehen zu lassen, allergerechtest gemeynt seyrn."
Moser. D . 46.

Auf all diesem Rechts« und VerfaffungSzustandder In«
dcnschaft zu Frankfurt hatte demnach die Reichsstadt » ein
wohlerworbenes, titulo oneioso erlangtes, in feyerltchen Co:l«
traclen , Verträgen , Stadtgrundgesehen, Kais. Rcversalien
und Privilegien , oberstnchtcrlichen rechtskräftigen Erkenntnissen,
endlich in einem vielhundertjährigenBesitze gegründetes khcurcS
Recht."

Zwar hatten die Kaiser! Commissarien der' Frankfurter
Zudensiätigkeik von 16-6. die Klausel «ingerückt: » Doch be¬
halten Wir HSchstgedachler Kais. Majestät und Derosclbcn Nach«
kommendten bevor, diese Ordnung nach Gelegenheit der Zeit
und Lensten, auch andern bewegenden Ursachen, JhreS Ge¬
fallens allwcgen zu mehren, zu mindern, zu erklären, auch zu
ändern , oder gar abzulhun und eine neue zu machen.'' Aber
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diese Klausel , i» jener Allgemeinheit und Unbcschränktheit,
worin sie verfaßt war , wurde in der nachherigen Kais Rati«
ficationSurkunde vom 3. Januar »617 nicht genehmigt , viel-
mehr gegen die , merklich und wesentlich verschiedene und
modifieirte »mgetauscht : „ Da über kurz oder lang durch Uns,
o' er Unsere Nachkommen am Reich , Römische Kaiser oder
Könige , auf gemeinen Reichstagen oder sonsten
wegen der Jüdischheit ihrer Nahrung , Hanbkhierunq und
Wandels halben Aenderung oder Maaß im heiligen Rö<
mischen Reich vor genommen und darüber sondere
neue und verbesserte Ordnung und Satzung zu
machen nöthig befunden würde,  daß Wir Uns deffel«
lügen nicht begeben , sondern solche Aenderung je und alle
Wege nach gestalten Sachen ins Werk zu setzen, reservirt
haben wollen ." Lünig. a. a. 0 - S . 719.

Nur eine allgemeine  Verbesserung im römischen kelti¬
schen Reiche sollte , wenn sie reichsqesehmäßig entstünde , auch
auf die Reichsstadt Frankfurt verhältnismäßige Emwürkung
haben . Dieser Vorbehalt verstund sich leicht von selbst. Ir,
gend einen andern Eingriff konnte sie um so weniger besorgen,
als noch in dem letzten teutschen Reichügcsetze ( s. Reichs , Ent-
schädigungs >Deputativnsschluß von i 8o3. §. 27 . ) unter
französischer und Kaiser !. Russijcher Vermitte¬
lung,  ihr der Genuß der vollen Landeshoheit in dem ganzen
Umfange ihres Gebiets ohne Ausnahme »nd Unterschied neuer¬
dings verbürgt und selbst in den künftigen Rcichskriegen der Ge¬
nuß einer unbedingten Neutralität zugetheilt worden war.

Dle z weyte  Periode , die Negierung des Fürsten
Primas des rheinischen Bundes,  entwickelte in der
Milte des verhängnißvollen Jahres 1806 . mit der Stiftung
deS rheinischen Bundes , die in der teutschen Geschichte un¬
vergeßliche Krise, „welche Gewalt an die Stelle deS Rechtes
setzte und keine bisher bestandene, »och so ehrwürdige RechtSr
und VerfassungSverhälkniffe in Teutschland ehrte."

Auch die Reichsstadt Frankfurt , noch im neuesten Andenken
der ihr , kaum vor weirigen Jahren auf daS feperlichste bedun¬
genen , Garantie des vollen Genusses der Landeshoheit und
einer unbedingten Neutralität , sah sich auf einmal, mitten im
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Frieden , bloS auf das willkührliche , bewaffnete Machtgebot
eines <feemdcn) Dictakors , der neu geschaffnen Souverainetät
des Fürsten Primas überliefert.

Zwar konnte sich die Sradt der gerechten Erwartung über,
lass n , daß wohlerworbene P r i v a t r e cht e einzelner
Bürger oder Gemeinheiten,  sofern solche nicht durch
Reichsgesetze geschaffen oder gegründet , sondern nur geschützt,
auf dem selbstständigen Rrckksboden gültiger Verträge und
Locilverfaffnngen ruheken, nicht zugleich vernichtet , folglich
auch die Ihrigen künftig ihres Fortbestandes sicher seyn würden.

Zwar konnte Frankfurt das edle Nechtsgefühl des dermal.
Dundcslagsgcsandten . Prästd . von Berg,  theilen , welcher
in den Avh- zur Erläuterung der rhcin . Bundesacte 1. Th.
S . 004 ff so wahr und klar ausrief : » Wenn gleich in Teutschr
land die Rechtsverbindung aufgelöst , die verbindliche Kraft
der Reichsgesetze aufgehoben ist , so hat doch keine allge.
Meine , gewaltsame Revolution  so wenig den ö ffe n ti
liche lHg l s den privatrechtlichen Zustand zertrüm¬mert . Dieser,  welchen altlrutsche Freyheit und Autonomie,
Natur der Sache , und Herkommen gebildet hat , war nicht
durch die Reichsgrsetze geschaffen, sondern nur näher bestimmt
und geschützt; geschützt insonderheit durch jene gegen die
Eigenmacht der Fürsten,  die bisweilen über diese sich
hinaus zu setzen wagten . NeichSgesehe »nd Reichsschuh sind
zwar verschwunden , aber das ewige und unabänder,
liche Gesetz der Natur besteht noch,  welches jeder
höchsten Staatsgewalt gebietet , wohlerworbene
Rechte ungek rankt zu erhalten.

Auch der Fürst Primas handelte im Anfang der Souve,
rainetätsregierung und noch eine Zeitlang nachher »ach dieser
Rechtswahrheit . Ec versprach bey der Huldigungseinnahme,
alle wohlerworbene Rechte  der Stadt Frankfurt und
ihrer Einwohner zu schützen; er erklärte in seinem Organisa»
tionSpatente vom 10. Octbr »Lo6 ( s. Zeitschrift : Der rheir
Nische Bund 3 . Heft . S . 353 ) 1. Abschn. §- 3 . , „ daß in
Betreff der Stadt Frankfurt diejenigen Verhältnisse eintrcten
sollten , welche vermöge Art . 26 . und 27 . deS Bundesvertrags
zwischen den Svuverainen und mediatisirten Fürsten und Reichs



522 Schriften die Ansprüche der Inden in Frankfurt betr.

grafen beständen ." Verhältnisse , zu deren Bestandtheilen auch

daS Recht der Judenaufnahme , des JudenschuheS und aller

dafür zu erbebenden Gebühren , Receqnitionsgelder und sonsti,

ger Abgaben , nach fast allgemeiner Anerkennung in dem größ«

ten Theile der Bundesstaaten — z. B . in dem Königreiche

Baiern , in den Großherzogthümern Baden , Hessen und Würz,

bürg — gehörte , l . dieselbe Zeitschrift >. , V . und VI . Heft.

S - 78 . , 280 und 33 ». auch X . Heft S . 24 . und XIV . Heft

S . 202 231.

„Nach bin Paragraphen 5 . und 6 . des II . Absch» . der

primär . Organisation vm 1806 , wurden die drey christlichen

Gemeinden in Rücksicht der Befähigung zu allen öffentlichen

Acmrern einander gleichgestellk , dagegen das bloße Schutz«

verhältniß der Juden  b e y b e h a 11 c n .“

„Nach den Paragraphen 1 , 2 , 5 und 4 . des IV . Abschn-

blieb eS bey der Form des städtischen Regiments mit wenigen

Modificativuen und in Entsagung und Bewilligung

de« Bürgerrechtes,  D e y sa sse  n sch u h e S , wieDstch br,

sonderer PermisßonSschcine , bey der bisherigen Verfassung ."

Nach mancherlei ) Petitionen der Judenschaft rescribirte der

Fürst Primas noch unter dem 27 . Dec . »8o6 : „ Daß die

Gestattung des Bürgerrechts ohne einstimmige , ausdrückliche

und förmliche , behstimmende Erklärung der Bürgerschaft nicht

geschehen könne , da die Vorfahren der Frankfurter Bürger die

Stadt gegründet hätten , und die später »»gekommenen Juden

unter ausdrücklich einschränkenden Bedingnissen ausgenommen

worden scyeN."
In späteren fürstlichen , im Laufe des Jahres , 807 . un,

- term i 3 . Febr . , daN» 17 . >9 - und 26 . März , erlassenen Der,

fügungen wurde es „ bey dem , dem Senate jsu leistenden

Huldigungseide , bey der Entrichtung der herkömmlichen Prä«

stattonen und Beschwerden , bey dem herkömmlichen , allerdings

auch künftig alle Jahre zu beobachtenden . Verlese » der Juden,

stätigkett , bey der Verbindlichkeit der neu aufzunehmenden

Juden , fich zur Stätigkeit eiNschreiben zu lassen , kurz , in

Ansehung der sämmtlichen Verhältnisse der Ju»

bensch «fr  bey dem Besitzstände , wie dieser durch die biSheri,
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gin Gesetze , Gewohnheit und Entscheidung des vormaligen
Kaiserlichen Reichshofrathcs bestimmt sey , belassen ."

Auch die neue Stätigkeils » und Schuhordnunq vom Ende
des Jahres 1807 . ließ noch die Ausscheidung der Franks . Ju<
denschaft von den Rechten der Bürger i» ihrem Wesen . Auch
erkannte der Fürst noch an , daß die vcn de» Juden bisher
an das städtische Aerar bezahlten Abgaben , die er nunmehr
auf eine fixe jährliche A ve rsi 0 nai su m m « festsetzte , zu
dem Eigenkhume der städtischen Bürger gemeinde
Frankfurts gehörte,  und verfügte daher , daß , mit ale
leiniger Ausnahme des vormaligen Kaiser !. SchntzgeldeS von
36 oo fl. , der Ueberrest der jährlichen Avcrflonalsumme von
22,000 fl. an das städtische Rechnexcyamt  abgeliefert
werden sollte.

Eben diese neue Stäligkeitsordnung räumte übrigens doch
schon den Juden viele neue Rechte und Vorzüge,
welche mit dem früheren RechtSznstande und den wohlerwvrbe,
ncn Privat t und Communalrechten der christlichen Bürgerschaft
unverträglich waren , ein . Was aber vorzüglich bemerkt zu
werden verdient , ist , das; die Bürgerschaft ihre bcystimmende
Erklärung dazu nicht ertheilt hat . Sie war bey der Erricht
lung derselben nicht gefragt , lischt gehört worden.

Doch in dem jener Judenstätigkeit einen Monat später
gleichsam zur Seite gestellten neuen Bürgerstatut  vom
10 . Febr . 1808 , stand zur öffentlichen Kunde und Beruhigung
der christlichen Bürgerschaft in Frankfurt , geschrieben : „ § . 3 .
„Wer zu einer andern Religion sich bekennt , als zu einer der
»drey christlichen Confesstonen . ist unfähig , daS Frankfurter
»Bürgerrecht zn erwerben ." Auch darf nicht übersehen werden,
daß eben in diesem ncuen Statute die Zulassung selbst
der Christen zum Frankfurter Bürgerrechte  an
mannigfaltige , mit großer Vorsicht bestimmte , für daS gemeine
Skadtwohl nökhig befundene , beschränkende Bedingt
»isse gebunden  war , und daß dieses neue Dürgerstatut
während der ganzen Regierung der Fürsten Primas und bis
zur Wiederherstellung der freyen Stadt Frankfurt , bey seiner
gesetzlichen Kraft und Würde gelassen , nie aufgehoben wor»
pen ist-
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Wer hätte nur ahnen können , daß . diesen gemessenen

Vorschriften zuwider , und ohne alle Berücksichtigung der vielen

verschiedenartigen , selbst den Christen , um zum Bürgerrechte

zugelaffen zu werden , vvrgeschriebenen Erfordermssen . der Frank¬

furter christlichen Bürgerschaft eine Anzahl von 760 jü¬

dischen Familien in Masse zu neuen Mitbürgern

auf einmal  a 11fg e d r u n g e n werden würde ?

Erst der zu Paris am 16 . Februar 18,0 . geschlossene

S ti ft u n g Sv e r t rag des Großherzoglhums Frank¬

furt (f . die Zeitschrift : Der rheinische Bund . 4 ^S Heft . € 5.

4o5. , auch 42S Heft S . 464 ) führte die Veranlassung herbcy,
daS Unmögliche möglich zu machen.

Der Fürst Primas erhielt aus den Händen des Kaisers

Napoleon , das durch Einverleibung des größten TheilS der

Fürstenthümer Fuld und Hanau neugeschaffene Großhcrzogthum

Frankfurt . Er erhielt dasselbe im Grunde alS ein Lehen der

französischen Krone.  Er selbst bekennt in seinem nach«

herigen Organisationspatent , „ daß die göttliche Vorsehung und

die persönlichen wohlwollenden Gesinnungen des

Kaisers Napoleon ihm dasselbe anverrraut hät¬

ten ." Ein französischer Prinz und dessen männliche Nach«

kommen waren von Napoleozz zur Nachfolge berufen , und auf

den Fall des erlöschenden MannsstammS dieses Prinzen , gar

der Rückfall des ganzen Großherzogthums an die

Kaiserlich französische Krone ausdrücklich Vor¬

behalten ! !
Wo» nun an war es Napoleon , welcher in dem Groß,

herzvgthum Frankfurt durch seine Gesetze . Negieruugsinarimen,

Institute , und die Absicht , welche unläugbar auf TeutschlandS

dauernde Unterwerfung vermittelst fuccsssiver Vernichtung alles

Narionellen und Eigenthümlichen gerichtet war,  regierte.

Unter dem 16 . Aug . 1810 . erschien daS seit dem s 5 . Jul.

— nach dem Beschluß , „tag  Großherzogthum soviel thunlich

nach der französischen Constitution zu organisiren und den Code

Napoleon vom »• Jan . 1811 . an , nach seinem ganzen In¬

halt , als allgemeines bürgerliches Gesetzbuch befolgen zu las¬

sen " , angekündigte O rg a n isa t i 0 nSp a k e n t ( s. rheinische

Bund . 47 . Heft .) . Nach den Eingangsworten war dir Ver.
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fassung des Köniqr . Westphalen , unter allen Verfass
snngen , welche dem Kaiser  Napoleon  ihr Daseyn zu danken
haben , in den meisten Grundsätzen auf das Wohl des Groß«
herzogkhums Frankfurt anwendbar , als ein eigenes Werk deS
Kaisers,  für einen deutschen Staat bestimmt , und bereits
durch die Regierung des Königs Hieronymus Napoleon Mar
jestät bewährt , das Lebensvrincip dieser neuen Organisation
des Großherzogthums Frankfurt . Beynahe mit denselben War«
teil ward in dieser neuen Großhcrzoglich Frankfurtschen Orga«
nisationSacte:

§. iQ . „Die Gleichheit aller Unterthanen vor
dem Gesetze  und die freye Ausübung des Gottesdienstes
der verschiedenen verfassungsmäßig aufgenommenen Religionsr
bekenntnisse ." — H. 12 . „ Die Aufhebung der besonder»
Verfassungen  der Provinzen , Städte und Corporationen,
eben so der Privilegien einzelner Personen und Familien , so
weit sie mit der Befolgung der Gesetze im Widerspruche stänr
den " ; — und endlich § . »3 . „ Aufhebung der Leibeigenschaft
Und Genug gleicher Rechte für alle Einwohner
des Großherzogthums Frankfurt  festgesetzt . " Alles
dies , nach der Praxis , meist im rein 1 französischen , ächt rer
revolutionären ( den  Rechtszustand nach irgend einer ver«
Meintlich allgemeinen Idee umstüizenden ) Geiste , ohne Scho«
nung oder Achtung für wohlerworbene Rechte , welche sonst
den Teutschen , und andern rechtlichen Nationen , heilig sind!

Der Großherzoq unterlegt zwar noch in dem Patent zur
Organisationsacre die anprelsenden Grundsätze : „ Daß die best«
denkbare StaalSverfassung diejenige sey , in welcher der all«
gemeine Wille der Mitglieder  durch vernünftige
Gesetze auSgedrückt werde , und in welcher , wie in allen
Staatsverfaffungen , welche aus dem Geiste des Kaisers Na«
poleon geflossen sspen , gewählte Volksvertreter Einfluß auf die
Annahme der Gesetze und Verwendung des Staatsvermögens
haben ." Dennoch ( denn so spielt man seit der französischen
Dielredenheic mit den Völkern , daß die wahresten Ideen nur

zu ihrer Bedrückung vorangestellt zu werden pflegen ! ) dennoch
— halber allgemeine Wille der Stadt Frank«
furt  u,,d der Vertreter ihres Gemeinwesens  weder
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bey der Errichtung dieser hochwichtigen neuen Organisation,
noch bey der , aus ihr hervorgegangenen , Verleihung des vol¬
len Bürgerrechts an die Juden und bey der späteren Verivcn«
düng des Ablöfungscapitals der , zum reinen Privakeiqenthum
der Stadt gehörigen , an diese von jeher jährlich zu entricht
tenden , Judenabgaben irgend Stimme gehabt!

Das wichtigste für den gegenwärtigen Fragepunck ist , das;
mit jenen , in der neuen Organisationsakte ausgesprochenen
Grundsätzen nunmehr auch der Anspruch der Frankfurter Ju¬
denschaft auf das volle Bürgerrecht der Stadt Frankfurt aus¬
gesprochen und sanctionirt war . Nur auf diesen Titel , und
nur ausschließlich auf diesen , gründete die Judenschaft in ihrer
nachherigen Bittschrift an den Großherzog vom Nov . 1810.

(welche hier unter Zahl II . abgedruckt vvrliegr ) ihr Gesuch
um nunmehrige Zulassung zum Genüsse der völlig gleichen
Bürgerrechte , » nd nur auf eben diesen Titel wurde ihr diese
Zulassung völlig unentgeltlich gewährt!

Ganz ohne alle Beziehung aus diese Bürgerrechte und
deren Erwerbung  steht aber der , am rkten Dec . 1811.
abgeschlossene Reluitionsvertrag,  welchen doch die jüdi¬
sche Gemeinde in die Gestalt eines pacrl oneroai , womit sie
dem Groß Herzoge das Bürgerrecht abgekauft  und be¬
zahlt Hab« , nmzukleiden bemüht ist. Zn diesem Ende wird
das spätere Großherzogliche Patent vom 28 . Dec . 1811 . so¬
wohl in jener Denkschrift , als in der:  Aktenmäßigen Dar¬
stellung der Bürgerrechte der Israeliten ( wo cs zum erstenmal:
obgedruckt erschien ) mit jenem Vertrag stets durch eine gänz¬
lich unwahr « Vorspiegelung verwechselt.

Das Bürgerrecht der Inden in Frankfurt war bereits
durch das OrganisationSpatent vom r6 . Aug . geschaffen und

ihnen zugeeignet , als der Grostherzog späterhin unterm ^ kcn
Febr . 18,1 . eine weitere , die Ausführung  des Grundge¬
setzes der Gleichheit der Rechte , nicht etwa der Juden allein,
sondern sämmtltcher Einwohner des Großherzoq-
thumS Frankfurt,  betreffende Verordnung ( s. die II.
Beylage der jüdischen Denkschrift ) erließ.

Er kündigte darin den Entschluß an , zu der wirklichen
Vollstreckung des constitukioncllen GleichheitSgrundfatzeS , und
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zwar auf solche Weise , zu schreiten , » daß weder dem Staat «,
noch den Gemeinheiten und einzelne » Einwohnern in wohl«
hergebrachten Rechten und Geldcinnahmen ein Nachtheil da«
durch verursacht werde ."

Er verordnele in Gemäßheit dieses Entschlusses Art . 1 .
,,daß vordersamst alle Lasten , welche die Leibeigenen , dir
Schuhverwandlen und die Juden dem Staate und den Ge«
meinhcitcn rechtmäßig und herkömmlich zu bezahlen hätten,
abgelöst werden sollten ." Er erhob Art . 5 . » den , in dem
ReichSschlusse von röoZ . für Ablösung beständiger Renten auf

Procent gegebenen Maasstab zur Norm deS AblösungS«
geschästes , erklärte stch jedoch geneigt , in Beziehung auf
Souverain etäts Verhältnisse,  möglichst billige Be«
dingnisse zu bewilligen ." » Das Ablösungsgeschäst mit der
jüdischen Gemeinheit sollte nach dem Art . 6 . vordersamst zu
Stande gebracht werden ."

Dies also ist die Veranlassung , der Gegenstand und das
Wesen des , mit den Juden nachher wirklich zu Stande ge«
kommenen , Ablösungsvertraas ! Das gerühmte pactum one-
rosum stand ohne alle Beziehung auf die Erwerbung deS
Bürgerrechtes  selbst . Es enthält nichts mehr und nichts
weniger , alseine Capitalisiru ng oder Ablösung einer
Reihe von Abgaben und Leistungen, welche  der
Frankfurter Judenschaft titulo speciali oblagen , und größten«
theils in das gemeine Sladlärar , fern von jeder Hinsicht auf
ein Bürgerrecht , was die Juden zu Frankfurt bisher nicht
gehabt hatten , geflossen waren . Nicht die — jetzt in An«
svruch genommenen — bürgerlichen Rechte  waren die
Bedingungen dieses Vertrags , sondern einzig die Befreyung
von jener der Judenschaft obgelegenen Abgaben . So wie sich
nicht sage» läßt , der christliche Bürger Frankfurts erkauf « sich
durch stine jährlichen Leistungen an dei» Staat sein Bürger«
recht , welches vielmehr für sich besteht , und auch dann noch
fein Eigenkhum bleibt , wenn er nichts mehr zu zahlen hat,
so bestand auch jener Reluitionöoertrag , welcher die Capital«
ablage anstatt der jährlichen Fortzahlung der Früchte gründete,
dergestalt für stch, daß er auch ohne Verleihung des
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Bürgerrechts hätte Statt haben können ( wie er würklich
erst nach dieser Verleihung Statt gehabt hat ) .

Aber auch selbst dieser Relnitioneverkrag war an sich wie¬

der ungültig , und für die Stadt Frankfurt unverbindlich . Er
disponirt über ein fremdes , der Stadt zugehLrigeS Eigenkhum,
worüber kein Regent einseitig und wiUkührlich zu disponiren
berechtigt ist.

Ferner sollte nach der , die Ablösung verfügenden , Groß«

herzoglichen Verordnung diese Ablösung das Mittel seyn , wer
nigstens die Gemeinheiten und Einzelnen gegen jeden Nachtheil
in wohlhergebrachten Rechten und Geldeinnahmen sicher zu
stellen . Und doch wurde di« Stadt Frankfurt vielfach dadurch
beschädigt.

Das in Art . 5 - der Großherzvgl . Vollstreckungsordnnng

auf die daselbst bezeichnctcn Localbehörden der Stadt Frankfurt
ausgestellte Commissorium wurde umgangen . Statt dessen
war insgeheim aus dem Cabinette eine Special - Commission
in den Personen des Minister » StaatssecretairS , Freyherrn
von Eberstein , und des Vorstandes der Jubenschaft , geheimen

Raths von Jtzstein , ernannt , welche , fern von jeder Mikwir/

kling der Frankfurter Sladtgemeinde durch ihre unmittelbaren
Vorgesetzten , das AblösungSgeschäjt mit der Judenschafl ver/

handelte und abschlosi.
Anstatt daß in Beziehung auf die , den Gemeinheiten und

einzelnen Einwohnern schuldigen , jährlichen Abgaben ( mit al¬
leiniger Ausnahme der dem Svuverain zugehörigen ) der Reichs/

schlußmäßige Ablösungsmaasstab  zu Procent hätte
anqewendet werden sollen , wurde , abermals ohne alle Zu¬

ziehung der dabey so sehr bekheiligten gemeinen Stadt Frankfurt,
und zum großen Nachtheile derselben , die jährliche jüdische

Abgabensumme von 22,000 fl. nach dem zivanzigfachen ( nicht,
wie die Regel gefordert hätte , nach dem vierzigfachen ) Betrage
in eine Capikalsumme von 440,00a fl. verwandelt.

tDie Fortfekung folgt )
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t Fortsetzung- er in dir. 33, abgebrochenen Recension.)

Anstatt , daß dieses ?lblösnngScapital , so wie vorhin der Be,
trag der dadurch abgelösten Abgaben von 22 . 000 fl. ( nach
alleinigem Abzüge der an den keutschen Kaiser sonst entrichteten,
und nachher von dem neuen Souverain an flch genommenen
jährlichen Kronsteuer von 36 oo fl . ) in die gemeine Tkadrcasse
geflossen war . jetzt ebenfalls an diese,  selbst nach dem An,
erkenNtniß des Fürsten , hätte abgeliefert und zur Verwen,
d » ng in das allgemeine Skabtwesen  überlassen werden
müssen ( §§. >2 . , i 3 . und 21 . ) , geschah auch dieses nicht.
Die erste von der Judenschafl auf das AblisungScapital geleistete
Abschlagszahlung von »5o,ooo Gulden wurde auf Rechnung
des von dem Großherzog mit Napoleon geschlossenen Domamen,
kauft der Fürstenthümer Fuld und Hanau ( eine der Stadt
Frankfurt ganz fremde Schuld ! ) an die französische Ne,
gierung  hingegeben . Von dem , in bedungenen jährlichen
Zielzahlungen abzukragenden Reste deck AblösungSCapitalS,
worüber die Judenschaft , auf Betrieb des Grosihzgl . Finanz,
Ministeriums , einzelne au porteur zahlbare Obligationen auS,
gestellt hatte , erhielten die , bey der Mobilmachung dieser
AbiisungSgclder und bey dem Domainenkauf thatiq aewesrnen,
Großhjgl . Geschäftsleute , ft wie Andere , aus der Freygebig,
keit des TroßherzogS ein Geschenk von »40,000 Franken in
solchen Obligationen ; funfzigtausend Franken wurden zur Tilr
gung einer , bey dem Danguier M . A. Rothschild  in
Frankfurt contrahirten Großhjgl . Privatschuld  verwendet;
endlich aber , nachdem die höchsten verbündeten Mächte im
Nov . »8 »z . das Großherzogthum Frankfurt in mililairischen

3 ch
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Besitz genommen , und den Prinzen von Hessen - Homburg als

Gouverneur ausgestellt hatten , von diesem und dem Herrn

Staatsminister Freyherrn von Stein  auf die fernere Aus¬

zahlung der noch übrigen Ablösungssumme und die Einlösung

der diesfalsigrn Obligationen unterm 9 . Dec . des genannten

Jahres bey der Judcnschaft ein Verbot angelegt.
So der Ursprung , so daS End - des von der Zudenschaft

so jhoch angerechnctcn NeluitiSnsvertrags ! Von dem ersten

Entstehen an war er für die Stadt Frankfurt ein fremdes Ge¬

schäft gewesen und geblieben ; sie harte überall auch nicht den,

geringsten Antheil daran gehabt.
So weit die  Umkehrung des vorigen Rechtszu¬

stand S (das eigentlich  revolutionäre , wiewohl landeSr

fürstliche Verfahren ) dieser Sache!
Für die Wiederherstellung werden nun zuerst einige allgemein-

hin denkwürdig - — Hoffnungen für eine bessere Zeit

ausgezeichnet.
In dem Protocoll vom 29 . Oct . 1814 . ( Kiüber . Acten

deS Wiener Contzresses 5 . Heft S . >37 . ) liegt die folgenreiche

Erklärung des Preuß . Fürsten SkaatScanzlerS vor: »Alle  mit

Frankreich seit 1792 . abgeschlossenen Verträge , scyen für ver¬

nichtet erklärt worden ; nach diesem Grundsatz sey auch in

Tentschiand zu verfahren ; - der einzige a ls gesetz,

w ä ßi g a n z u n eh mende  Zustand in Teutschland sey der,

in welchem eS nach dem Lüneviller  Frieden durch den

Hauptdeputationsabschluß von 180 5. gesetzt  wor¬

den . «
In demselben Protokoll hat S . i 35  u . i 36  die fernere

Erklärung des Preußischen zweyten Congreß - Bevollmächtigten

Frevherrn von Humbold , zwar nur in Beziehung auf die

wicderhergestcllten sreyen Städte Hamburg , Lübek und Bre¬

men , aber doch auf die Stadt Frankfurt wegen dem nämlicken

Verhältnisses , worin sich dies« seit »8o6 . befunden hatte , gleich

anwendbar , ausgesprochen : » daß der Zustand , in welchem

diese Städte in den letzten Zeiten von Frankreich versetzt wor¬

den , nur ein Grwaltstand  gewesen sey , und daß , da diese

Städte schon vorhin freye Städte gewesen , sie, so wie Braun-

schweig , Hessen und Hannover , seil jener Gewaltstand
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ausgehirt habe , in ihre vorigen Rechte zurück,
traten , welche sie selbst  dadurch nicht verlohren halten,
daß der Kaiser aus seine Kaiserkrone Verzicht
geleistet habe, als  wodurch ihre alte Verfassung
nicht aufgeh ürt habe ."

Endlich in einem schriftlichen zum Prorocoll vom 22 . Oct.
18,4 . gelegten Votum ( Acren des Wiener Congr . 1. Heft . S.
68 . ». 5 . Heft . S . 107. ) folgt die so oft schon hervorgchobene
Erklärung des Hannöverschcn Bevollmächtigten , Grafen von
Münster:

„Der Grundsatz , baß der Verfall der teutschen Reichs,
Verfassung auch den Umsturz der Te rr i tv r i a lv e rfa s,
sungen tentscher Staaten,  in sofern diese nicht Punkte
betreffen, die ausschließlich ihr Verhältniß mit dem Reiche be,
zweckten, im rechtlichen Sinne nach sich zöge, lasse sich kei,

neswegs [wie Würtemberg es b̂ auptete ^ zugeben.  Ein
Repräsentativ r System scy in T^ kschiand von den ältesten
Zeiten her Rechtens gewesen. Zn vielen Staate » hätten dessen
nähere Bestimmungen auf förmlichen Verträgen zwi«
schen den Landesherrn und  ihzzen Un re rt Hanen
beruht , und selbst in denen Landen , wo keine ständische Ver,
faffungen erhalten waren , hätten die Unterrhanen gewisse und
wichtige Rechte gehabt , welche die Reich sge setze nicht
allein bestimmt dargelegt , sondern auch geschützt
hatten ."  Ferner:

„Kinne man [ gegen ebendieselbe von der Würtemberg,
Souverainetät her gemachten Einsprachen ^ nicht zu geben,
daß der Verfall der Reichsverfassung , die T er ri k[o r t a lv er,
hältnisse unter den Fürsten und ihren Untertha,
neu,  in sofern diese auf die ReichSverfassung keinen Bezug
gehabt , noihwendig aufgehoben habe. So lasse sich auch nicht
behaupten , daß die zwischen den teutschen Fürsten
nnd Duonaparte geschlossenen Verträge den
Rechten ihrer llnterthanen de jure etwas hätten
vergeben könne  n ."

Mit dieser Erklärung haben auch die Preußischen Be«
vollmächtigte» ihr völliges Einverständniß  sofort er,
klärt.
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DaS angehängte Gutachten der Zuristenfacnltät zu Der !«»

fügt S . 9 noch folgende wichtige Bemerkung hinzu : Zur Zeit

des bestehenden Rheinbundes ist nicht selten ein bis dahin un,

erhörter Begriff von Souverainetät behauptet worden . Nach
dieser Behauptung müßte alles , was ein solcher Souverain in

seinem Staate zu thun gut gefunden Hütte , schlechthin und

ohne weiter « Prüfung für Recht gehalten werden . Daß diese
Ansicht eine blinde Willkühr an die Stelle deck Rechts seht,

also allen Rechtsbegriffen widerstreiket , liegt am Tage . Auch

konnte sich eine so ungerechte Behauptung nur während der

Unterdrückung von Tcutschland erhalten ; und insbesondere ist

dieselbe auf dem Wiener Congreß als verwerflich anerkannt
worden . Nach .« lübers  Acten , B . 2 . S . 109 stimmte « der

Fürst von Metternich  mit dem Bemerken , daß in neue«

reu Zeiten despotische Rechte,  dergleichen man nicht be,

gehren könne , mir dem W ^ te SouverainetätS « Rechte
confundirt worden , da dM ) letztere nur Negierung s<
Rechte  enthielten " u . s. w.

Es blerbt demnach , fährt das Berlinische Gutachten fort,

nur diejenige Ansicht Hie einzig richtige , welche zwischen den Er«

iremen in der Mitte liegt . Die Regierung des Primas und

Großherzogs nämlich ist für die Zeit , in welcher sie bestand,

als eine wahre Staatsregierung zu betrachten , aber "für die

einzelnen Handlungen dieser Regierung , aus welchen noch

jetzt rechtliche Folgen abgeleitet werden , ist die Rechtsgültigkeit
besonders zu untersuchen . Diese Untirsuchung aber wird be«

sonders auf zwey Punkte gerichtet »Serben müssen : >) ob

nicht durch eine solche Handlung ju <a Singulorum verletzt

worden sind ; a ) ob eine solche Handlung den vom Primas

und Großherzog selbst ausgesprochenen Regeln der Verfassung

gemäß war 1
Die Wiederherstellung deS alten rechtlichen Zustandes , so

weit er erreichbar sei) , war nach diesen Grundsätzen sogleich

der Zweck der verbündeten höchsten Mächte , als sie vorläufig die

Stadt Frankfurt in ihre vormalige Municipalverfassung rück»

treten ließen . So enthält ein Reftrlpt des General »Gouvcr«

nementS an den Senat der Stadt Frankfurt vom 22 . April

1Ü14 die authentische Erklärung : » Es wäre ohne Wider«
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rede und ohne die Möglichkeit eines Zweifels,
die , in der Verfügung des General t Gouvernements vom 14.
Dec . i 8 i 3 . klar ausgesprochene , in verschiedenen Noten des
Unterzeichneten zur Erläuterung der Sache und auS Aller«
höchstem Aufträge  näher erläuterte Willensmeynnng
der hohen verbündeten Mächte,  daß Frankfurts ehr«
würdige  und durch Erfahrung beynahe eines Jahrhunderts
gut und bewährt gefundene alte reichsstädtische Ver«
fassung,  in so weit es zu erreichen wäre , miederher»
gestellt,  und sogleich in Ausübung und Thätigkeit gesetzt
werde ."

So war es Regel , die Folgen des rhein . Bundes für
ungültig und nicht geschehen zu erklären , wo ein älterer RechtS»
zustand wiederherzustellen war t ,, Le Landgrave de Ilesse-
Hombourg — heißt e« im Art . 4». der Tchiiipact - des Wiener
CongresseS — est reintegre dans les possessions , revenus,
droits etrapports politiqu .es, dont il e ete priv <?
par suite de Ja confederation rhenane .“ Und eben so heißt
es in dem Art . XII . des , mit dem Churfürsten von Hessen,
am s . Dec . 181 3 . abgeschlossenen Traktats ( s. Acten des Wie»
ner Congresses 4 - B . S . i £ 5 . ) „ Toutes Je» ventes de pro-
prietes hessoises faites par le Gouvernement du Grand-
Duche de Francfort sont de'clare' es de nulle valeur et
envisage 'es comme non avenues .“

Sehr bald wurde auch dieser höchste Grundsatz der Franks.
Judenschaft deutlich gemacht . AIS fle sich an den Staaksmini/
ster , Freyherrn von Stein,  als Chef des obersten Verwalr
tnngs , Departements , mit einer beschwerenden Vorstellung vom
5 . Sept . 1814 . gegen den Senat der freyen Stadt Frankfurt
hingewandt halt « , wurde ihr von diesem , als dem Depositär
der gerechten Absichten und WillenSmeinung der Allerhöchsten
Mächte bey Wiederherstellung der städtischen Freyheit und eige»
ncn Verfassung entscheidend bedeutet : „ baß Sr , in Betreff
deS Verhältnisses der israelitischen Glaubensgenossen in der
Stadt , keine Aenderung oder nähere Bestimmung über die,
deshalb in der Constitution gemachte , Festsetzung treffen könne,
sondern sie das Weitere darüber von der Gerechtigkeit und
dem Gemeinsinn der constitutionellen , städtischen Behörde zu
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gewärtigen Hobe.« s. Resolution vom 7. Sept . >814. Schon
am 10. Ock. »6»4. hierauf hatte die Frankfurter Judcnschast
ihre Ansprüche gegen den Senat der fceyen Stadt Franks, in
einer besonder» Vorstellung dem hohen Wiener Cvngrcß zur
Entscheidung vorgelegt, und um unbedingte Aufrecht«
Haltung ihrer » wie sie vor gab . wohlerworbenen
und titulo oneroso erlangten  Bürgerrechte gebeten.
(s . Acten des Wien. Congr, 6r B . S . 896.) Eigene Depu«
tirle von ihrer Seite waren in Wien , um diese ihre Angele«
genheit zu betreiben. Dennoch erfolgte der Art. 46. des Acte
final , welcher der Stadt Frankfurt mit ihrem Gebiete, wie
dieses iüo5. bestanden hatte , die Freyheit neuerdings bestätigte,
und ste unter die teutschen Bundesstaaten aufnahm. Er enu
schied einzig und allein  für die völlige Rechtsgleichheit
der christlichen  Reiigionsbekenner, ohne auf die , auch von
der Fiankfurter Judenschaft reclamirte, nnc die geringste Rück«
stchr zu nehmen. „ §es institutions seront basees sur le
principe d’une parfaite egalite des droits entre les dif-
fe ' rens cultes de la religion chretienne ; Cette
Egalite' de droits " — nur diese also der christlichen Glaubens»
genossen— „ s’etendra U tous les droits civils et politiques
et sera observee da ns tous Je s rapports du
Gouvernement et de  f A d in i n i s t rja t i o n .“

Daß dieser Artikel, in Beziehung auf die jüdischen De,
schwerden und Anträge, absichtlich so gefaßt und wider diese!«
den entscheidend war , ist nicht zu bezweifeln, wenn man
erwägt, daß in dem Laufe der Verhandlungen dar Stabt«
Frankf.irtische Congreßbevollmächtigte jenen Beschwerden und
Anträgen der Judenschaft mit einem ausdrücklichen Widerspruch
und schriftlicher Verwahrung ( Acten dcö Wien. Congr. 2. D.
S . 463  11. 464- ) in contradictorio entgegen getreten war.
Eben mit diesem Widerspruch war für den hohen Congreß die
nächst« und lauteste Aufforderung gegeben/ für die Bitte der
Frankfurter Judenschaft, wäre dieselbe gerecht und des höchsten
Schuhes werkh erachtet worden, hier in jenem Art. 46. des
Acte final eine bestimmte , die Judenschaft sicher stillende,
Vorsehung zu kreffut und nicderzulcgcu.
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Auch in  Act . , 6 . der tentschen Bundesacte will der

klare Wortlaut desselben den Inden — und das nur noch

„einstweilen " ! — nur diejenigen Rechte erhalten wissen , weiche

ihnen von den einzeln Bundesstaaten  bereits einge«
räumt worden sind . Die erhabenen Stifter des Bundes

haben auch in ihren , über diesen Artikel gepflogenen , Protocoll«

Verhandlungen noch besonders auf das bestimmteste zu erkennet»

gegeben , daß hierunter solche Rechte nicht zu verstehen seyen,
welche nicht von den Bundesstaaten,  sondern von denen

eine Zcitlang aufgedrungen gewesenen , usurpatorischen Herr»

schern , der Judcnschafk bewilligt waren.
Ein früherer Redactionsvorschlag des in Frage befangenen

Artikels »var auf folgende Art gefaßt : „ Jedoch werden den

Dekennern dieses ( jüdischen ) GlqubenS bis dahin " ( daß Eire
hohe Bundesversammlung über- einen künftigen Rechtsznstand
der Juden berathen und beschlossen haben wird ) „ die denselben

i » den einzelnen Bundesstaaten  bereits eingeröumlcn

Rechte erhalten " . Arten des Wien . Congr . 11 , B . S - 456,

Diese Fassung aber fand bey den darüber veranlaßen Discuft

sionen und Abstimmungen großen Anstand und Widerspruch.
Endlich in dem zehnten Conferenz < Protocoll wurde um

eine Redaction der DundcSacke , unter dem Beptritt von Sach«

fen und Daicrn , zu Stande zu bringen , die vorhin schon be,
liebte , aber nicht protocollirke , Umänderung in der Fassung

des 16 . Art . statt „ in den Bundesstaaten “ — zu sehen : „ von

den Bundesstaaten, " — wirklich vollzogen . Wiener Congreß«
Acten ii . B . S . 53o , 55 l u . 5 ) 5.

Urkundlich wahr , und richtig , ist Klübers hieher gehöriges
Urtheil , wie cs in der Uebersicht der Verhandlungen deSWien.

Congr . S . 385 von ihm dargethan ist:
»Der ganze Inbegriff der Verhandlungen lehrt , daß durch

die , wohl und viel besprochene und erwogene Verwandlung
des Wörtchens in , in — von kein anderer Sinn bezweckt lvor«

den sey , als dieser : Rechte , welche Buonaparte und die von

ihm eingesetzten neuen Herrscher , in Staaken des tentschen

Bundes , den Juden  verliehen hatten , haben die tentschen

Bundesstaaten ( deren jetzige StaatSregiernngen ) nicht nöchig

anzuerkennen ; wohl aber sollen diejenigen Rechte ^ wt '.che von
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Bundesstaaten selbst , den Juden früher eingeräumt worden wa«
rcn , denselben so lang erhalten werden , bis auf der Bundes»

Versammlung deßhalb andere Bestimmungen gemacht seyn
werden ."

»Anders , als übereinstimmend mit den Bestimmungen der
Wiener Schlußacte und mit dem in die Bundesacte aufgenom»

menen , der Frankfurter Judenscliaft widrigen Beschluß vom
L. Juni dürfen auch diejenigen Aeußerungen des Fürsten von
Metternich nicht verstanden werden , welche in zwey , an den

Bevollmächtigten der Stadt Frankfurt und an die Deputirten
der Frankfurter Israelitischen Gemeinde erlassenen Schreiben
(beode vom 9 . desselben Monats ) enthalten sind , daß näm¬
lich auf Erhaltung aller wohlerworbenen  Rechte jeder

Classe von Einwohnern fest zu bestehen scy , damit jede zurück«
wirkende Maasregel vermieden werde . "

»Wohlerworben  können hier  diejenigen Rechte nicht

heißen , welche der Beschluß vom 8 . Juni und . in Gemäßheit
desselben , der 46 . Artikel der Schluß »Acte,  als solche
nicht anerkennt ." s. Klüber in der Uebers . der dipl . Verhandl.
des Wien . Congr . S . 586 , und in den Congreßacken selbst

VI . B . S . 4,9
Wenn aber in der 7 . Beylage der jüdischen Denkschrift

aus dem Art . 45 . des Acte linal ein Bruchstück , die Schluß«

Verfügung Nnm 7 . benutzt wird : »il est entendu , qu ’en

vertu de cet arrangement , toute pretention qui pourroit
etre elevee envera le Prince Primat , en sa qualite de
Grand - Duc de Francfort , sera eteinte , et qu ’il ne pourra
etre inquiete par auCune reclamation de cette nature " ,
so darf man , um die falsche Anwendung zu entdecken , nur
mit jener abgerissenen Stelle die unmittelbar vorhergehende

'fünfte und sechste  Verfügung desselben Art . , verbin«
den . Nachdem in diesen von der geist « und weltlichen , mili¬

tärischen und diplomatischen . Dienerschaft des Großherzogthums
Frankfurt al « dem einzigen  Fcagegegenstande daselbst , ge«
handelt , und für die künftige Pensionirung derselben durch
diejenigen SouverainS . welche in den Besitz der Bcstandtheile
des vormaligen Großherzogthums Frankfurt eintreten würden,

gesorgt war , so wurde in dieser beschränkenden Beziehung jene
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Schlußverfügung Num . 7 . angereihet , daß — en vertu de

cet arrangement — jeder Anspruch gegen den Fürsten Primae,

als ehemaligen Gcoßherjoy von Frankfurt , geködtet sepn und

er , par sucuns rsclsmation — N . B . de cette nature ! —

beunruhigt werden solle. Kann dieses bestimmte  als ei»

endliches Resultat der Verhandlungen des hohen CongresseS in

Bezug auf die , aus der Auflösung des Großherzogthums Frank-

furt entsprungenen Rechtsansprüche „aller" Art  ausgedeuket
werben?

Drs Resultat , welches aus diesen Momenten gezogen wird,

ist am Schluß in einen Ueberblick zusammengesaßt . Es folgt : daß

1) die Ansprüche der Frankfurlischcn Judenschafc auf daS Bür»

gerrechr . in der seit dem Dec . i 8 i 3 . in ihre alten staatsrecht«

Uchen Verhältnisse zurückgetretenen frepen Stadt Frankfurt,

nicht den mindesten Schein Rechtens für stch haben ; daß 2)
ihre Behauptung , als ob sie dieses  Dürgerrcche unter der

vorigen Großherzoglichen Regierung durch Vertrag und gegen

Bezahlung einer namhaften Summe erworben habe , eine Be¬

hauptung , durch welche sie anfänglich den hohen Wiener

Congreß — wiewohl vergeblich — in der Folge aber auch die Mir

nisterien der alliirten Mächte zu überreden bemüht gewesen,

und womit sie nun bey der hohen teutschen Bundesversamm¬

lung klagend aufzutreten gewagt hat , ganz falsch und erdichtet ist;

daß Z) vielmehr das , ihnen , der Judenschaft von dem vormaligen

Großherzog von Frankfurt , nur in Gefolg der damals einge-

führten französisch - westphälischen Staatsverfassung , ganz un¬

entgeltlich  ohne alle Auswahl , in Bausch und Bogen , rot*

man zu sagen pflegt , verliehene , von dem Unterthans-

V erb an de  der Bürger einer jeden andern , einem Souverain

untergebenen Municipalstadt , nicht verschiedene damalige Bür¬

gerrecht , nunmehr gar nicht weiter « xistirt,  sondern mit

Wiederherstellung des kleinen christlichen FreystaatS , nach dessen

Verfassung die Landeshoheit auf der Gesammtheit der christ¬

lichen Bürger beruht , nolhwendig verschwinden mußte ; daß

endlich 4 ) gleichwie die Frage , ob und in wie weit die Siadk

Frankfurt als Commun , an den , ohne ihr Zurhun abgeschlosse¬

nen Vertrag über die Reluition besonderer jüd «>cher Abgaben

gebunden sep , allenfalls , und wenn gütliches Einverständnis)
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fehlfchlagen sollte , zue gerichtlichen Verhandlung und
Entscheidung geeignet ist , also 5 ) die nähere Bestim¬
mung der künftigen jüdischen bürgerlichen Privat «Rechtst und
Gemeinds - Verhältnisse , schlechterdings kein Verfas¬
sungs - Gegenstand  der freyen Stadt Frankfurt seyn
kann , sondern ausschließlich zur Competenz der leg ist
latorischen Gewalt  dieses , obwohl kleinen , doch freyen
teutschen Bundesstaats gehört . Hiernach — ist der Schluß —-
darf der Senat und die aesammle christliche Bürgerschaft dieser
alten freye » Stadt von den gerechten Einsichten der hohen
teutschen Bundesversammlung der Verweisung der jüdischen
Querulanten an die städtische Behörden vertrauensvoll entgegen
sehen . Wogegen auch dem Rec . irgend ein gültiger Grund
nicht denkbar scheint.

Allerdings ist es auch für alle , welche diese Fragen ans
einem nichlpvsniv - rechtlichen Gesichtspunkt erwägen , sehr merk,
würdig , daß der — so gerne und einst oft so bcyfallswerth
philosophirende — Fürst Primas , nahe vorher , so lange er
noch eine freyere eigene Ansicht haben konnte , seiner General-
Commission bcx Uebersendung seiner neuen Zudenstätigkeitsr
und Schutzordnung noch ää . Paris d. 3 o . Nov . 1807 . folgende
Betrachtung überschrieb , weiche bei) Ihm nach vielfältigem
Nachdenken über die jüdische Nation zur Ueberzeugung gewoce
den sey : » So lange die durch das Schicksal und eine Reihe
von Zufällen unter die christlich - europäische Völker geworfene
jüdische , in ihrem Kultus , ihre » Sitten , Gebräuchen , Ge¬
wohnheiten und Aorurtheilen noch immer fremde Nation fremd
bleiben wird , d. h. so lange sie sich nicht durch deren gänz«
sich « Ablegung  und durch Annahme der Landeositten , Ge¬
bräuche und G . wohnheiten . sodann durch Ablegung der
jeder Annäherung hauptsächlich c n t g e g e n st e h e » -
den Vorurtheile,  gegen engere Gemeinschaft mit Christen,
mit den letzteren , als der Mehrheit der Einwohner , amalga-
miren wird , ist es nicht möglich , und Wir halten da¬
für , eben so wenig  gerecht , ihr durchaus gleiche Rechte
mit den christlichen Einwohnern zu gestatten ."

»Die Jusen würden diesem nach bis dahin , wie jeder
andere Fremde  im Staate , zu betrachten und zu behandeln
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sep» , hätten ihnen nicht das seit Jahrhunderten fortgesetzte

Wohnen im Staate , und die nach Verschiedenheit der Orte

verschiedentlich geformte Modificationen des Schuhes Rechte,

gegeben , welche ihnen nicht entzogen werden können , und ihnen

vor Neu - Ankommenden unstreitig Vorzüge geben müssen ; sie

sind daher , nebst den rechtlichen Localverhältnissen , allerdings

nach der ausgedehntesten Anwendung des Völkerrechts auf

Fremde , zu behandeln . Rechte hingegen , welche sie nie er»

worbe » hakten , und deren Gestaltung höhere , besonders pvlir

zeiliche Rücksichten , nicht anrathen , und wetche sich auf die

bürgerliche Verfassung des Staats  oder des Orts  gründen,

worin sie wohnen , können ihnen nicht gewährt wer¬

den,  so lange sie selbst fremd , und durch angeerbte und fort¬

gesetzte ausländische Meinungen über Religion , Sitten , Ge>
brauche und Gewohnheiten , Separatisten bleiben , Und hierin
uichts mir dem coipors pivlum , unter denen sie wohnen , g?»

mein haben wolle ». Legen sie diese ab , und vereinigen sie

sich hierin mit den Bürgern des Staats , worin sie wohnen,

dann erst sind sie fähig , gleiche Rechte mit Letzteren zu erhalt

len , und werden sie überall mit Erfolg ansprechen können;

dann aber wird von selbst die Scheidewand niedcrfallen , welche

den orientalischen Juden von dem einheimischen Christen trennt,

und bis dahin ewig trennen wird ."

„ Wir — schrieb der Fürst Primas zum Schluß dieser

seiner Erklärung — mißkennen nicht , daß mancher helldcn»

kende , rechtschaffene und ganz europäisch gebildete Jude durch

diese Ansicht gekränkt werden mag : allein , so lange er nicht

den Willen oder den Mulh hat , sich mit Aufgebung der cntr

gegcnstehendcn Verhältnisse , ganz von der orientalischen Nation

zu krennen , und ganz Europäer ( Tculscher ) zu werden , so

lange er bey jener Religion bleiben , und nicht zu der einhci«

mischen übertrete » will ( christliche Religion als solche, kommt

hiebey am wenigsten , weil mehr aber als national , der in

Lebensart , Sitten und jede bürgerliche Lage durchaus verwebt«

Cuikus , in Betracht ) , so mag er sich selbst zuschreiben , daß

er von jenen Rechten und Vorzügen ausgeschlossen bleibt , die

das ausschließliche Eigenthum der einheimische » Nation sind«

po » welcher er sich abgesondert hält . "
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Nr . 3 . ist der Darstellung deS Senats unmittelbar ange«
fügt , als ein von dieser Behörde eingeholtes rechtliches Gut»
achten , welches über zwey Puncte: i)  die rechtliche Lage
der Judenschast zu Frankfurt und 2 ) die Competenz des Bune
deStags in dieser Sache eine klar begründete und gedrängt«
Rechtsbelehrung  ertheilt.

S - s . 3 . gisbt die geschichtlichen Hauptdata über den
Ursprung der Unfreyheit der Judenschaft in
Deutschland , alsdann die treffendsten Momente aus der Spe«
eialgeschichte der Judenschast zu Frankfurt , wozu vornehmlich
auch SchudtS  Jüdische Merkwürdigkeiten Th . 3 . Quellen
enthalten . Bey endlicher Errichtung der Judenstätigkeit könne
ten ( S . 7 ) diese als unfreye Leute nicht selbst austrcten ; es
war der Form völlig gemäß , dass bey diesem auf „ freye
Heimstellung des RathS und der Bürgerschaft zu Frankfurt¬
erfolgten Vertrag der Kaiser als allgemeiner Schutz , und
Schirmsherr sie vertrat ; wozu die factische Einwilligung einer
Observanz von 200 Jahren kommt . Unter dem Fürsten PrimaS
follte ( S . n ) die gewesene Reichsstadt nach der Organisation
von 1806 . wie billig , die Vortheile der Mediatisirtcn genießen.
Landesherrliche Gnadenbücger , wie sie selbst in teutschen Land«
stabten nur hie und da statt finden ( Runde deutsch . Privat«
recht §. 446 .) , konnten ihr also um so gewisser nicht mit
Recht aufgenöthigt werden . Erst eine Verordnung vom 28.
Dec . 1811, , welche im Regierungsblatt I , 609 — 611 nur un«
vollständig bekannt gemacht und ( zum Beweis ihrer Rechtlich,
k-it ? ) geheim gehalten wurde , in der Aktenmäs . Darstellung
des Bürgerrechts der Israeliten zu Frankfurt aber erst , 8,6.
Deyl . 4 . ganz erschienen ist , erklärte dir Judenschaft der Stadt
(nicht des GroßherzogthumS ) für nunmehr eingetreten in die
Bürgerschaft zu Frankfurt , weil dieses die im Großherzogl.
Organisationspatent vom , 6 . Aug . 1816 . tz. »1. constiru,
rivnsmäßig  verordneie G leichheit der Rechte  so mit
sich bringe und sie nunmehr ihre besondere  Abgaben und
Leistungen abgelöst habe . Der RechtSgrnnd , sie zu Bürgern
zu machen , lag also nicht in diesem Abkaufe, , jährlicher b e.
sonderer  Abgaben , sondern darin , daß der Großherzog
durch eine Constitution regieren zu wollen erklärt hatte , welche
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die Gleichheit aller Unterthanen vor dem Gesetze
festsetzte.

(Sonderbare Begriffsverwirrung ! muß hier Rec . aueru,
fen , und doch , weil diese Begriffsverwirrung noch bey weitem
nicht gehoben ist , zugleich sie kurz zu beleuchten versuchen.
Gleich vor dem Gesetze  sollen alle Staatseinwohner seyn;
aber Gleichheit vor dem Gesetz  ist keineswegs Gleich,
heit der Rechte,  die «in jeder haben kann und erhalten
soll. Die Rechte eines jeden entstehen aus dem , was er ist
und andern seyn kann und seyn soll , also theils aus dem Umi
fang seiner eigenen , natürlichen und erworbenen Kräfte , theils
aus dem , wie er sie für Andere anwenden kann , soll und will,
d. h . auS seinen Pflichten und Pflichterfüllungen . Wenn ge,
sellschafrlich festgesetzt  wird , daß und wie ihm seine eigene
Kräfte gesichert seyn sollen , so entsteht das Gesetz  der Ge,
sellschaft über seine — ihm ohnehin schon , wenn auch keine
Gesellschaffl existirte , zustehende , aber nun von der Gesellschaft
durch seine und ihre Zusammenwürkung zu schützende — Ei«
genthumsrechte.  Wenn ferner festgesetzt wird , crniv . durch die
Gesellschaft oder nach Vollmacht von ihr , was jedem zustehe,
theils damit  ec seine Pflichten erfülle , theilü weil und in
sofern  er sie würklich erfüllt , so ist dies das Gesetz der Ge,
sellschaft über seine Rechte auf Mittel  zu der gerade von
ihm zu erwartenden Pflichterfüllung und über sein « Rechte auf
Gegenleistungen , Vergütungen u . dgl . die ihm die Gesellschaft
schuldig wird . Klar ist , daß also die Rechte nicht gleich
seyn können , weil die Kräfte und die Pflichten ungleich blci,
den . Unter dem zu wenig verdeutlichten und allzu cvmplicirten
Begriff Gleichheit vor dem Gesetze  aber verbirgt sich
zweyerley . Fürs erste sollte gesagt werden : Gleichheit vor
der Gesetzgebung,  das heißt : gerade so beschaffen , wie
jeder ist und wie er demnach mit seinen cigenthümlichen Kräs,
ten , natürlichen Rechten und Tauglichkeiten z» gesellschaftlichen
Pflichterfüllungen vor die Gesetzgebung gleichsam hintritt , so
soll sie ihn nehmen , nicht mehr also und nickt weniger , als
seinem ganzen Daseyn gemäß ist , über ihn als Gesetz festsehen.
So verschieden der Eine vom andern ist , eben so verschieden
muß ihn die Gesetzgebung unter ihre Gesetze subsumiren , wenn
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jedem daö Seine werden , wenn aequalitas , egalite , 33hiff
ter des Gesetzes seyn soll. Nur das Gleiche gleich behandeln
ist die wahre Gleichheit der Gesetzgebung . So wird sic , alü

Form , aequalis dem , waS in die Form aufzunehmen ist.
Jedes , wie es ist , musi in die ihm äquale Form ausgenommen
werden . Fürs zweyte aber wird unter dem Ausdruck Gleich,
heit vor dem Gesetz  oft das gedacht , was eigentlich
Gleich heit vor de rVollstreckung des Gesetzes  ge¬
nannt werden wüßte . Jeder soll nach dem Gesetze , welches

als Form auf seine Beschaffenheit , als die Materie , zu be¬

ziehen ist , gleich  unparlheyisch beurthcilt , gleich gut geschützt,
gleich gerecht belohnt oder bestraft werden . Die Beurtheir
lung nach dem Gesetz und die Vollziehung  des gesetz¬
lichen Urtheils soll für jeden äqual , gleich gerecht , gleich billig

seyn . Nicht also darauf geht der ächte Sinn der so oft ausge-
sprvchnen Gleichheit vor dem Gesetze,  als ob jeder
gleiche Ansprüche auf gesellschaftliche Vortheile haben könnte,
sondern darauf , daß jeder , so sehr wie der andere , gleichen
Anspruch auf sein  Recht , auf das ihm  gebührende , habe.
Dies aber muß oft mehr seyn oder weniger , als der andere anzu,
sprechen hat , weil schon die Rechte , die jener wehr als dieser,
als sein natürliches Eigenthum , in die Gesellschaft mitbringt,
verschieden sind , und eben so auch die Mittel , zu denen er,
»m seine  Pflichten zu erfüllen , berechtigt werden muß , und

die Gegenleistungen , die man ihm schuldig wird , nicht die
nämlichen seyn können . )

Die Fähigkeit , gleiche Rechte der Bürgerschaft in der
Staatsgesellschaft ju genießen , erklärt S . >4  richtig davon,
daß jeder für fähig erklärt werden konnte , Bürger zu werden,
unter den nämlichen Bedingungen , durch welche cs der andere
wird . Diese Gleichheit "wäre ähnlich derjenigen , welche allen

Unterthanen den Erwerb des Grundcigenthums überall zugc«
steht . Allen aber das Bürgerrecht ohne die nämlichen Bedin¬
gungen , durch welche andere ( die Christen ) es erwerben können,
zutheilen , wäre ähnlich dem Attentat , alles Grundeigenthum
mit einemmal unter alle Bürger zu gleichen Theilen auszu-
theilen-
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Der Fürst Primas verfüqte nach all diesem aus einer
Mlsverstandcnen gesetzgeberischen Idee . Wird diese berichtigt,
so erhellt , daß auch , was daraus floß , berichtigt werden muß
Und an flch unrichtig war . Daß dieses aber auch gegen die
vom Regenten anerkannte Rechtmässigkeit , das Stadtrecht
Frankfurts , seine Bürger selbst aufznnihmen , durchaus anstieß,
und daß es durch Reluition der besondern Judenleistungen nicht
gekauft wurde , wird , wie oben , unlävgbar gemacht.

Durch die Wiederherstellung wurde Frankfurt wieder eine
freue Stadt , wo die gelammte Bürgerschaft die Souverain«
schafk wieder hat , wie sie ehedem als Reichsstadt fle gehabt
halte . Daran hatte die Zudenschafk nie ?lnt : eil , ihr kann
also auch kein Antheil an dieser Art von Frcubürycrschaft wie«
derhergestellt werden . Frankfurt hat aufgehürt , die Landstadt
ju seyn , welcher sie zu Bürgern aufg ' drungcn war.

Das Resultat der ganzen RechtSbelchiUng der Berliner
Facultät ist : weder unter der Regierung des Primas und
Großherzogs , noch seit der Wiederherstellung der Freyh/it ist
der rechtliche Zustand der Juden zu Frankfurt ( der Zustand
ihrer würklich wohlerworbenen  Rechte ) geändert wor¬
den . Noch jetzt besteht vielmehr ihr alkeS llnterthanenverhaltr
niß zu der Stadt und die Stätigkeit von >6 >6 mit ihren
Modificationen aus der Zeit der freyen Reichsstadt ist noch
jetzt die wahre Quelle ihrer Rechte . Was in diesem Grund«
gesetz der gegenwärtigen Zeit unangemessen ist, kann auf ket«
nem andern rechtlichen Wege , als durch völlig
freyen Vertrag  abgeändert werden.

Das letztere in diesem Ausspruch wird noch durch Be¬
trachtung der Frage : ob in dieser Angelegenheit der Bundestag
richterlich oder gesetzgeberisch eine Function haben könne ? de«
leuchtet . Sie ist reine Justizwche , nicht Regierungsanycleqen«
heit - Ein Bundcsqericht für sämtliche Klagen der Unterchancn
gegen ihre Regierungen wäre , sagt das Gutachten , lehr wohl
denkbar ; aber ein solches ist nicht angevrdnet , und inSvesondere
ist der DundeSlaq nicht dazu constikuirt . Das Provisorium,
den Juden die von 0 ) den einzelnen Bundesstaaten
scha» eingcraumten Rechte bis zu weiterer allacme .ner Bera«
thung zu erhalten , ist in der Competenz deS Bundestags . Aber
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nicht einmal di- klagende Parthey behauptet, daß ihr die strei¬
tigen Rechte von einem Bundesstaat  emgeräumt seyen,
sondern von einer nicht zum teutschen Bunde gehörigen ( durch
den Bund selbst aufgehobenen) .

Der ch6st- Art. der Acte du Congrks verordnet: „Ces
discussions , qui pourront s’elever , soit sur l’etablisse-
ment de la Constitution,  soit sur son maintien , se-
ront du ressort de la Diete Germanique et ne pourront

gtre decidees que par Elle .“ Die politischen Formen und
Einrichtungen der wiederherzustellendenfrepen  Stadt , die
Verhältnisse der Gesammtheit jener Bürgerschaft, welchen die
Landeshoheit rechtlich zukam, zum Senat , als Regierung und
zu einzelnen alkberechttqten Corporationen, sollten blos durch
Verständigung zeitgemäß hergestellk werden. Wäre hier kein
Antrieb zur Verständigung, kein vorausbestimmter Entscheider
gewesen, wie leichl hatte die Unbestimmtheit ins Endlose ge¬
trieben werden können. Dagegen setzt der 46. Art. eine weise
Fürsorge- Die Frage aber , ob die Judenschasl in Wahrheit
Bürger dieser sreyen Stadt , Mitglied der wiederherzustellen«
den, also zuvor srey und selbstherrisch gewesenen Gemeinheit
scv, betrifft nicht eine Anordnung der Dersassunq selbjt, sondern
einen Streit , der auch anderswo, Key einem völlig eingerichte¬
ten Staate , Vorkommen könnte.

Für die gesetzgebende  Function deS Bundestags in
Betreff der Juden überhaupt  spricht der »6. Art. der Bun,
deSacre. Auf Entscheidung des gegenwärtigen bcsondern Rechts¬
streits kann also dieje Comperenz. ei« künftiges, allg. Gesetz
hervorzubringen, nicht bezogen werden. Ertheilt etwa dieses
einst der Judenschaft die Fähigkeit, Bürger zu werden, im
Allgemeinen, so ist ihr dadurch doch die Würklichkeit des Bür¬
gerrechts in einer bestimmten Stadt nicht gegeben und kann
ihr dadurch nicht gegeben werden, weil kein Gesetzgeber berech,
tigt seyn könnte, ste in «inen Theil der Gemeinderechte, des
Gemeindcvermöqens und vieler aus der Gemeindcverfassung
schon den Einzelnen rechtlich gebührenden Vortheile (jura sin-
gulorum ) einzusehen» und dadurch das , was schon Eigenthum
anderer ist, ihnen zuzutheilen, jenen aber zu vermindern. (Auch
die Gesetzgebung, die Festsetzung dessen, was als Einsicht und
Will- aller nnpartheyisch Nachdenkender denkbar ist , darf daS
Elgenthum Eines Mitglieds oder vieler nicht schmälern, wenn
sie nicht entweder ihm unmittelbaren Schadenersatz gewährt,
oder durch eine solche Aufopferung ein solches Wohl des Gan¬
zen entsteht, welches auch dem, der dort Verlust leidet, den¬
selben offenbar ersetzt und vergütet. )

l Der Beschluß folgt, i

I
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t Beschluß der in No. 34. argedrochenen RecenNon )

♦ ' Ir . 4 . ist den vvrangestelllen rechtlichen und historischen Sache
entwicklunqen wahrscheinlich deswegen beygcfügt , weil die Zelte
genossen diese Frage gerne auch nach einer lebhafteren und
populären Darstellung betrachten . Doch ist die hier geqerene
meist mehr rednerisch als überweisend und pragmatisch, . Wir
heben nur einzelne Bemerkungen aus . welche zu den vorher
gegebenen Sachgründcn eine weitere Beleuchtung geben können.

lieber Arr . 16 . der Dundcsacte commentirt S - 9 . unter
anderm so : Man erkannte die ( mehlen )  Anhänger des jüdi¬
schen Glaubens , als noch auf untern Stuffen der Bildung
stehend , weil man sich ihre bürgerliche Verbesserung
vornahm . Man knüvfte mit bedeutungsvollem Sinn , an die
heilsamen Wirkungen dieses schweren Unternehmens . die AuSr
sicht auf Genuß  der bürgerlichen Rechte , deren Erlangung
man jedoch durch die , so unendlich viel in sich fassende , Ueber»
nähme aller Bürgerpflichten  bedingte . Diese Hoff»
nungen wurden bloß auf bürgerliche  Rechte beschränkt , und
davon die politischen  ausgeschlossen . - - Die Juden soll»
»cn künftig in , aber nicht von der Gesellschaft seyn ." ( Viel¬
mehr sollen sie nur nickt über  der Gesellschaft seyn . Den«
am Ende kommt alles auf die Frage hinaus : Sollen di«
Christen es dahin kommen lassen , von den Juden regiert zu
werden , während diese noch von pharisäisch > rabbinischen
Grundsätzen regiert bleiben wollen ? Schutz nnd Gerechtigkeit
ist der CKristenstaat , als solcher , ihnen schuldig , wenn er sie
ausgenommen hat . Aber Gleichstellung in bürgerlichen Rechten

muß nur stufenweise der Reiz zur ( vorher nöthigen !) Vertesse»
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rnnq fern und für Einzelne , die notorisch es verdienen , De«
lohnung werden . Der Masse sie zum voraus hingeben , heißt,
die Verbesserung selbst nicht motivircn wollen ; hnsir , die De«
lohnung hingeben vor den Verdienst . Wie nvthwendig aber
sind äußere dringende Motive , wenn die Bessein unter der
Judenschafk selbst bey den übrigen verbessernde Wirkungen her«
vorzudriagen tm Stande seyn sollen ! ? ')

Dahin leitet die erfahrungsmäßige  Betrachtung des
Gegenstandes , welchen die ideelle Philanthropie nach ihrer
Weise oft bloß deswegen , weil er anders seyn sollte,  sofort
als einen , welcher anders scy , der Gesetzgebung vorgehalten
hak . Darüber — sagt der Vers . — haben sich jetzt alle Ein,
sichrsvolicn verständigt , das; der Zustand der Juden , so lange
sie solche bleiben , antisocialer Art ist , nnd das; dessen Verän«
dcrung nicht bloß daS Werk eines leichten Wechsels äußerlicher
Sitten und Bräuche , sondern nur einer in das Wesen des

JudenthumS tief eindringenden völligen Umgestaltung seyn
kann . Nunmehr gehört es zu dem unbezweifelten , durch Ge«
schichte zureichend enthüllten , durch einige Ausnahmen nicht zu
erschütternden Thatsachen , daß die Juden eine große weit ver«
breitete , durch Glauben , politische G >»» vsätze , eigcnlhümliche
ausländische Sitten , fest znsammcngehaltene , erbliche Gesell«
schafl von Handelsleute » bilden , welche in diesen Zustand , seit
dem Aufenthalt ihrer Glieder unter fremden  Völkern , ver«
möge einer inner » Nothwendigk -it , unvermeidlich gerathen
mußten . . . Immer nur bereits cultivirte  Länder su«
chend,  erscheinen sie darin nur mit derjenigen ausschließlichen
Beschäftigungsart , die erst die Folge weil entwickelter Cultur
ist . Als nach Entdeckung der neuen Welt sich zu kühnen Un«
ternchmungcn weite Dahn eriffnete , als andere dort Frepheit
suchten , die sic im Vaterland verloren wähnten , als sie dort
der wilden Natur z» Begründung neuer Staaten den Boden
a trotzten , lösele kein Jude die Fesseln seiner selbstgewählten
Knechtschaft ; » nd noch jetzt , wo Tausende unserer Landsleute,
wegen Ungemach der Zeilen den väterlichen Heerd verlassen,
und unter fremdem Himmelsstrich neue Ansiedelungen suchen,
folgt keiner von ihnen , selbst der nicht , der heimatlos , noma«

disch unter uns herum irrt , diesem Beyspicle . Diese Thatsachen
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führen zur Ueberzeuqung , daß es den Juden auch bey gefühlt
ten Bedürfnisse eines freycren und besseren Zustandes , i-niiiöaiich,

ja sogar zuwider ist , sich aus ihrem , mitten in die bürgerliche
Gesellschaft hinemgeschobcnen Bannkreise herauszureißen ."

Diesen , durch fremdartige , auf Nciigions »Meinungen qer
baute Ge »etzqeb,ing non innen , von außen durch einheimische
Nationalität fest verschlossenen Kreis , zu läsen , dies ist die
schwere Aufgabe für alle europäische Gesetzgeber . ( Selbst
wenn das gelobte Land ihnen mit einemmal wieder geöffnet

würde , würden sie dahin ziehen , dort eine Verfassung bilden
können , wo alsdann vom bloßen Handel nicht gelebt werden
könnte ? Nicht einmal den Anfang zu einer verfassunasmäßir
gen Existenz könnte die Nation machen , wenn ße mit en m<

mal sich aus der GoleS ( ril 'pTi) sammeln könnte oder dieses

natürlichste Mittel , sie wieverherzustellen , ihnen befohlen wü »e.
So sehr haben sie in der unglücklichen Zerstreuung die ersien

Bedingungen eines gesellschaftlichen , aus sich selbst sich erbat«

tenden Zustandes verloren , weil sie immer da . wo sie sind,

nur wie Fremdlinge sich halten , die . sobald der Messias käme,

anderswohin zu ziehen bestimmt wären . )

»Die Ehe,  bemerkt S . >6 , vereinigt di« Schicksale der
Einzelnen zu einem Allqeineiuen ; sie verschmilzt die Stände,
die Gewerbe , das Elgenthum , die Ehre und alle Vorzüge des
bürgerlichen Lebens z» einem großen gemeinschaftlichen Famiiien-
Gut , dessen Erhaltung und Veredlung Allen angelegen seyn
muß . Nur durch sie wird fortdauernd geistige und körperliche
Mischung der Gesellschaft möglich , und die Einseitigkeit , ja

selbst die Verdorbenheit einzelner Stände , heilsam abqewehrt.
Auch diese unversiegbare Quelle der volksthümlichen Znwgkeit

ist dem Juden verschlossen . In seinem abgesonderten Kieise
herrscht von Geschlecht zu Geschlecht ewige Einförmigkeit worin
sich unbesiegbare Starrheit und unauslöschliche Eigenthümiich,

keit fortwährend erzeugt . Ferner sind viele moralische Schran»
ken , welche den christlichen Handelsmann so wie jeden Bürger
rinengen , ihm unbekannt . Geschmeidig eindringend in Ger
Heimnisse , benutzend menschliche Fehler und Schwachheiten,

erhaschen Inden den Vortheil des Augenblicks , und wagen,
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weil sie di« Folgen des Wagnisses weniger fürchten . Nirgends
fest eingewurzelt , ihr ganzes Dascyn bloß auf den Besitz beS
Geldes gestützt , versehen sie sich schnell von einem Ort zum
andern . Umwälzungen der Staaten , Krieg und Landeenoch-
bringen ihnen öfters , statt Bedrängnis ! , n » r Vorthcil . . . .

„Wähnend . Reichthum sey dafür alleiniger Maasstab , auf
ihm ruhe ausschliesilich bürgerliche Ehre , glauben Mehrere,
durch Abgabe eines ThcilS davon , olle Bürgerpflichten erfüllt
zu haben ; sie begrelfen nicht , dasi diese materiellen Leistungen
nnr den geringsten Theil der Schuld ausmachen , wozu jeder
ächte Staatsbürger gegen alle übrige und g-gen bas gelammte
Vaterland auf den mannichfaltiqe » Stufen des bürgerlichen
Lebens mittelbar und unmittelbar verbunden ist. "

Für d»S , was die Frankfurter Gesetzgebung in dieser
Sache insbesondere betrifft , »st nicht z» übersehen , das? „ in der
nahen Umgebung dieser Stadt , im Umkreise von , bis 6
Stunden , mehrere Tausende,  theils in kleinen Gemein«
den vereinigte , theils zerstreut lebende Juden wohnen , die
rückstchtlich ihrer geistigen und sittlichen Bildung , grösttentheilS
zu der vcrwahrlosesten und ärmsten Klaffe der Menschen ge,
hören , womit jedoch die Juden zu Frankfurt , auf mancherley
Art , vorzüglich im häuolichen Dienstverhältnig im innigsten
Verkehr stehe,, ."

Nach de» Schlizerischcn TtaatSanzcigen , Heftes . S. 463 .
lebt eine volle Million Juden in Europa,  wovon
nach Grollmanns Ttaatskunde i . Theil . S . 24 . i 5o etwa
200,000 auf Teutfchlanb kommen . Scklözer liefert « dort auch
«in merkwürdiges Depspiel von der schnellen Vermehrung der
Juden tm Elsas ;. 1669 . waren daselbst nur 587 Familien,
di « aber ,784 . schon zu 8910 Familien angewachsen waren . Un«
ter mehreren lesenswerkhcn Aufsätzen gibt auch Schlözer eine
von der Stadt Skrasdurq bey der französischen Nationolver,
sammlung gegen die Ertheilung deS Bürgerrechts an die Juden
«ingereickte Vorstellung , worin sie sich auf die wichtige That,
fache beruft , das; obschon im I . >75 ». König Stanislaus den
Juden in Lothringen ( i 5 a Familien an der Zahl ) bereits das
volle Bürgerrecht rrtheilt habe , diese doch hierdurch in dem
Zeitraum « von 40 Jahren , s» wenig von einem gemeioschäd«
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licht » , verdächtigen und verbotenen Handelstrieb hätten abge«
bracht werden k- nnen , dafi , 5  oder 6 Familien abgerechnet , die

übrigen eine wahre List des Landes geblieben wären . Auch
nickt « in einziger  habe sich auf den Ackerbau,  ja nicht
einmal ans die Cuirur eines Gartens  gelegt.

Z » Frankfurt suchte nach S . 26 die StätiqkeitSordnung
von 1616 . vorzüglich die Schmälerung bürgerlicher Nahrung
abzuwehren . „ Nur 5 oo Hausgesäße sollten geduldet , jährlich
nie mehr als 6 fremde Juden in Schuh ausgenommen , jähr«

lich nur , 2 Einqebornen die Heyrath verstauet werden . Unter
dem Schirme dieses Gesetzes lebte die Judenschaft >9 » IZahre.
Die Erlangunq und Bevbehaltung des Sckuhrechtes  ward
von Einheimischen und Fremde » emsig gesucht und als Quelle
von Wohlüand und Reicbthum hochgeachtet . Unter der , nie
zuverlässig bekannten , Zahl der einheimisch -» Juden verbargen
sich immer viele , vom Reiz deS Gewinns dahin gelockt«
fremde , so das) man m >t Inbegriff deS Gesindes und zahl«

reicher Gehülfen , die GeammtzaKl der Juden daselbst öfters

zu 7000 ansch ' age » durste , was ihr Verhältnis ) zu den Chri-
sten wie r zu 6 setzte. Veränderte Denkweise und Umwand,
lung der Sitten , milderten im Laufe der Zeit manches von

der Strenge des Gesetzes . . . Ais feindliches Geschütz ( 1796 ).
rin 'n qrosien Theil des Judenquartiers einäscherte , wurden
menschenfreundlich den Abaebronuten unter den christlichen De'

Wohnern Wohnungen gestattet ."
Eine in den übrigen Locaischriften nicht heransgehobcne,

sehr belehrende Anzeige ist S . 36 . 87 . „ wie selbst die Erh «,
bung der Frankfurter Judenschaft nur wieder eine Sonderung
von allem übrige » Bürqerwescn , eine neue Jsolirung der
neuen Bürger werden sollte ." Ohne Zweifel geschah dies nur

mit Willen der Begünstigten und durch ihren Einfluß . Nur
gleiche RechtSvorlheile  wollten sie also haben , aber

durchaus di « Vereinigung unter gleiche Behörden , d^s Mittel
zur Gleichheit vor dem Gesetz,  vermeiden . „ Als seyen

anqebornr Rechte , «j» Besitzstand vieler Jahrhunderte , leere
Undinge ; als sry es gleichgültig , den festbegründeten Kreis der
Gewerbschätigkeit der alten Bürger zu durchbrechen , verkündete
das am LÜ. Decembcr all »». erlassene großherzogliche Edict,
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mit «NKitmal cie volle Gleichheit aller israelitischen Einwohner
der Skodk Frankfurt , mir den übr ' g -m christlichen Bürqern,
und erklirre jene , gegen Uebernahme gleicher Verbindlichkeiten,
all r Reckte und Befugnisse von diesen theilhaftig . S > sske
Bo » age der von der jüdischen Gemeinde bey der Dundesverr
sawm una ü ^e-gebenen Denkschrift

W « fremdartig >edoch der Stoff war , der mit Gewalt
einem andern Kö per ernverlcidt werden sollte , bezeugt eine
Verfügung vom Z» , Jan . iHia . ( tm Großhzql , Frar .kfurtischen
Regier,masdlatk <2 . Do . ® . g ) . Hierdurch ward die Juden«
schaft als besondere Gemeinde  erhalt :» und z» Besorgung
de r » ,„ r.crr » Verhältnisse , eine eigene , a »S Mitgliedern dieser
Gemeinde zusammengesetzte Behörde ernannt . ( Cgarakreristisch
genug werden im §. 4 - von diesem Ehrenamte diejenigen auS«
geschloffen , die als Wucherer  bekannt seyen . ) Unter der
Lennna eines qrosih . rzgl . CommissarS dem die Handhabung
der be elenden O dnung sowohl in administrativer als kirch«
licher H -nstchk,  und insbesondere die Bewachung der jurium
ciroa !>acra von dem Groszherzog von Frankfurt ( und Erzbi«
sri off von e' e euSburg ) übertragen war . besorgte diese Behörde,
nur Ausschluß der damaligen verfassungsmäßigen Amtsstellen,
d. s Präfecten » nd Maire , alle Zweige der Regierungsgewalt,
namentlich die Aufsicht auf das innere Steuerwesen der Juden,
die Verwaltung ihres Gemeinde <Eigenthum » , die Aufnahme
fremder Israeliten , das Conscriptionswesen , da - Vormund«
schafls > und Curatelwesen , so daß also die i n die Gemeinde
der Stadt Frankfurt ausgenommen « Judenschaft vor wie nach
«ine eigene , frffgcschlosssne , nicht bloß für religiöse , sondern
hauptsächlich für politische Zwcrke , von jener scharf gesonderte
G meinheik bildete , deren Eigenthümlichkeit überdies noch dir
Anordnung eines Collegs von Norablen,  recht sichtbar her«
aus hob . "

Ai! ^ dieses geschah nach dem Grundsatz , daß nur d êSouveramekät das Skaatswohl kenne und über alles Privat«
wohl und Privatrecht erhebe , ungeachtet nach den schönen
Worten des ConstikutivnSpatents » der Charakter einer guten
Slaateversaffuiig darin bestehen sollt « , daß darin der allqe«
Meine Wille der Mitglieder durch vernünstige Gesetze auSger
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drückt werden sollte." Nach den Thatlachen aber war der
Sinn dieser: Ich nnr denke, ich nur will für Euch alle!
oder, wie Napoleon sagte: der Staat tst das höchste, et
l’Etat c’est Moi ! Nur einige Mitglieder des damaligen
StaatSraths ( S 4>) hatten bey den über die Anwendung
und Entwicklungdes Prinzips der Gleichheit der Rechte statt
gefundenen Derathungen, vergeblich ihre Stimme gegen die
Verderblichkeit jener Maastregel erhoben; sonst aber durfte in
dem damaligen Zustande völlig unterdrückter öffentlicher Mei»
nung, und beraube jedes Organs der Frryheit und Fürsprache,
Niemand wagen, ihre Verwerflichkeitund Widerrechtlickkeit
an Tag zu ziehen. Dack durch die neue Verfassung geschaffene
Schatkenwul der Ständeversammiung, war nur einmal, und
sonderbar genug, noch vor jener Einführung , nachher nie
wieder gegeben. Der auch nur einmal  zusammenberufene
Departementsrakh wurde, w-q-n -iniq-e in öffentlichen Auge,
legenheiten bescheiden geäußerten Vorstellungen, für Rebellen
erklärt. Dem Munizipaleakh war verfassungsmäßig der Mund
verschlossen, und erstarrt in tobten politischen Staaksformen,
mußte dann im verhäugnißvollenJahre 181a, wo endlich der
entscheidende Kampf um Europa'S Frryheit oder Knechtschaft
begann , harrend einer besseren Zeit, auch Frankfurts Bürger,
schafk bey dem ihr zugefügten Unrecht verstummen."

»Noch tiefer mußte «S diese schmerzen, wenn sie sich mit
den übriger» Landstheilen verglich, wo dem Grundsätze der
Gleichheit der Rechte, nicht lheure Interesse geopfert, und
jener bey den dort zahlreich wohnenden Juden nicht zur An»
Wendung gebracht wurde."

Wie die Ablösungs- Summe — nickt für das Bürger¬
recht, sondern — für vorherige specielle Abgaben der Juden
an die Franks. Bürgerschaft, als ihre Oberherrn, entstanden
war , wird hier S . 46 mit den Worten der Anordnung klar
gemacht.

Im §. 63. der Stätigkeit von »807. war ausgedrückt:
Alle übrige von den hieugen Juben bisher an das städtische
Aerar unter welcheriey Namen und Titel bezahlten Abgaben,
welch« der christliche Einwohner nicht zahlt, ober in welchen
der Jude i» Vergleich mit dem christlichen Einwohner bisher
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höher angesehk worden , hören in Zukunft auf , und es zahlt<n deren Statt die qetanimte Juüenschafk ein jährliches Con«
kk' Uonsgeld von 22,ooo fl

Indem nun diesen >ägriichen Co nc «sj i o n sge l de rn mit
«inemmrl eine Capilalsnmine von 440,000 Gulden surrvgirt
wurde . sollte damalig eine volle Gleichstellung mir denen folgen,
wel >̂ e brS badin als Herrn der Stadt auch di« Oberherrlich«
keil üver die lüdrschen Schutzq mosten gehabt und ihnen die
Eonress io  11 gegeben hatten . Und warum?

Be »m Ueberkomm-n der Fü 'stenkhümcr Hanau und Fuld
(auf deü schon alrcrnden Fürsten Lebzeit )  blieb der größte
Tderl der darin gelegenen Domainen in den Händen der Fron«
zoten , von »velchen solche der Großherzog um den Betragmearerer Millionen erkaufen mußte. Der hieraus erwachsenen
Geldbedeänqniß half die hiesige Judenschaft mit ab , und di«
Vollziehung des mit dem französtschen Kaiser abgeschlossenen
Kaufvert agS geschah an demselben Tag« (28 . Der - 1811),
wo der Großherzog dt« Bürgerrechküverrhetlung an die Frankl
furter Judenschaft unterzeichnet« ! So stand also der Nachtheilder Frankfurter Bürgerschaft zwischen den Vvrihrilen de«
Herrschers in § ankreich und der hiesigen Judenschaft in der
M ' tte ! Dir von dieser zuerst bezahlten iSo .ooo Gulden man«
denen »»gleich nach Paris ; der Ueberrest des Ablösunqsquan»tums wurde , durch Verwandlung in auf den Inhaber
ausgestellte Ooliqationen . mobilisirt , und davon sogleich 80.000
Gulden vom Großhcrzog thcils zu Belohnungen derer verwen«
det , welche theilS den Wiederverkauf der erwähnten Domainen
zu Stande gebracht . theilS aber auch die Unterhandlungen mltder Judenschaft beendigt hatten.

„Auf diesem Wege gelangte demnach letztere in die Gleich«
heit der Rechte , völlig u nen tg el d li ch, bloß durch das Er<
füllen einer Bedingung , die ihre eigene Erleichterung  zum
Zweck hatte ."

Höchst wichtig ist dir allgemeingüitige Bemerkung S . 62.
„Wenn es übrigens keinem Zweifel unterliegt , daß gleich den
legitimen,  auch zuweilen usi , rpatorischen  RegierungenQ >>lle von Rechten werden können , so ist eS jedoch eben >o
Anv.jweifelr , daß sogar Handlungen und Verfügungen der
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rechlmäßigcn Regierungen bisweilen der Charakter der Rech«
Mäßigkeit abgesp -ochen werden darf . Denn so innig bieftr
auch mit den Formen der höchsten Gewalt verschmolzen ist , s»
bestimmt doch vorzüglich nur jener innere  Gehalt bas Wesen
der Rechtmäßiykeit. — Verderbliche Willkühr , Nicht»
beachkung des gemeinen Wohls , Verletzung wesentlicher Rechte,
sowohl der Einzelnen als der Gesammtheik , vermögen nie
Rechte zu begründen . Deren Wesen ruht weniger in der
Form,  als in ihrer inner » Zweckmäßigkeit ; nicht im Ertheiler,
sondern im Ertheilten ."

Um den Sinn des Verf . noch bestimmter auszudrücken,
glaubt Ree . hinzusehen zu müssen:

Dre Form,  wenn sie nicht bloße Formalität ist , besteht
gerade — darin , das? das Ertheilke nicht bloß als eine Ma»
terle , nicht bloß als ein äußerer Effect ertheiit wird . DaS
Wichtige ist , daß cS in der heiligen Form inniger
Anerkennung des Rechts und der Gerechtigkeit,
nicht in der veränderlichen der Gnade , der Laune , der Will»
kühr ertheili werden soll , weil sie nur nach , jener Form De»
stand er halten kann.

Gerade diesen letzt erwähnten , allgemein wichtigen Punkt
finden wir absichtlich unter

Nr . 5 . in dem Marburgischen  FacultatSgutachten be»
leuchtet . Dessen Entstehung hat das Eigenrhümliche , daß es
von der Zudenschaft selbst begehrt war und doch sehr gegen
ihre Wünsche ausfiel . An sich aber verdient es auf jeden Fall
allgemeinere Aufmerksamkeit , in sofern es sich §. Vl — XVIIT.
S . 5 bis 86 mit der ins Ganze einwürkenden Erörterung be»
schäftigt , in wie fern die durch den Rheinbund entstandenen
Regierunqsarten rechtskräftige , auch nach dessen Wiederaus»
Hebung gültig » Regierungshandlunge » hervorbnngcn konnten?

Ree . möchte bey dieser Frage vornehmlich auf den großen
Unterlchied aufmerksam machen , daß eine als regierend ge»
duldete  Uebermacht zwar in StaatSvorwaltungS  r Ver«
fügungen , wenn dieselbe nicht an sich unrechtlich sind ( z. D.
bestehende Rechte ohne Schadloshaliung verletzen n . dgl .) , als
rechtskräftig handelnd anzuerkennen sey , weil Regierung im
Einzelnen feyn muß und auch eine bloß militärisch occupirrnde
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Macht , in soweit sie nicht etwas an sich die Rechte verletzen»
des verfügt, respectirt werden muß. Was aber eine als regle»
rend nur aus Noch geduldete Uebermacht in Sachen der
Staats verfassung,  also auch der Gesetzgebung, verfügt, ist,
weil si« selbst noch nicht verfassungsmäßigund nach innerem
Rechte begrüidet ist, auf jeden Fall „rechtleer ", rechtlich
ungültig, und folglich, zugleich mit ihrer Uebermacht selbst,
ohne weiteres aufyörend oder nichtseyend. Was nun der nur
durch den Rheinbund regierende und gegen das reichsfreye
Fran ' furt übermächtq gewordene vorm. Großherzog in Erthci»
lui'g cs Municipal «Bürgerrechts an die Judenschaft daselbst
verfügt hat , ist sogar in beyden  Beziehungen ohne rechtliche
Kraft. Es war an sich unrechtlich, als Verletzung der Rechte
der einzelnen Bürger und der ,ganzen Gemeinde der Stadt
Frankfurt. Es ist aber auch, in sofern es gesetzgeberisch und»
Derfissunasbestimmunqseyn soll, Ausfluß einer nur geduldeten,
also zu Lerfaffungsänderungennie befugten, Macht.

Deutlicher als anderswo wird S . 9 selbst aus einem
Kaiserl. Rescript vom 11. Oct. 1746. eines der Hauptmo»
menie klar gemacht , daß nämlich das Bürgerrecht in dem
freycn Frankfurt Antheil au der Landeshoheit in sich enthält.
DaS Rescript sagt: das ( damalige) ungeziemende Betragen
des Magistrats rühre daher , daß sich derselbe, ungeachtet er
deswegen von Kaiser!. Majestät schon vormals gewarnt wor»
den, eingebildet, als wenn ihm die Luperioisttas territorialis
über  die Kaiserliche und des Reichs freye Stadt Frankfurt
zukomme, die basiqe Bürgetfchaft seine  Unterthanen seyen
und er hingegen sich als ein Mitglied des Reichs aufführen
und derjen gen Vorrechte, die Fürsten und Ständen  des
Reichs »»kommen, anmaßen könne. Ihre Kaiserl. Majestät
würden zwar Dero und des Reichs Stadt Frankfurt bey ihrer
Luperioritate territoriali schützen und dieselbe  von Nie»
wanden kränken lassen, auch allerdings darauf bedacht seyn,
das Ansehen, Autorität und Respekt deS Magistrats zu Hand»
haben, befehlen demselben hingegen auch, in seinen Grenzen
zu bleiben, und sich den Ständen deS Reichs nicht gleich zu
achten, sondern wie er in der Thal nicht- anderes ist, als ein
Collegium  solcher Männer , die auctoritate Caesarea von
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der Dü "qerschaft erwählt worden , nicht um jure proprio zu

regiere » , sondern alp bestellte Administratoves dem gemeine «»

Wesen vo zustchrn. "
D «e 'Subjekt ion  der Franks . Judenschafl wird aufs

Kürzeste 0 . AH durch den „ lüoischen Eyd,  Bürgermeistern,

Schöffen und Rath dieser Stad : treu und gehorsam  zu

sei-n »nd nirgends als dort Recht zu nehmen " klar geinacht.

Auch die volle Landeshoheit  dieser Reichsstadt bestätigt

noch das >ehte rechtlich errichtete Reichsgrundqeseh . der Reichs-

Depiikationshanpkschlust vom 25 . Febr . «3- 3 . §. 07 . „Die zu-

folge der Nheiubundschaft ( »2. Jui . 1806 .) d. 1. 2l»q» st von

mehreren R -nchSständen d.-m Reichstage übergebene LoSsagungS-

urkunde vom Rrichsv - rvande und die am 6 . êrklärte Entsa¬

gung deS ReicySoberhauptS auf die Kaiserkrone , nebst der

Entbindung aller Retchsunterthanen von ihren Pflichten gegen

das R ich , konnte den Regenten und den Regierten weder

andere Pflichten noch andere Rechte nehmen oder zgebcn , als

die auf dem Reichsoerbande selbst gegründete ." Auch trat dann

nicht , wie Skaotsrechtslehrer Rheinbuiidsphilosophem « aufsu¬

chen wollten , auf eine kurze Zwischenzeit Rechtlosigkeit oder der

»rohe Naturstand " ein ( Ä . 5 o) . Die nicht aufgelösten Rechte

blieben vielmehr gültig . Denn , wären der Regenten Rechte

dadurch aufgehoben und neuere höhere geschaffen worden , so

Müßte auch zugleich für die Unkenkanen jener rohe Naturstand

«ingelreten seyn, welchen einst vo » Aimendingen supponirle , um

alsdann einen ganz neuen Zustand der Rechte für oben und

der Pflichten für unten cinrücken zu lassen. - Alles , was er«

folgt « , nahm auch der Frankfurter Magistrat ( s. letzte Proclai

maiivn vom >y . A »g. 1806 . 0 . 40 ) nur durch „ Ergebung

in das , wa « Gesetz einer unabwendbaren Nolhwendigkeik ist,"

an . Allein _ Non sola vis et velut adprehensio ad legi-

tiauun jn homines Imperium constituendum soder äugen»

dum ) valet . . . Sogar ex statu belli — ijuomodo in

pacem poterit descendi sine interveniente p acto?

l ’uffendorf . Jas Nat . et gent , L . >7. c . 7 . § 3 . Ferner ist

gewiß : Dem , weicher selbst frei, etwas anerkennt , erwächst

auch das ohne Reckt entstandene zu Recht , Wenn aber alle

Mächte Europg 's das neue Großherzoglhum anerkannten , so
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konnte dtes höchstens ihnen selbst , nicht den Frankfurtern ein
NeucS RechtSverhältniß auflege » . II est . . de 1‘ iinpossi-
bilite morale , d 'acfiomplir des traites , dont l ’accomplis-
sement blesseroit les droits d ’ un  tiers . Martens

Precis du droit des gens L . 8 . ch . 4 - Dir darauf
im Zanuar 1807 . erfolgte Huldigung , «IS Veriprechen der
UnterrhanSpflichten . wäre Anerkennung , wenn sie aus Neben
zeugung der Verbindlichkeit und nicht bloß der Noch geschehen,
oder wmn auch das Nichthuldigen eine wählbare Möglichkeit
geblieben wäre . Das in seiner Entstehung rechtsleere  kann
der Boden nicht sevn , auf welchem Rechtsverbindlichkeit dafür
erwächst . Vatte ] H 2o3 . Un peuple . . injustement op-
priroe . . un peuple ainsi depouille de sa liberte , ne re-
nonce jamais a l’e'sperence de la recouvrir . (Man muß
auf diese Alten zurückkommen , um der Unpartheulichkeit desto
gewisser »» f«»n ! ) Sane enim , si quis non solutn per vim
aut fraudem Imperium invasit , sed etiam per crudelem
civium oppressionem in mauifesta violentia suas rationes
omnes collocat , . . diuturna possessio nihil aliud heic no¬
tat quam per longissimum temporis spatium conlinuatam
injuriam . Puffendorf 1. c . §. 4 * Vgl . als analog eine Mare
bulgische Facultätsschrift : Die Fortdauer der rechtSbegründrten
Ansprüche eines Darlehn >Gläubigers an seinen Schuldner,

wenn dieser sich mit einem unbefugten Dritten  auf
Zahlung eingelassen hat ( 1814 . 4 .) . „ Ohnehin , sagt S . 66,
weiß der Sachkundige sehr wohl , ob und in wiefern man
«inen wirklichen Regenten den vollen Eigenthümrr deS
Staats  nennen kinne , wie auch , was in Urkunden der da»

maligen ( Rheinbundschafls <) Zeit unter en toute propriete
zu verstehen ftp .« Selbst die Wiederherstellung des Verletzten
ist gerechte Wohlkhat . aber nicht Gnade . Nur in dem Sinne,
in welchem man die von Mächtiger » gekommenen wohlthäti»
gen Ausflüsse der Gerechtigkeit auch wohl Gnade  nennt,
konnte die Wiederherstellung gehemmter RechtsauSübung gegen
Frankfurt je Gnade genannt werden ( I . j3 ), 6a vielmehr die
Fortdauer des Rechts auch den ausschließenden Anspruch auf
dessen Ausübung in sich schließt ( S . 68 ) und diese wieder eini
zutretcn hat , ohne daß «S hiezu einer Verfügung (Adjudication)
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bedürfte. Daher wurde auch Frankfurt von denen Defreyern
Deutschlands , welche Fürsten und Völkern die Wiederkehr veS

Rechts zugesagt halten , schon seit dem 1. Jan . 1814. wieder

als frey behandelt ( S . 77 ). Lange von der Wiener Lvngreß«
schlustacte vom 5 . Juni , i 6 r5 .

Nach allen diesen und weiteren Präliminar «Beleucht»»,

gen des ganzen RechtSbodenS wird bann von S . 83  an das

specielle Resultat deducikt : Frankfurt ist , in der gedachten
Eigenschaft und Verbindung , durch die von dem vermal . Große
Herzog heirüdrende Bestimmung des Zustandes — der bürqer»

iichen und Gemeinheitsverhältnisse — der dastgen Israeliten
keineswegs gehemmt,  sondern kann sich deren Bestimm
muna allerdings rechtlich Vorbehalten ."  Die auch hier

sorgfältig „nd bis zur Unlaugbarkeit «ntwiekelten special»
Gründe stnd im Ganzen die schon o»S Nr . 2. ersichtlichen;
wie es auch aus den Thatsachen anders nicht zu erwarten ist.

Am Schluffe dieser Anzeige erhält Rec . noch etfte Flug»
schrift:

6. ,, Die Iudenschaft von Frankfurt und ihre Rechte." 1317.
U S . in 8.

Fast sollte man wünschen , daß wenigstens mit Nr . 4.
zugleich auch diese Denkschrift mit der „ Gegenerklärung d»<

Senals " verbunden und gleichsam officiell gemacht wäre ; so

klar »nd gedrängt enthält dieselbe fast alle Momente , welche

in den übrigen Erörterungen allmahlig und zerstreut an « Licht
hervvrgerufen worden stnd. Doch liegen viele Beweise nur in

jenen vollständig und werden erst durch Vergleichung mit bene

selben völlig überzeugend.
Nichts ist dem Rec . erfreulicher , als der in dieser Ange,

legenheik fast handgreiflich gewordene Beweis , wie höchst
wichtig «nd unentbehrlich für wahre Einsichlen es scu. baß sie

wit vielseitiger Anstrengung erst nach allen Beziehungen un<

aufhaltsam burchgearbeitet werden . «he man das Resultat für
«ntfcfcUbenhalten und sich dafür als für etwa« unabänderliches
erklären kann. Bekanntlich entstund lange , z»,n Theil aus

sehr löblichen Empfindungen für Toleranz , für Achtung wohl,
«rworbknrt Rechte u . dgl. , zum Theil aus Scheu vor ver,
weiblichen Reaktionen und wer weist , wo fonsther noch? «ln

gewisses Vvrurtheil für die scheinbar durch Reaction leidende,
scheinbar berechtigte. Nur das jetzt vollendete Debattiren der

Sach « nach allen ihren fltfchicbtltdben und rechtlichen Seiten,

«in DiScutiren , wo jedes Moment aufs höchste mögliche qe,

triebe» und dadurch gerade serne möglichste Beweiskraft vüstig

«rwogen wurde , hat das Resultat in «ine solch« Heile gesetzt,
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dasi keine <0 ow zu irren , öfter irgend ein verstecktes Unrecht
zuzngeden . übrig btrt : cu kenn. Der Rcchtsounkt ist durch
volle Aufklärung festgestellt. Dost nun aber auch die Billig»
feit  unft die M l u fll) et  t g p f 11d) t gegen In den Wie gegen
Christen zugleich durch wohltbätige Berücksichtigung alles d. ffen,
w >s aus dem Schlimme » B -sseres werden soll und kann, eine
treten und man wahre Verbesserung jener, ohne Veracht mmerung
dieier . Z» bcwüiken suchen werde , wünscht und hofft gewiß
jeder , der von ganzem Herzen eben so sehr Menschenfreund
als Nechtsfreund ist.

Nachschrift.  So eben erhält Nec. noch die vom Ende
des April datirke

7. Historisch juridische Entwicklung der unveränderten Untenbond-
Vfiichk jüdischer Gemeinde zu Frankfurt a . M - und des RechiL-
bestanLeS aller eigemhümliche » IuSengefülle dieser freyen Stadt.
18,7 . iü8 S . i» 8.

Ihr gehört unter den Beleuchtungen dieser Sache eine
ganz vorzügliche Stelle . Wäre unsre Anzeige nicht bereits sehr
vollständig , so würde Ree. mehreres auSheben. Liierst ( dis
S . 9 ) wird der absichtliche  Irrwahn des jüdischen Sach¬
walters . als ob die Judeiischast zu Frankfurt unmittelbar unter
dem Kaiser , und nicht unter der Stadt Frankfurt seiest , als
Landesherrschaft gestanden hätte , evident widerlegt . Mas nützen
al>'o am Ende dergleichen Luflstreicke einseitiger Aboocateni
küuste? Sie vermehren vielmehr ( vgl. S . 66 ) den Unwillen
und Argwohn gegen Machinationen , die stch alles erlauben . —
Ehre , dem Ehre gebührt Mit Namen wünschte Rer . bemerkt
zu finden , was S . £2 andeuiet : Nur der Principal»
Minister »nd einige Staats Rät he  wollten das:
verlia valent ut nmmni — nicht gelten lassen ; sie dachten
auch jetzt noch an ihre reutiche Geburt und erklärten männlich:
dast schon allein das Giaiibensbekenntniß die Jude » vom Staats»
Bürger «Recht ansschlösse, wie der Grostherzvg in jenem Re«
scripk vom 3o. Ndv . »L<>7 selbst erwiesen habe , somit den
Juden höchstens eine Art Dey  sa ssen sch utz zugestanden
werden könne "

Al er auch noch auf andere der Stadt fauch jetzt) gebüh»
rende Entschädigungen wird S . »5. 24 . aufmerksam gemacht.
Der auf dem Titel bemerkte zweuie Hanprpunet , dast die
Reluikionsqeider , weil ste gar der Stadt zu gut kamen,
dieser also nicht einmal die Ansprüche der Stadt auf fort«
dauernde Abgaben der Iudenschafk . aio dortiger Schutzqenossen,
entziehen oder zweifelhaft machen können , wird sehr eiweuch«
tend und bedeutend. i 5o tausend Gulden gingen davon nach
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Paris , nicht zum Besten der Stadt , sondern zum Wieberkauf
Fuldaischec und Hanamscher Staatsdomänen . S . 110 über«
läßt der Iudenschafr , ob sie sich dafür an die jetzige Regierung
v«n Fulda und Hanau wenden wolle. Von einem andern
Hanptthell specific» t S . 4 » folgende , merkwürdiaa Verwen«
düng an bene meritos . „Nach einem schon sonst bekannt qewor«
denen Resciipt des Großyerzogs vom 17. Oct . 1812 b w fli«tc
wegen dem meisterhaft z» Stande gebrachten Domänen - Erkauf
und Wiederverkauf der Grosiherzvg:

a) dem Grasen von Denzel r Slernau und dessen
Gemahlin . 40000 Fr.

b ) dem Minister Eberstein und dessen Gemahlin 40000 Fr.
c) dem französischen Gesandten von Fenclon und

dessen Gemahlin . . . . . 40000 § r.
6) dem Jude » Commissär von Jhstein und dessen

Gemahlin . 10000 Fr.
e) dem Hause Rothschild . . , 10000 Fr.
f ) Die welkeren Reste von . . . 5<000 Fr.

bleiben in den Händen des Rothschild als Abschlagszahlung auf
da» , was ihm der Grosiherzog schuldet Alles dieses ist durch
die mobil gemachten  Judengelder zu bewirken und zu seiner
Zeit der Generalkasse aus den gewonnenen 190,000 Francs z»
vergüten ?'

Daß der Finanz >Minister das — beari possidentes —
nicht vergessen habe , erwies sich daraus , daß er von den 24
Partial , Obligationen sogleich die ersten ulrimo Dcc. 1812.
fällig gewordene Coupons, jeden zu L00 fl. abfchnitt als weich«
»2000 fl. mit jenen von Rothschild empfangenen 6 ,62 fl. 8o kr.
den Betrag der 40 .000 Francs auemachtcn.

Noch bedeutender «st , daß T . 107 zeigt , die Rcluitivn
hätte z» 5 Proc . geschehe» sollen, lind sey eine Jaesio ultra
dimidium ( ® . 107) , der qrößte Theil betreffe ein Gemeinde«
^igMthum , worüber der Souverain auf keinen Fall verfügen
konin« (S . io «) , sie betreffe sogar ein an Gläubiger der Stadt
verpfändetes Eigenthum , auch scpen viele Judcnschaflsabgaben
dadurch qax nicht einmal berührt worden ( S . 108 ) , folglich
auf jeden Fall für die Tkadtre « ' n'ien noch jetzt zu fordern.
Ohnehin aber ( K . 77 ) müsse die gerichtliche  Bestimmung
der Gültigkeit deö ReluitivnSvcrtragS vom 16 Dec . 1611
(welchen S . 56 . 67 von dein über daS unentgeltlich gege«
bene Bürgerrechte t>. 28 . Dcc . erlassenen Patent wohl unrerschei»
den lehrt ) immerhin von der anö der G e se tza e b u n g zu „ wart
lenden Bestimmung über daS vermeinte Bürgerrecht genau
unterschieben werden . Und Rcc . musi noch einmal bemerken»
dasi die Ausführung dieser Puncte im Einzelnen viel AuSger
jeichneres hat und di« scharfsinnigste Umsicht beweist.
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Aber auch das überhaupthin merkwürdige der Schrift zeigt
sich vornehmlich S - 5a in den Nachweisungen . wie alles von
der nur durch NapolconiSmus möglich gewordenen Usurpation
ausaegonqene Unrecht rechtlich von selbst eeslire, und anch nach
den Erklärungen der allerhöchst verbündeten Mächte vom 14. Dek.
lüi, ?. und 22 . Apr . il 514. das alte rechtliche augenbl cklich und
ohne weitere Vorbedingungen als Rechtsoestand wiedcrhenu«
stellen sey. Hierüber ist belonderS der letzte rechtliche Abschnitt
S . i »3 „von der Nichtigkeit der ( aus dem Rheinbund ent«
standenen ) Grosih . Frankfurlischen Gesetzgebung und dem voll«
ständigen Rechksbestand der jetzigen ( wiederhergestellten und
durch eine ConstitutionS Ergänzung  modificirren ) Staats»
Verfassung »nd Gesetze dieses sreyen Bundes , Staates vielseiti«
ger Erwägung würdig . Nicht abzuläugnrn ist , was S . iZi
bemerkt , das; gerade dort , wo eine ganze Bürgerschaft
ohne Ueberqcwlcht des Staatsoberhaupts und ohne Einflus; einer
ministeriellen Oligarchie (!) sich zu cvnsiltui-en hatte , und wo man
deswegen die schwierigsten Diskussionen befürchten mache, auch
«den daher eine spcc;ei!e Entscheidungsvollmacht dem Bundestage
vprsichtlich znsprach . die erste erneuerte  Staalsverfassung
in dem wiederhergestellten ( und wiederherzustellenden ) Teutich«
(and mir größter freyer Einverständigung ,n« Leben getreten ist.

UebriqenS ist nach DundcSacre Art . 2. der Zweck des Bundes
Erhaltung der äußern und i nnern  Sicherheit TeurschlandS.
Darüber zu wachen , hat der Bundestag Pflicht und Compctenz.
Innere Sicherheit aber wäre in die Länge gewiß nicht denkbar,
wenn nicht Respekt gegen daS Recht überhaupt zurückkäme und
rechtliche Ansprüche auch für die Gesammtheiten der Unterkha«
»en eben so sehr wie für die Regierungen !gesichert wären . Der
Arrf . scheint also S . i 3/t nicht unrichtig zu bemerken , daß,
wie dem Bundestag die specieUe Entscheidung, wenn die Frank,
fnrter Constitution wegen Etreikigkeiken nicht hält « zu Stande
kommen können, ausdrücklich aufgetragrn worden sey. der DnndrS«
tag durch Art . 2. überhaupt schon die generelle Cowpetenz Hobe,
würksam zu wachen , daß überall das Rechtliche stakt«
find « und auch daS urkun dlich , recht liche  anders nicht
glS auf rechtliche Weis«, d. i> entweder durch Einverständniß,
oder auf schiedsrichterlich« Art durch itio in panes et trans-
actio ( 0 . »25 ") geändert werde , wie denn die Dnndesack«
jura singnlorum (also auch Verfassungsrechke. bep denen bi«
>— niemais unbedingt untergeordneten — VolksgesammtKeiirn
xa » iingutsri » sind) im Art-  7 . ausdrücklich berücksichtigt.

H. E. G. Paulus.
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drohend über Europa erhoben hatte , Süddeutschland
und Italien von Kriegsgetümme ! wiederhallten , mehr
als alle andern Orte das geistig erregtere , aber desto
tiefer verderbte Berlin versunken war . Nach einigen , den
Nachkommen Friedrichs des Großen unwürdigen Feldzügen
am Rhein hatte man , schon entartet , den Baseler Frieden
geschlossen . Da war es , als müßte man die innere
Stimme — die Vorwürfe der Treulosigkeit in diesem
genußsüchtigen Leben ersticken ! Und nicht allein Menschen
von schlaffer Denkart , Männer auch von kräftigem Geist,
von energischer Gesinnung wurden maßlos in dies boden-
lose Treiben gerissen . Zumal reizbar - leidenschaftliche Na¬
turen , oder die das Talent früh vornehmen Verbindungen
und vornehmen Lastern zuführte . Dieser Zustand bot
gleichsam die Kehrseite zu dem Freiheitswirrwarr und der
unersättlichen Eroberungsgier Frankreichs dar . Hier groß¬
artig , aber schrankenlos überreizte Kräfte , dort steigende
Entnervung , die nothwendig mit den traurigen Nieder¬
lagen von 1806  endigen mußte . Denn alle Grundvesten
des Staats sollte diese Libertinage untcrhöhlen , die nicht
leer , nicht gemein war , und desto tiefer , unter der Hülle
von Geistesbildung , selbst in das Bürgerthum eindrang
und das ganze Gebäude wie ein Gisthauch entkräftete.
Kurz , die Sittenlosi 'gkeit schien von dem allerdings regen
Geistesleben wie unzertrennlich , und mit wenigen Aus-
nahmen , Geistern der Zukunft , wankte alles über diesen
täuschenden Abgrund.

An diesen geistigen und sinnlichen Orgien nahm Gentz
reichlich Theil ; und , während in edlern Stunden sein
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